Die  Entwickelung  der  Landeshoheit  in  Geldern 
bis  zur  litte  des  14.  Jahrhunderts. 
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Die  Entwicklung  der  Landeshoheit  in  Geldern  bis  zur  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts. 

Die  Geschichte  der  Entstehung  der  Landeshoheit  liat  die 
Aufgabe,  darzustellen,  wie  aus  Organen  der  Gentraigewalt  des 
Reiches  selbständige  Inhaber  von  Herrschaften ,  Landesherrn, 
und  wie  aus  Unterthanen  des  Königs  solche  der  Landesherrn 
geworden  sind.  Denn  die  Entwicklung  der  Landeshoheit  be- 
deutet lediglich  einen  Wechsel  in  dem  Inhaber  der  Staats- 
gewalt, die  aus  den  Händen  des  Königs  in  die  der  lokalen 
Gewalten  übergegangen  ist.  Es  wird  sich  demnach  bei  der  Dar- 
stellung dieses  für  die  Gestaltung  der  staatlichen  Verhältnisse 
Deutschlands  so  bedeutungsvollen  Vorgangs  nicht  darum  handeln, 
die  Herausbildung  einer  Institution  nachzuweisen,  sondern  allein 
darum,  festzustellen,  auf  welche  Weise  und  in  welcher  Zeit  eine 
Anzahl  von  Hoheitsrechten,  die  sich  ursprünglich  im  ausschliess- 
lichen Besitz  des  Königs  befanden  auf  die  Landesherrn  über- 
gegangen und  von  diesen  als  eine  Land  und  Leute  gleichmässig 
umfassende  Gewalt,  als  Landeshoheit,  konstituirt  worden  ist. 

Es  ist  der  Zweck  der  folgenden  Untersuchung,  diesen  Vor- 
gang in  einem  deutschen  Territorium ,  Geldern ,  darzustellen, 
jedoch  mit  einer  durch  praktische  Gründe  gebDtenen  doppelten 
Beschränkung,  einer  maieriellen,  indem  wir  .mr  eine  hervor- 
ragende Seite  dieser  Entwicklung  berücksichtigen,  und  einer 
zeitlichen ,  indem  wk  die  Darstellung  nur  bis  zur  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  führen.  Dieser  Zeitpunkt  erschien  besonders 
geeignet  als  Abschluss,  weil  in  ihm  das  Ziel  der  landesherr- 
lichen Bestrebungen  im  wesentlichen  erreicht  ist,  das  Gebäude 
der  Landeshoheit  in  den  grossen  Zügen  vollendet  dasteht;  zugleich 
ist  diese  Zeit  für  das  in  Frage  kommende  Territorium  diejenige 
Epoche,  in  welcher  eine  normale  Weiterentwicklung  der  inneren 
Veihältnisse  durch  den  Eintritt  dynastischer  Streitigkeiten  und 
politischer  Verwicklungen  gehemmt  wurde.    Denn  mit  dem  Tode 
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Rainalds  IL,  in  dessen  Regierungszeit  die  Erhebung  der  Graf- 
schaft Geldern  zum  Herzogtum  erfolgt  ist,  trat  während  der 
Minderjährigkeit  seines  Sohnes  eine  vormundschaftliche  Re- 
gierung ein,  während  welcher  das  neue  Reichsfürstentum  zum 
Schauplatz  zügelloser  Parteikämpfe  und  langdauernder  Unruhen 
wurde,  die  in  der  Folge  durch  das  Auftreten  eines  zweiten  Prä- 
tendenten noch  gesteigert  wurden. 

Was  die  Wahl  des  Territoriums  betrifft,  an  welches  unsere 
Ausführung  sich  anschliesst,  so  kann  zur  Rechtfertigung  der- 
selben ausser  Anderem  auch  der  Umstand  dienen,  dass  grade 
Geldern  schon  auf  Grund  seiner  geographischen  Lage  ein  be- 
sonders günstiges  Feld  für  die  Ziele  der  Landeshoheit  darbieten 
musste.  Dem  unmittelbaren  Einflüsse  der  Gentraigewalt  durch 
die  Entfernung,  welche  dasselbe  von  dieser  trennte,  entzogen, 
konnten  sich  hier  im  Nordwesten  des  Reiches,  an  den  Grenzen 
germanischen  und  romanischen  Staatslebens,  die  Bestrebungen 
der  Landesherrn  freier  und  energischer  entfalten,  als  dies  unter 
anderen  Bedingungen  möglich  gewesen  wäre.  Und  dies  um  so 
mehr,  da  Geldern  in  steter  Wechselbeziehung  zu  seinen  west- 
lichen Nachbarn  stand,  die  unter  den  Einwirkungen  franzö- 
sischer Institutionen  in  ihrer  staatlichen  Entwicklung  den  rein 
deutschen  Territorien  erheblich  vorausgeeilt  waren. 

In  zweiter  Linie  massgebend  für  die  Wahl  Gelderns  war 
die  Beschaffenheit  seiner  urkundlichen  Quellen,  auf  welche  wir 
bei  unserer  Untersuchung  fast  ausschliesslich  angewiesen  waren. 
Diese  fliessen  in  dem  vorzugsweise  in  Betracht  kommenden  . 
Zeitraum  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  verhältnissmässig  reich- 
lich und  sind  durch  die  sorgfältige  Sammlung  Sloets  ^)  nun 
auch  für  weitere  Kreise  zugänglich  gemacht.  Neben  Sloet 
konnten  für  die  ältere  Zeit  die  Urkundenbücher  von  Bondam^) 
und  vanMieris^),  und  für  die  erste  Hälfte  des  U.Jahrhunderts 
vor  allem  Nyhoffs,  »Gedenkwaardiglieden  uit  de  geschiedenis 
van  Gelderland«  benutzt  werden. 

1)  Sloet,  Oorkondenboek  der  grafschappen  Gehe  en  Zutfen.  s'Graven- 
hage  1872—77. 

2)  Bondam,  Charterboek  der  oraaven  van  Holland  en  Zeeland. 

3)  van  Mieris,  Groot  Charterboek  der  graaven  van  Holland.  Leyden 
1754—56. 


In  der  Zeit,  in  welcher  zuerst  die  späteren  Landesherrn 
von  Geldern  in  den  Urkunden  auftreten,  in  dem  dritten  De- 
cennium  des  11.  Jahrhunderls,  erscheinen  dieselben  als  Besitzer 
der  Herrschaft  Wassenberg  und  anderer  feudalen  Güter,  die  sie 
nach  den  Annales  Rodenses  der  Gnade  Kaiser  Heinrichs  II. 
verdankten^).  Man  kann  mit  einiger  Sicherheit  aus  dieser  Mit- 
teilung der  genannten  Annalen  schliessen,  dass  jene  Lehen  da- 
mals für  sie  als  Grafschaft  konstituirt  wurden;  denn  der  erste 
Vertreter  des  Geschlechtes,  der  häufiger  genannt  wird,  erscheint 
bald  als  Graf  von  Wassenberg  und  bald  als  Graf  von  Geldern 

Die  Stadt  und  Burg  Geldern,  die  dem  Dynastengeschlecht 
den  Namen  gegeben  hat,  bildeten  ursprünglich  eine  Vogtei  des 


1)  Annales  Rodenses  M.  G.  SS.  XVL  V.  van  Spaen,  der  zuerst  auf 
diese  Nachricht  aufmerksam  gemacht  hat,  weist  überzeugend  nach,  dass 
sie  die  erste  beglaubigte  Mitteilung  über  das  Dynastengeschlecht  ist,  und 
dass  die  bis  dahin  herrschende  Ansicht  von  der  Abstammung  der  Grafen 
von  einem  Grafen  Otto  von  Nassau  auf  einer  Yerv^rechslung  mit  einem 
gleichnamigen  Grafen  von  Zütfen  beruhe.  Die  Ansicht  van  Spaens  hat 
auch  Sloet  adoptiert,  während  Wenzelburger  I.  408  sich  wieder  der  alten 
Auffassung  anschliesst.  Die  Annalen  berichten,  dass  zwei  Brüder,  die 
aus  Flandern  vertrieben  waren,  sich  in  den  Schutz  dss  Kaisers  begeben 
hätten  und  von  diesem  mit  Wassenberg  und  Kleve  beschenkt  worden 
seien;  traditis  utrique  tot  et  tantum  terrarum  beneficiis,  ut  et  ipsi  et 
eorum  posteri  ex  rerum  felicitate  principes  facti  sint  huius  regionis 
Beide  wären  hiernach  die  Stammväter  der  Grafen  von  Geldern  und  Kleve. 

2)  Sloet  Nr.  228.  230.  231.  u.  a.  Damit  wird  die  Behauptung  Jo- 
hanns von  Leyden,  Chron.  Belg.  Lib.  XI.  Cap.  4,  der  «zum  grössten  Teil 
die  IMissvovständnisse  bezüglich  der  Abstammung  der  Grafen  verschuldet 
hat,  hinfällig.  Dieser  erzählt  a.  a.  0.  anno  Domini  millesimo  septua- 
£]fesimo  nono  Imperator  Henricus  ad  instanciam  praedicti  Ottonis  fecit  de 
praefectura  Ghelriae  et  dominio  de  Pont  unum  comitatum  et  sie  iste  Otto 
fuit  primus  comes  Ghelriae. 
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Kölner  Etzstiftes,  welche  später  in  den  Lehenbesitz  der  Grafen 
überging  Eine  zweite  Vogtei  besassen  diese  in  Roermonde, 
das  1204  mit  einem  grösseren  Komplex  allodialer  Herrschaften 
dem  Bistum  Lüttich  zu  Lehen  aufgetragen  wurde  ^)  Vogtei- 
bezirke  waren  auch  Erkelenz^)  und  Emmerich.  Beide  lagen 
jedoch  ausserhalb  der  im  übrigen  wesentlich  geschlossenen  Ge- 
bietsmasse. .  Da  die  Geschichte  der  zuletzt  genannten  Vogtei 
eine  treffliche  Illustration  zur  Entwickelung  landesherrlicher 
Rechte  aus  der  Vogtei  darbietet,  so  mögen  hier  die  Haupt- 
phasen in  diesem  Entwicklungsgange  kurz  hervorgehoben  werden. 
Als  advocati  principales  des  Kapitels  St.  Maria  zu  Utrecht  be- 
sassen die  Grafen  von  Geldern  seit- dem  Anfang  des  12.  Jahr- 
hunderts die  Vogtei  in  Emmeiich,  v^^elches  unter  der  unmittel- 
baren Hoheit  eines  Propstes  stand,  aber  rings  umschlossen  war 
von  dem  Gebiete  der  Grafen  von  Kleve.  Um  den  Bedrückungen 
dieser  mächtigen  Nachbarn  zu  entgehen,  stellte  der  Propst  im 
Jahre  1233  die  Stadt  unter  den  besonderen  Schutz  des  Grafen 
von  Geldern,  dem  zugleich  ausgedehnte  Hoheitsrechte  und  die 


1)  vgl.  eine  Schenkungsurkunde  bei  Sloet  Nr.  1116  aus  dem  Jahre 
1286,  wo  Graf  Rainald  Burg  und  Land  Geldern  mit  der  villa  Goch  seiner 
zweiten  Gemahlin  als  Morgengabe  überreicht,  und  wobei  die  Zeugen  er- 
klären, dass  die  Schenkung  erfolgt  sei,  coram  archiepiscopo  Coloniensi  et 
suis  hominibus  de  omni  eo  quod  ipse  (Rainald)  tenet  in  feudum. 

2)  Sloet  Nr.  647.  advocatiam,  quam  a  nobis  tenet  in  feodo.  van  Spaen, 
Hist.  I.  113  und  0.  Abel,  König  Philipp  der  Hohenstaufe,  S.  151,  führen 
diese  Auftragung  lediglich  auf  die  Absicht  des  Grafen  zurück,  jene  Be- 
sitzungen dadurch  vor  Belästigungen  seines  Gegners,  des  Herzogs  von 
Brabant  zu  schützen,  was  Sloet  Nr.  410  Anmkg.  nicht  ohne  Grund  in 
Abrede  stellt,  da  die  Streitigkeiten  mit  Brabant  dem  Jahre  1202  ange- 
hörten, und  überdies  der  Brauch,  Vogteien  als  Lehen  zu  konstituiren, 
grade  in  jener  Zeit  ein  allgemein  verbreiteter  und  auch  von  Reichswegen 
durch  di'!  Sentenz  von  1180  ausdrücklich  gestattet  war. 

3)  Erkelenz  war  nicht,  wie  van  Spaen  meint,  nllodiales  Eigen  der 
Grafen  von  Geldern,  sondern  seit  966  Besitztum  des  Marienstiftes  in 
Aachen.  Sloet  Nr.  99.  Seit  wann  die  Grafen  hier  die  vogteilichen  Rechte 
ausübten,  ist  nicht  zu  ermitteln;  jedenfalls  erfolgte  die  Erhebung  des 
Ortes  zur  Stadt  im  Jahre  1316  gegen  den  Willen  des  Propstes  -und  muss 
als  ein  Eingriff  in  dessen  Rechte  bezeichnet  werden,  vgl.  Annal.  des 
hist.  Ver.  für  d.  Niederrhein  V,  75  u.  79. 
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Hälfte  alier  Einkünfte  abgetreten  wurden  In  demselben 
Monat  aber  erhob  dieser  letztere  angeblich  mit  kaiserlicher  Ge- 
nehmigung die  Villa  E.  zu  einer  »civitas  regia  seu  imperialis« 
und  entzog  damit  dem  Propste  den  letzten  Schein  seiner  ehe- 
maligen Rechte  Der  Konflikt,  in  den  durch  diese  Vergewal- 
tigung der  Graf  mit  dem  Bischof  von  Utrecht  als  Immunitäts- 
herrn verwickelt  wurde,  fand  einen  vorläufigen  Abschluss  durch 
einen  Vergleich  des  Jahres  1235.  Dem  Grafen  wird  darin  die 
Stadt  E.  als  Lehen  von  Utrecht  verliehen,  und  alle  Einküntte 
und  Rechte  werden  gleichmässig  zwischen  dem  Lehensherrn 
und  Belehnten  geteilt^).  Wie  vorauszusehen  war,  erwies  sich 
diese  Doppelherrschaft  sehr  bald  als  unhaltbar,  es  kam  zu  neuen 
Differenzen ,  die  nach  langem  Hader  1261  endgültig  dadurch 
beigelegt  wurden,  dass  der  Bischof  auf  alle  seine  Rechte  in 
Emmerich  zu  Gunsten  des  Grafen  verzichtete^).  Dieser  war 
somit,  nachdem  er  bereits  1237  von  Kleve  auch  die  Vogtei  der 
inneren  Stadt  erworben  hatte,  alleiniger  Besitzer  und  unum- 
schränkter Herr  in  E.^j;  aus  dem  ehemahgen  Schirm vogt  war 
ein  Landesherr  geworden. 

Eine  Grafschaft  und  eine  Anzahl  von  Vogteien  bildeten  also 
den  Grundstock  des  Territoriums  Geldern;  ob  auch  weltliche 
Immunitätsherrschaften  bereits  damals  dazu  gehörten,  muss 
dahingestellt  bleiben;  die  Urkunden  geben  darüber  keinen 
Aufschluss 


1)  Sloet  Nr.  562. 

2)  Sloet  Nr.  563. 

3)  Sloet  Nr.  580. 

4)  Sloet  Nr.  843. 

5)  Sloet  Nr.  595. 

6)  Die  erste  urkundlich  nachweisbare  Erwerbung  einer  solchen  er- 
folgte 1279.  In  diesem  Jahre  ernennt  Graf  Rainald  den  Ritter  Gottfried 
gen.  Berg  zum  erblichen  Kastellan  seiner  Burg  Kessel;  die  mit  dem  Amte 
verbundenen  Manngelder  sollen  aus  dem  Zolle  von  Kessel  und  aus  der  Bede 
des  Landes  K.  entnommen  werden,  ein  Beweis,  dass  der  Graf  bereits  damtils 
die  landesherrlichen  Rechte  in  der  Herrschaft  K.  ausübte.  Die  Bedenken, 
die  van  Spaen  Hist.  I.  412  und  Nyhoff  I.  333  not.  1  dagegen  geltend 
machen,  sind  demnach  unbegründet.  Wenn  u.  a.  Nyhofi"  die  seinigen 
mit  dem  späteren  Vorkommen  von  Rittern  v.  K.  motivieren  zu  können 


Wie  lange  die  Herrschaft  der  Grafen  von  Geldern  auf  das 
»Oberquarüer«  beschränkt  blieb,  wann  und  wo  sie  zuerst  den 
Grund  zu  ihrer  Macht  in  den  unteren  Rhein-  und  Maasland- 
schaften, in  den  fränkischen  Gauen  Teisterbant  und  Batua,  ge- 
legt, entzieht  sich  unserer  Kenntnis^);  sicher  ist  nur,  wie  ein 
zuverlässiger  Chronist,  Gislebert  von  Möns,  berichtet,  dass  sie 
schon  frühzeitig  an  den  Ufern  der  Waal  begütert  waren.  Unter 
den  Gütern,  die  Jolanthe,  eine  Tochter  Graf  Geihards  von  Gel- 
dern, ihrem  Gemahl  als  Mitgift  zubrachte,  werden  die  Graf- 
schaften Dodew^erd  und  Dalen  genannt,  die  hier  ausdrücklich 
als  Allode  bezeichnet  sind^). 

Eine  neue  Bereicherung  erfuhr  der  Besitzstand  der 
Grafen  von  Geldern  durch  die  Vereinigung  mit  Zütfen,  welche 
durch  die  Vermählung  des  Grafen  Gerhard  mit  Irmgard,  der 
Erbtochter  von  Zütfen,  erreicht  wurde  (zwischen  1118  und 
113i).  Von  hieran  sind  die  Grafen  von  Geldern  zugleich  Herren 
von  Zütfen.    Sehr  umfangreich  kann  übrigens  die  Zütfensche 

glaubt  und  behauptet,  dass  die  Herrschaft  K.  noch  im  Anfang  des 
14.  Jahrhunderts  im  Besitze  des  Hauses  K.  gewesen  sei,  so  übersieht  er, 
dass  dieses  Ministerialengeschlecht  mit  dem  der  ehemaligen  Grafen  von 
K.  i:pineswegs  identisch  war.  Eine  Randglosse  des  Kaufbriefes,  die  Sloet 
Nr.  1UU7  mitteilt,  stellt  es  überdies  ausser  Zweifel,  dass  der  Kauf  der 
Herrschaft  bereits  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  stattgelunden  hat. 

1)  Es  liegt  nicht  in  dem  eigentlichen  Zwecke  dieser  Arbeit,  ein- 
gehende Untersuchungen  über  die  Zeit  der  Erwerbung  und  den  Ursprung 
der  einzelnen  Bestandteile  des  Territoriums  anzustellen,  es  genügt  iür 
uns,  den  ursprünglichen  Charakter  derselben  festzustellen.  Wir  veruieiden 
es  daher,  auf  die  zahlreichen  Kontroverse  einzugehen,  die  «ich  an  diese 
Fragen  geknüplt  haben,  die  schliesslich  nur  den  BeweJS  liefern,  wie 
schwankend  die  Grundlagen  sind,  auf  denen  sich  alle  diese  Erörterungen 
bewegen.  Es  stehen  sich  hierin  vor  allem  die  Ansichten  van  Spaens 
(Inl.  11.  90  und  III.  191.)  und  van  den  Berghs  (Handboek  der  middel- 
nederlandsche  Geographie  p.  188  u.  f.)  gegenüber. 

2)  Sloet  Nr.  211.  allodia  in  Advallensibus  partibus  ex  parte  matris 
Yolandis  comitissae  provenieniia ,  scilicet  comitatum  de  Uodewerde  et 
couiitatum  de  Dala  habuit.  Düdewerd  lag  in  der  Betüwe,  die  Lage 
Diilens  ].sl  dagegen  nicht  ganz  sicher,  da  uum  unter  den  drei  Orten  des- 
selben INI  amens  die  Wahl  hat.  Jedenfalls  ist  es  aber  nicht,  wie  van  Spaen 
Inl.  III.  3lÜ  annimmt,  Dalen  im  Gau  Drenthe. 
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Erbschaft  nicht  gewesen  sein,  da  der  Gau  Hamaland,  in  dem 
sie  lag,  übersät  war  mit  geistlichen  und  weltlichen  Herr- 
schaften Dass  auch  ein  Teil  der  Velüwe  damals  bereits 
dem  Hause  Geldern  zugefallen  sei ,  erscheint  nach  späteren 
Nachrichten  als  unwahrscheinlich^).  Nach  ihnen  ist  vielmehr 
die  Velüwe,  die  zum  grossen  Teil  in  den  Händen  geistlicher 
Stifter  war,  erst  später  als  geschlossenes  Ganze  in  den  Lehen- 
besitz der  Grafen  von  Geldern  übergegangen 


1)  Hier  waren  begütert  die  Abteien  Elten,  Korvei  und  Abdinghof, 
Lorsch,  Werden,  Echternach  u,  a.  Sloet  Nr.  13.  20.  27.  34.  38.  46.  60. 
91.  116.  Als  Vogt  der  Abtei  Korvei  im  Nordlande  wird  Graf  Otto  von 
Zütfen  genannt;  ob  die  Grafen  von  G.  in  diesem  Amte  seine  Rechts- 
nachfolger waren,  bleibt  zweifelhaft.  Vorübergehend  besassen  die  letzteren 
auch  die  Vogtei  des  Klosters  Essen,  sie  leisteten  aber  1225  auf  dieselbe 
Verzicht.    Sloet  Nr.  487. 

2)  Und  zwar,  wie  van  Spaen  Inl.  I.  226  meint,  als  Bestandteil  jener 
Erbschaft.  Er  glaubt  dies  aus  einem  Bestätigungsakt  Kaiser  Heinrichs  V. 
schliessen  zu  dürfen.  Der  Kaiser  bestätigt  darin  dem  Grafen  Otto  von 
Zütfen  omnimodam  iustitiam  in  Menardinghame  et  bannum  ferrarum  ex 
utraque  parte  Isle  (Ijssel)  und  fügt  hinzu  quod  totum  predecessores  eins 
et  ipse  ex  proprietate  sua  non  ex  dono  regali  habet. 

3)  Um  den  Besitz  der  Velüwe  kämpften  seit  dem  Anfange  des  12. 
Jahrhunderts  der  Bischof  von  Utrecht  und  der  Herzog  von  ßrabant.  Die 
Entscheidung  des  Kaisers,  die  im  Verlaufe  dieses  Kampfes  wiederholt 
angerufen  warde,  fiel  immer  dahin  aus,  dass  dem  Bischof  das  Eigentums- 
recht zuerkannt  wurde,  von  dem  sie  der  Herzog  als  Lehen  zu  empfangen 
habe.  Sloet  Nr.  351.  384.  386.  van  Mieris  Charterb.  128-131.  Von 
einem  Anrecht  des  Grafen  von  G.  findet  sich  in  diesen  Urkunden  keine 
Spur,  wir  wissen  aber  aus  einer  anderen  Quelle,  dass  dieser  auf  Seiten 
des  Herzogs  stand  und  von  ihm  mit  der  Velüwe  belehnt  worden  war. 
Dies  Lehensverhältnis  blieb  bestehen  bis  zum  Jahre  1311;  damals  aber 
erklärte  der  Bischof  den  Herzog  von  Brabant  wegen  Vernachlässigung 
seiner  Lehenspflichten  der  Verlüwe  für  verlustig  und  belehnte  den  Grafen 
von  G.  unmittelbar  mit  derselben,  vgl.  Nyhoff  I.  Nr.  124.  Schon  früher 
hatten  allerdings  die  Grafen  von  G.  als  Vögte  des  Marienstiftes  in  Ut- 
recht vogteiliche  Rechte  in  einem  beträchtlichen  Teil  der  Velüwe.  Sie 
besassen  dieselben  nachweislich  seit  1105  und  vererbten  sie  dem  Anscheine 
nach  ohne  weiteres  auf  ihre  Nachfolger ;  so  erscheint  1156  Graf  Heinrich 
von  G.  als  Vogt  (Sloet  Nr.  304),  vgl.  auch  Lacombl.  1.  Nr.  425,  wo  als 
Zeuge  fungiert  comes  Heinricus  de  Gelre  summus  advocatus  altaris.  , 
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Aus  Grafschaften,  kirchlichen  Vogteien  und  WL4tlichen  Im- 
riiuniläten  setzt  sich  also  das  »Land«  Geldern  zusammen,  aber 
ein  rechtlicher  Zusammenhang  dieser  heterogenen  Landesteile 
besteht  zunächst  nur  insofern,  als  in  allen  der  Graf,  Vogt  oder 
Immunitätsherr  zugleich  der  alleinige  Inhaber  der  vollen  öffent- 
lichen Gericlitsgevvalt  ist.  Dieser  Rechtstitel  bildet  somit  das 
gemeinsame  Merkmal  und  das  einigende  Moment,  das  die  In- 
sassen der  drei  Grundbestandteile  rechtlich  untereinander  ver- 
bindet; er  allein  kann  daher  als* die  Quelle  der  Landeshoheit 
bezeichnet  werden. 

Wenn  diese  letztere,  wie  auch  angenommen  wird'),  sich 
auf  die  Grundherrlichkeit  zurückführen  liesse,  so  müsste  sich 
konsequenter  Weise  auch  der  Nachweis  erbringen  lassen,  dass 
der.  spätere  Landesherr  in  einzelnen  Fällen  vorher  lediglich 
Grundherr  gewesen  ist.  Dies  ist  aber,  soviel  uns  bekannt  ist, 
bis  jetzt  noch  nirgends  erwiesen,  es  muss  vielmehr  überall  als 
das  einzig  Entscheidende  der  Besitz  der  öffentlichen  Gerichts- 
barkeit hinzutreten.  Denn  die  Landeshoheit,  als  eine  ihrem 
Wesen  nach  einheitliche  obrigkeitliche  Gewalt  über  die  Ge- 
samtheit dir  Unterthanen,  kann  nur  aus  einem  öffentlichen 
Rechte  abgeleitet  werden,  da  nur  ein  solches  seinem  Inhaber 
eine  Gewalt  auch  über  die  freien  Insassen  verleiht.  Die  Rechte 
des  Giundherrn  dagegen,  die  der  Landesherr  nur  in  grösserem 
Umfange  ausübt  als  viele  seiner  Unterthanen,  sind  auf  den  Kreis 
der  Grundholden  beschränkt.  Der  charakteristische  Unterschied 
zwischen  dem  Landes- und  Grundherrn  besteht  also  darin,  dass 
die  Machtsphäre  des  ersteren  auch  Personen  umfasst,  die  sich 
nicht  in  einer  persönlichen  Abhängigkeit  von  ihm  befinden, 
sondern  persönlich  frei  sind  und  eigenen  freien  Grundbesitz 
haben  können.  Wenn  endlich  wirklich  die  Grundherrlichkeit 
ein  \7esentliches  Element  dei'  Landesholieit  wäre,  so  hätten  die 
Landesherrn  dieselbe  da,  wo  sie  nicht  im  Besitze  der  ersteren 
waren,  also  in  ilu'en  Vogteien,  nicht  ausüben  können,  der  Vogt 
hätte  also  nicht  zum  Landesherrn  werden  können.  Dem  wider- 
spricht jedoch  die  allgemeine  Erfahrung. 

1)  Lamprccht,  deutsches  Wirtliscluift.sleben  im  Mittelalter,  Bd.  I. 
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Ebenso  ungerechtfertigt  erscheint  es,  die  Lehensherrlichkeit 
als  die  oder  eine  der  Quellen  der  Landeshoheit  bezeichnen  zu 
wollen.  Auch  in  diesem  Falle  niüssten  beispielsweise  die  Grafen 
von  Geldern  dort,  wo  sie  ursprünglich  nur  Lehensherrn  waren, 
später  als  Landesherrn  aufgetreten  sein,  das  ehemalige  Lehens- 
verhältnis durch  ein  Unterthanenverhältnis  ersetzt  sein.  Die 
Unhaltbarkeit  dieser  Anschauung  ergiebt  sich  jedoch  auf  das 
Schlagendste  durch  eine  Illustration  des  Verhältnisses  der  »Banner- 
herrn« .  zu  den  Grafen  von  Geldern.  Das  den  nordwestlichen 
Territorien  eigentümliche  Institut  der  Bannerherrn,  deren  Name 
von  dem  ihnen  zukommenden  Rechte,  im  Felde  ein  eigenes 
Banner  zu  führen,  abzuleiten  ist,  stellt  nur  eine  besondere  Form 
der  Landeshoheit  dar.  Die  Bannerherrn  stehen  staatsrechtlich 
dem  Grafen  von  Geldern  völhg  gleichberechtigt  gegenüber;  sie 
sind  Landesherrn  wie  dieser  und  üben  alle  Rechte  derselben 
aus;  vor  allem  sind  auch  sie  Inhaber  der  vollen  öffentlichen 
Gerichtsbarkeit  und  der  Regalien  '),  sie  erheben  Steuern  von 
ihren  Unterthanen  ^)  und  gründen  Städte^);  wie  bei  den  übrigen 
Landesherrn  wird  auch  die  Herrschaft  der  Bannerherrn  als 
das  »Land«  bezeichnet*),  wie  jene  haben  auch  sie  ihre  Beamten 
und  Ministerialen^). 

1)  So  bestätigt  1276  Henricus  dominus  de  Lecka  mit  Zustimmung 
seiner  Gemahlin  die  Zollfreiheit  des  Klosters  Camp  in  Smithuizen.  Sloet 
Nr.  974.  1349  verleiht  der  König  die  Herrschaft  ßatenburg  mit  Münze, 
Jahr- und  Wochenniärkten  an  Johanna  von  Batenburg.  Nylioff  IL  Nr.  42. 
vgl.  auch  van  Spaen,  Inl.  I.  284,  wo  der  Herr  von  Bronckhorst  mit  Baten- 
burg belehnt  wird. 

2)  1282  erklärt  Rainald,  Graf  von  G.  und  Herzog  von  Limburg,  dass 
Wilhelm  von  Hoorn  und  sein  Sohn  der  Abtei  Thorn  das  Recht  der  Beden 
in  der  villa  Thorn  verkauft  haben. 

3)  134.:^  befiehlt  Herzog  Rainald  den  Schöffen  von  Arnheim,  dass  sie 
den  Schöffen  von  Kuilenborg  als  haer  hoefd  Bescheid  geben  sollten,  vs^enn 
diese  ihres  Rates  bedürften  und  erklärt,  dass  ons  her  Hubrecht  Schenke 
van  Culenborch  te  weten  heft  ghedaen,  also  dat  syn  vader  ende  bine 
ander  vader,  die  die  stad  van  C.  ghemaect  hebben,  dier  seiner  stad  haer 
vryeheit  ghegeuen  hebben.    Nyhoff  L  399. 

4)  Sloet  N.  1123  in  terram  domini  de  Buren  lata;  Nr.  1139  sitas  in 
dominio  et  iurisdictione  sua  (seil,  de  Buren). 

5)  1274  spricht  Theodericus  miles  de  Wische  von  seinem  Kapellan; 
famulis  et  officialibus  nostris.    Sloet  Nr.  729;   1251   verkauft  Henricus 
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Nur  lehensrechtlich  sind  die  Bannerherrn  mitunter  ab- 
hängig von  dem  Grafen  von  Geldern,  und  zwar  bezieht  sich 
dieses  Verhältnis  der  Regel  nach  nur  auf  einzelne  ihrer  von 
Gebietsteilen  des  Territoriums  Geldern  umschlossenen  Güter  ^j. 


domicellus  de  Burlo  in  Gegenwart  seiner  Ministerialen  eine  Anzahl  von 
Gütern. 

1)  Als  Lehensleute  erscheinen  sie  daher  häufig  in  den  landesherr- 
lichen Urkunden  als  Zeugen  und  Mitbesiegler  und  zwar  als  araici,  nobiles 
oder  honiines  comitis;  vgl.  Sloet  Nr.  529.  546 :  nobiles  mei;  Nr.  387  liberi 
inei.  Ausnahmsweise  werden  sie  auch  als  die  Edelen  des  Landes  (nobiles 
terrae)  bezeichnet,  so  Sloet  Nr.  401  (1203),  ein  Brauch,  der  sich  häufiger 
in  brabantischen  Urkunden  vorfindet  und  wohl  diesen  entlehnt  ist.  vgl. 
Sioet  Nr.  879  potentes  terre  Brabantie;  van  Mieris,  Charterb.  II.  569 
Ii  gentil  homme  de  son  pays.  Am  prägnantsten  wird  ihre  Ebenbürtig- 
keit mit  dem  Grafen  von  G.  dadurch  ausgedrückt,  dass  sie  gradezu  als 
die  »pares«  desselben  auftreten.  Sloet  Nr.  397 :  et  quitquit  sententia 
parium  suorum  dictaverit,  ibidem  constanter  tenebit,  ein  Ausdruck,  der 
sich  allerdings  nur  an  dieser  Stelle  vorfindet  und  auch  wohl  von  den 
westlichen  Nachbargebieten  herübergenommen  ist.  Die  »pares«,  die  hier 
genannt  werden,  sind  die  Herrn  von  Merheim,  Kessel,  Schalen,  Benningen, 
Bronckhorst,  Batenburg,  Borkulo,  Bremt  und  Milne. 

Seit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts,  wo  freie  und  unfreie  Ritter- 
bürtige  sich  als  Ritterschaft  des  Landes  konstituirt  haben,  werden  die 
Edelen  gewöhnlich  mit  den  ritterbürtigen  Ministerialen  als  »miiites  et 
famuli«  zusammengefasst,  so  Sloet  Nr.  807.  835.  882;  mitunter  aber  den 
Ministerialen  ausdrücklich  als  »nobiles«  gegenübergestellt.  Sloet  Nr.  991. 
NyhofF  I.  Nr.  23b. 

Nicht  alle  jedoch,  die  unter  der  Zahl  der  »nobiles«  figurieren,  sind 
darum  Banner-  oder  Landesherrn.  Da  nämlich  auch  diese  kleinen  Dy- 
nasten das  Princip  der  Unteilbarkeit  und  Primogenitur  in  ihren*  Terri- 
torien eingeführt  haben  (so  die  Herrn  von  Bronckhorst  nach  van  Spaen 
Inl.  1.  274),  so  treten  auch  bei  ihnen  die  jüngeren  Söhne  in  den  Stand 
der  Edelherrn  zurück,  und  von  ihnen  unterscheiden  sich  auch  äusserlich 
die  wirklichen  Landesherrn  durch  den  ihnen  allein  zustehenden  Titel 
»dominus  de«  (wofür  auch  »nobilis  de«),  vgl.  Sloet  Nr.  596  und  548,  wo 
der  nämliche  Goswinus  de  Millen  einmal  dominus  de  M.  und  einmal 
nobilis  de  M.  heisst.  Heinrich  van  Kuik  nennt  sich  schon  1241  Dei 
gratia  dominus  de  Kuik.  Sloet  Nr.  640.  Bezeichnend  ist,  dass  selbst 
minorenne  Dynasten  als  »domicelli  de«  erscheinen,  so  Henricus  domicellus 
de  Burlo.  Sloet  Nr.  699  und  ebenso  Nr.  729.  —  Dieser  Sprachgebrauch 
wird  in  den  Urkunden  so  konsequent  durchgeführt,  dass  dort,  wo  ein 
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Aber  auch  dann,  wenn  die  Bannerherrn,  wie  dies  später 
vielfach  geschieht,  dem  Grafen  von  Geldern  ihre  ganze  Herr- 
schaft zu  Lehen  auftragen,  verändert  sich  ihre  staatsrechtliche 
Stellung  in  keiner  Weise,  vorausgesetzt,  dass  sie  Inhaber  der 
hohen  Gerichtsbarkeit  bleiben  Allerdings  haben  in  Wirk- 
lichkeit nicht  alle  diese  Dynasten  dem  Grafen  gegenüber  ein 
gleich  starkes  Mass  der  Selbständigkeit  zu  behaupten  vermocht; 
es  liegt  auf  der  Hand,  dass  diejenigen,  deren  Herrschaften  zum 
teil  oder  völlig  von  dem  Gebiete  des  Territoriums  Geldern  ein- 
geschlossen waren,  weniger  unabhängig  auftreten  konnten,  als 
diejenigen,  welche  nicht  in  dieser  Weise  von  ihrem  mächtigeren 
Nachbarn  umklammert  waren.  Es  ist  mir  jedoch  bis  zur  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  kein  Beispiel  bekannt,  nach  dem  sich  die 
Grafen  irgend  eine  diesei'  Bannereien  auf  rechtlichem  Wege, 
etwa   durch   ein  Schutzverhältnis ,    unterworfen   hätten ;  die 


solcher  Dynast  neben  seinem  Sohne  auftritt,  der  erstere  als  »dominus 
de«,  der  letztere  aber  ohne  diesen  Titel  aufgeführt  wird.  vgl.  Sloet 
Nr.  8.58. 

1)  Und  diese  wird  bei  solchen  Auftfagungen  gewöhnlich  ausdrücklich 
reserviert.  Als  beispielsweise  die  Herrschaft  Wickrade  dem  Grafen  von 
G.  zu  Lehen  aufgetragen  wurde,  behält  sich  der  Auftragende  vor,  dass 
der  Graf  daer  en  geen  gebot  an  behauden  noch  en  geen  ouerheerheit 
(hier  wohl  soviel  als  Landeshoheit)  mer  dat  hi  dierre  vrilicke  gebrueken 
sal.  vgl.  Nyhoff  L  Nr.  333.  1838.  Es  ist  bezeichnend,  dass  hier  die 
Herrschaft  W.  zu  Zütfenschem  Rechte  aufgetragen  wird,  während  in  der- 
selben Urkunde  die  Burg  W.  als  Mannlehen  konstituirt  wird.  Zütfensche 
Lehen  gingen  näpalich  bei  Mangel  an  männlichen  Erben  ohne  weiteres 
auf  die  weibliche  Succession  und  selbst  auf  die  KoUuteralen  über.  Die 
Auftragung  zu  Zütfenschem  Rechte  war  also  ein  weit  wirksatneres  Mittel, 
den»  Heimfall  des  Lehens  an  den  Lehensherrn  vorzubeugen,  als  dies  nach 
gemeinem  Rechte  möglich  war.  Daher  kehrt  der  nämliche  Modug  bei 
fast  allen  Auftragungeu  von  Herrschaften  wieder.  So  trug  13  19  Hubert 
Schenk,  dominus  de  Kuilenburg,  die  Stadt  K.  heerlicheyt,  gerichte  hoge 
ende  lege  dem  Herzog  Rainald  zu  Zütfenschem  Rechte  auf.  Nyhoff 
I.  Nr.  352;  ebenso  S weder,  dominus  de  Abcoude  die  Henschaft  Wyk  mit 
der  hohen  und  niederen  Gerichtsbarkeit.  Nyhoff  I.  Nr.  368.  Dass  hier 
die  Gerichtsbarkeit  zu  Lehen  genommen  wird,  ist  durchaus  irrelevant  für 
den  landesherrlichen  Charakter  der  Herrschaft,  der  Beliehene  bleibt 
ebenso  wie  vorher  Inhaber  derselben  und  damit  der  Landeshoheit. 


V2 

Rechtsmittel,  deren  sie  sich  in  unserer  Periode  bedienen ,  um 
die  durch  jene  selbständigen  Gewalten  gestörte  Einheit  der  Ge- 
bietshoheit herzustellen,  sind,  abgesehen  von  den  Fällen,  in 
denen  das  Lehensverhältnis  den  landesheiiiichen  Zwecken  dienst- 
bar gemacht  wird,  Kauf  und  Tausch.  Und  auch  bei  diesen 
Bestrebungen,  zu  arrondieren  und  die  zerstreuten  Gh'eder  des 
Territoriums  zu  einer  kompakten  Masse  zusammenzuschliessen, 
tritt  uns  wieder  als  eine  besonders  beachtenswerte  Erscheinung, 
die  Tendenz  der  Grafen  entgegen,  in  den  ausschliesslichen  Be- 
sitz der  hohen  Gerichtsbarkeit  zu  gelangen,  ein  evidenter  Be- 
weis dafür,  wie  wesentlich  ihnen  grade  diese  zur  Konsolidation 
ihrer  Landeshoheit  erschien.  Daher  lässt  sich  1255  Graf  Olto 
von  Hermann  von  Loon  die  Jurisdiktion  über  das  Gooi  bei 
Zeihem  und  Hengelo  und  über  alle  freien  Insassen  dieses  Be- 
zirkes übertragen');  von  dem  Ritter  Rudolf  Gock  erwarb  er  in 
einem  Vertrage  eine  Anzahl  von  Gütern  mit  der.  hohen  und 
niederen  Gerichtsbarkeit,  wofür  er  dem  Ritter  drei  Höfe,  aber, 
Avie  ausdrücklich  betont  wird,  mit  Ausschluss  der  hohen  Ge- 
richtsbarkeit, in  Tausch  gab  ^j.  So  lässt  sich  in  fast  allen  Kauf- 
verträgen deutlich  die  Tendenz  erkennen,  bei  Veräusserungen 
von  Grundbesitz  die  hohe  Gerichtsbarkeit  zu  reservieren,  bei 
neuen  Erwerbungen  dagegen  dieselbe  in  den  Kauf  einzu- 
schüessen 

Findet  sich  aber  auch,  wie  bereits  angedeutet  wurde,  in 
unserer  Periode  noch  kein  Beispiel  für  die  rechtliche  Unter- 
werfung einer  Bannerei,  so  treten  doch  die  einleitenden  Schritte 
dazu  mehr  oder  weniger  unverhüllt  zu  tage.  D^n  wenn  auch 
bis  jetzt  auf  rechtlichem  Wege  nachweislich  noch  keiner  der 
Bannerherrn  zur  Anerkennung  der  Landeshoheit  Gelderns  ge- 
bracht werden  konnte,  so  waren  in  Wirklichkeit  doch  bereits 
einige  derselben  .unter  dem  Drucke  des  immer  mächtiger  wer- 
denden Nachbarn  in  ein  gewisses  Abhängigkeitsverhältnis  zu 


1)  Sloet  Nr.  775. 

2)  Sloet  Nr.  883. 

3)  vgl.  Nyhoff  L  224.  al  onse  gherichte  hoglie  ende  leghe.  Nr,  245. 
mit  dem  gerichte  van  der  Capellen  hoghe  ende  neder  —  ende  mit  alre 
herlicheet;  ebenso  Nr.  384. 
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ihm  getreten.  Es  geht  dies  aus  den  Urkunden  vielfach  unzwei- 
deutig hervor.  Wenn  u.  a.  die  Brüder  Sweder  und  Hermann 
von  Vorst  »urgente  necessitate«  den  Beistand  des  Grafm  von 
Geldern  anrufen  und  als  Gegenleistung  diesem  ilire  Hülfe  gegen 
alle  seine  Gegner  versprechen,  so  scheint  formell  ein  Bündnis 
auf  gleichem  Fusse  vorzuliegen,  im  Grunde  aber  handelt  es 
sich,  wie  die  Natur  der  Sache  und  die  Fassung  der  Urkunde 
erraten  lässt,  um  eine  Art  von  Schutzverhältnis  ^).  Ganz  ähn- 
lichen Charakter  trägt  die  Erklärung,  die  Herzog  Rainald  1347 
zu  Gunsten  Johanns  von  Kuilenburg  abgiebt;  er  verspricht 
darin,  dem  Herrn  von  K.  Hülfe  zu  leisten  und  dat  wij  een 
hooft  wesen  zullen  van  alre  sake  die  hy  to  doene  heeft  tegen 
yemant  wie  die  het  sie^). 

Wir  sehen  und  kehren  damit  zum  Ausgangspunkt  dieser 
Betrachtung  zurück,  dass  auf  Grund  der  Lehensherrlichkeit 
allein  sich  niemals  die  Landeshoheit  entwickeln  konnte;  denn 
sonst  würden  sich  doch  unbedingt  für  die  Bannerherrn  dieselben 
Pflichten  dern  Grafen  von  Geldern  gegenüber  ergeben  haben, 
welche  dieser  auf  Grund  der  Landeshoheit  von  seinen  Unter- 
thanen  beanspruchte;  es  steht  aber  fest,  dass  die  Pflichten  der 
Bannerherrn  das  übliche  Mass  der  Lehenspflichten  nicht  über- 
schritten haben 


1)  Nyhoff  1.  Nr.  48.  1295. 

2)  Wie  eifrig  auch  im  übrigen  unsere  Grafen  bemüht  waren,  die 
Bannereien  ihrer  Hoheit  unterzuordnen  und  hierin  ähnlichen  Bestrebungen 
benachbarter  Landesherrn  zuvorzukommen,  dafür  bieten  die  Urkunden 
mancherlei  charakteristische  Beispiele.  So  lässt  sich  Rainald  von  dem 
Herrn  von  Buren  das  feierliche  Versprechen  geben ,  dass  dieser  weder 
seine  Kinder  verheiraten  noch  seine  Herrschaft  in  fremde  Hände  bringen 
wolle,  es  sei  denn  van  raede  ende  van  geheete  des  Grafen  von  Geldern, 
vgl.  van  Mieris,  Charterb.  II.  678.  Und  in  der  That,  ganz  unbegründet 
war  diese  Vorsicht  nicht;  denn  grade  Lambert'  von  Buren  hatte,  um  der 
drohenden  Unterordnung  unter  Geldern  zu  entgehen,  seine  Herrschaft 
dem  Herzoge  von  Brabant  aufgetragen,    van  Spaen  IIL  221. 

3)  Bei  der  Auftragung  der  Herrschaft  Wickrade  (vgl.  oben  S.  11, 
Anmkg.  1)  wird  ausdrücklich  bestimmt,  dass  der  Belehnte  dem  Grafen 
dyenen  sal  alse  een  man  (d.  h.  Lehensmann)  sinen  here  schul^lich  is  le 
dyenen. 
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Ursprünglich  und  noch  in  der  Zeit  Karls  des  Grossen  hatte 
die  Grafengewalt  einen  rein  amtlichen  Charakter;  der  Graf  war 
als  absetzbarer  Beamter  lediglich  ein  Organ  der  Gentraigewalt. 
Schon  unter  den  nächsten  Nachfolgern  dieses  kraftvollen  Herr- 
schers trat  jedoch  eine  Aenderung  in  diesem  Verhältnis  ein. 
Indem  zuerst  der  mit  dem  Amte  verbundene  Grundbesitz  (die 
pertinentia  comitatus)  und  darauf  darauf  das  Grafenamt  selbst 
zu  Lehen  wurden,  war  ihre  Erblichkeit  bei  der  Schwäche  der 
Reichsgewalt  nur  eine  weitere  Konsequenz,  der  Beamtenstaat 
wurde  damit  zum  Lehenstaat,  ein  Übergang,  der  für  die  Auf- 
fassung der  Rechtsverhältnisse  von  eminenter  Bedeutung  war. 
Das  öffentlich-rechtliche  Verhältnis  des  Beamten  wurde  jetzt 
durch  einen  privatrechtlichen  Anspruch  auf  das  Amt  ersetzt; 
die  ursprünglich  rein  staatliclien  Hoheitsrechte  wurden  zu 
Gegenständen  des  privatrechtlichen  Verkehrs,  die  man  veräussern 
und  vererben  konnte;  der  Anteil  des  Königs,  als  des  hihabers 
der  öffentlichen  Gewalt,  an  den  Gerichtsgefällen  und  anderen 
öflentlichen  Leistungen,  wurde  von  seinem  Rechtsnachfolger, 
dem  Grafen,  in  Anspruch  genommen. 

Je  mehr  sich  die  Grafen  in  dem  Besitze  dieser  Rechte  be- 
festigten, umsomehr  gewöhnten  sie  sich  daran,  den  Bereich  der- 
selben nicht  mehr  als  Amtsbezirk,  sondern  als  einen  einheitlichen 
Herrschaftskreis,  und  sich  selbst  nicht  mehr  als  Beamte,  son- 
dern als  selbständige  Inhaber  einer  Herrschaft  zu  betrachten. 
Diese  tiefgehende  Modifikation  der  Rechtsidee  tritt  auch  äusser- 
lich  zur  Erscheinung  durch  eine  Anzahl  von  Ausdrücken,  die 
das  veränderte  Rechtsverhältnis  der  Grafen  zu  dem  von  ihnen 
beherrschten  Gebiet  einerseits  und  zu  den  ihrer  Hoheit  unter- 
worfenen Insassen  andererseits  charakterisieren ;  es  sind  dies 
die  Ausdrücke  »Land«,  »Landesherr«  und  »Unterthan«.  Ein 
weiteres  Kennzeichen  der  fortgeschrittenen  Konsolidation  und 
der  rechtlichen  Abschli essung  nach  aussen  ist  das  Auftreten 
eines  Territoriallandrechts. 

Selbstverständlich  ist  diese  Umbildung  der  rechtlichen  Be- 
ziehungen nicht  mit  einem  Male  in  das  Leben  getreten,  sie  ist 
vielmehr  das  Werk  mehrerer  Jahrhunderte,  das  von  der  Auf- 
lösung d'ei  Unterthanenverbandes  in  der  spätkarolingisclien  Zeit 
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ausgehend,  seine  volle  Ausbildung  erst  im  Laufe  des  14.  Jahr- 
hunderts erhalten  hat.  Hieraus  erklärt  es  sich,  dass  die  äusseren 
Merkmale  dieses  Vorgangs,  die  Ausdrücke  Landesherr,  Land  u.a. 
zunächst  vereinzelt  und  selten  in  den  Urkunden  vorkommen  und 
erst  allmählich  eine  allgemeinere  Anwendung  finden.  Am  frühsten 
und  häufigsten  begegnet  uns  der  Ausdruck,  der  den  Komplex 
der  Grafschaften,  Vogteien  und  Herrschaften  als  eine  Einheit, 
als  ein  dominium  terrae  oder  als  das  »Land«  schlechthin  be- 
zeichnet; die  allgemeine  Verbreitung  dieser  neuen  Namen  kann 
mit  einiger  Bestimmtheit  in  den  Anfang  des  13.  Jahrhunderts 
gesetzt  werden  Weit  später  und  seltener  wird  dagegen  der 
Inhaber  der  Hoheitsrechte  als  »Landesherr«  bezeichnet ;  aus 
dem  12.  Jahrhundert  sind  mir  keine  und  aus  dem  13.  Jahr- 
hundert nur  einige  wenige  Beispiele  dafür  bekannt^). 

1)  Wenn  sich  aus  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  keine  Belege  an- 
führen lassen ,  so  mag  dies  wohl  zum  guten  Teil  an  dem  Mangel  eines 
reichhaltigen  einheimischen  Urkundenmaterials  liegen;  erst  gegen  Ende 
desselben  mehren  sich  die  Urkunden  und  damit  auch  die  Ausdrücke 
»Land«  u.  s.  w.  vgl.  Sloet  Nr.  370  aus  dem  Jahre  1187:  in  terra  comitis, 
Nr.  887  (1196)  per  totam  terram  comitis  Gelriae;  Nr.  401  (1203)  infra 
dominium  comitis.  Auffallend  für  jene  Zeit,  insofern  als  damit  bereits 
die  Begriffe  Territorium  und  Vaterland  identificiert  werden,  ist  eine 
Wendung  aus  dem  Jahre  1200:  nominatim  autem  ad  patriae  defen- 
sionem  (Sloet  Nr.  397).  vgl.  auch  Sloet  Nr.  435.  489.  516.  596  u.  a. 
Gleichwertige  Ausdrücke  für  terra  sind  districtus,  territorium  und  in  ge- 
wissem Sinne  auch  iurisdictio.  Districtus,  ursprünglich  nur  den  Bann 
selbst  bezeichnend,  wird  auch  übertragen  auf  den  Bannbezirk,  cf.  Sloet 
Nr.  757,  1254:  in  nostro  districtu  ubicunque  locorum  —  in  nostrum  con- 
fugerit  districtum  seu  dominium.  Vereinzelt  findet  sich  auch  schon  für 
die  Bezeichnung  des  gesamten  Territoriums  der  Name  Geldern.  Sloet 
Nr.  423,  1209:  in  terra  Hollandiae  vel  Gelriae. 

2)  Es  dürfte  dies  späte  Vorkommen  jedoch  lediglich  ein  Spiel  des 
Zufalls  sein;  denn  dass  die  Auffassung  der  Grafen  als  »Landesherrn«  bereits 
im  1 2.  Jahrhundert  zum  Durchbruch  gelangt  ist,  dafür  spricht  die  That- 
sache,  dass  sich  der  Graf  von  Geldern  schon  1185  Dei  gratia  coines  Gel- 
rensis  nennt,  vgl.  Sloet  Nr.  367.  Nachweisbar  in  der  Bedeutung  von 
»Landesherr«  kommt  dominus  zum  ersten  Mal  1266  vor.  In  einem  Ver- 
trage aus  diesem  Jahre  wird  dem  Grafen  von  Kleve  die  Verpflichtung 
auferlegt,  in  Zukunft  nur  solches  Geld  zu  prägen  quod  ab  aliis  domi- 
noium  monetis  discerni  valeat  specialiter  agnosci.  Sloet  Nr.  866.  Etwas 
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Ms  Beamte  des  Königs  staDden  die  Grafen  den  Insassen 
ihrer  Jurisdiktionsbezirke  ursprünglich  nur  als  Vertreter  der 
Reichsgewalt  gegenüber;  nur  als  Unterthanen  des  Königs  waren 
die  Insassen  den  Stellvertretern  desselben  untergeordnet.  Die 
Veränderung,  die  im  Viesen  der  Grafengewalt  vor  sich  ging, 
musste  jedoch  auch  auf  das  Verhältnis  dieser  zu  den  Insassen 
zurückwirken.  Denn  indem  der  amtliche  Charakter  der  lokalen 
Gewalten  in  einen  privatrechthchen  überging,  konstituirten  sich 
diese  als  selbständige  Inhaber  der  Hoheitsrechte  und  nahmen 
die  Leistungen,  die  sie  bis  dahin  im  Namen  des  Reichsgewalt 
in  Empfang  genommen  hatten,  nun  für  ihre  eigene  Person  in 
Anspruch.  Die  unmittelbaren  rechtlichen  Beziehungen  zwischen 
Königtum  und  der  Masse  der  Reichsinsassen  wurden  also 
durchbrochen,  indem  sich  ein  neues  Glied  einschob,  die  Landes- 
herrn. Einen  Ausdruck  findet  diese  Verschiebung  der  Rechts- 
verhältnisse dadurch,  dass  man  die  der  Gewalt  der  Landesherrn 
unterworfenen  Insassen  nunmehr  als  die  »Unterthanen«  (onder- 
saten)  derselben  bezeichnet 


häufiger  tritt  das  Wort  in  diesem  Sinne  erst  gegen  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts  auf,  so  1279:  Si  quis  vero  dominus  terrae,  nobilis,  vel  alius 
aliquis  (Sloet  Nr.  1006)  et  ad  hoc  dominus  terrae  et  officiati;  nisi  de 
iussu  domini  terrae,  vgl.  Nyhoff  I.  Nr.  41  u.  167.  In  der  deutschen 
Übersetzung  kommt  der  Name  »Landesherr«  zuerst  in  einer  Urkunde 
aus  dem  Jahre  1359  vor.  Nyhoff  II.  Nr.  89  also  dat  die  lüde  ende  onder- 
suten  onsen  lants  heran  vorse  ... 

1)  Die  Zeit,  in  der  dies  zuerst  allgemein  geschieht,  ist  für  Greldern 
der  Anfang  des  14.  Jahrhunderts.  Weit  früher  werden  in  anderen  Terri- 
torien, vornehmlich  in  geistlichen,  die  Insassen  als  Unterthanen  charakte- 
risiert;  der  Bischof  von  Osnabrück  spricht  schon  1186  von  subditis  meis 
tarn  Clericis  quam  Laicis  inbeneficiatis  —  ebenso  der  Bischof  von  Münster 
1189.  vgl.  J.  Moser,  Osnabr.  Gesch.  IL  Nr.  81  u.  Kindlinger,  Münster. 
Beitr.  IL  Nr.  30.  In  unserem  Territorium  erscheinen  dagegen  die  In- 
sassen bis  zum  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  durchgehende  als  homines 
oder  lüde  des  Landesherrn,  Ausdrücke,  deren  Anwendung  nicht  nur  auf 
das  Lehensverhältnis  beschränkt  ist.  Eine  Umschreibung  des  Unter- 
thanenverhältnisses  kennt  allerdings  schon  das  12.  Jahrhundert,  vgl.  Sloet 
Nr.  367.  1185  theloneariis,  scoltetis,  officiatis  et  hominibus  nostre  dicioni 
subiectis  districte  mandantes  .  .'  .  .  Geradezu  als  Unterthanen  werden  die 
Eingesessenen  zum  ersten  Male  im  Jahre  1307  bezeichnet,  wo  der  Landes- 
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Von  entscheidender  Bedeutung  ist  die  Thatsache,  dass  auch 
die  Ritterbürtigen  zu  den  Unterthanen  gerechnet  werden.  Aller- 
dings gestattet  es  der  Mangel  an  vollgültigen  Belegen  nicht, 
dieselbe  bereits  für  das  13.  Jahrhundert  anzunehmen;  für  das 
14.  dagegen  kann  dies  ohne  Bedenken  geschehen 

Ein  charakteristisches  Merkmal  für  die  rechtliche  Ab- 
schliessung  des  Territoriums  nach  aussen  bildet,  wie  bereits 
angeführt  wurde,  die  Erscheinung  eines  territorialen  Landrechts. 
Wenn  sich  dieses  auf  dem  Grunde  alter  Stammesrechte  auf- 
gebaut hätte,  so  müsste  es,  der  territorialen  Zusammensetzung 
Gelderns  entsprechend,  sich  darstellen  als  ein  Konglomerat  des 
sächsischen,  fränkischen  und  friesischen  Stammesrechtes.  Un- 
zweifelhaft sind  auch  Ueberreste  von  diesen  in  dem  neuen 
Landrechte  enthalten,  die  eigentliche  Grundlage  desselben  aber 
bilden  einzelne  örtliche  Landrechte,  deren  Spuren  in  den  Ur- 

herr  erklärt,  dass  er  kein  Recht  auf  das  Geld  habe,  das  (ihm)  nu  tertyt 
ons  van  onsen  getrouwen  ondersaten  ende  gemeinen  luden  inTielrewert 
bewilligt  worden  ist.    vgl.  van  Spaen  Inl.  IV.  Cod.  dipl.  XIX. 

1)  Die  zur  Beurteilung  dieser  Frage  zu  Gebot  stehenden  Belegstellen 
des  13.  Jahrhunderts  stammen  zum  grösstenTeil  aus  flandrischen  und  bra- 
bantischen  Urkunden  und  sind  aus  diesem  Grunde  schon  kaum  als  kom- 
petent für  die  Verhältnisse  in  Geldern  zu  betrachten,  Sie  sind  aber  auch 
im  übrigen  wenig  geeignet,  einen  klaren  Einblick  zu  gewähren,  da  die 
Wendungen,  in  denen  die  Worte  subgis  oder  ondersaten  gewöhnlich  vor- 
kommen, keinen  sicheren  Schluss  gestatten  auf  die  Bedeutung  der  für  die 
Ritterbürtigen  gebrauchten  Ausdrücke  wie  gens,  amis,  feables,  maisnies 
u.  a.  cf.  Nyhoff  I.  Nr.  242  maisnies  subgies  et  leurs  biens;  vgl.  auch 
Nr.  261.  263.  287.  296.  Ebensowenig  lässt  sich  daraus  mit  Bestimmtheit 
erkennen,  ob  jene  Namen  nur  freie  Vasallen  bezeichnen,  oder  ob  sie 
sämtliche  Ritterbürtige  einschliessen.  Erst  aus  der  Mitte  des  14.  Jahr- 
hunderts liegt  eine  Stelle  vor,  aus  der  unzweifelhaft  hervorgeht,  dass 
auch  die  Ritterbürtigen  als  Unterthanen  betrachtet  wurden;  dieselbe 
stammt  aus  einer  Vertragsurkunde,  von  1348  und  enthält  u.  a.  die  nach- 
folgende Bestimmung:  ende  vort,  wäre  gement  van  onser  beider  onder- 
zaten,  die  rebel  wäre,  of  die  hem  sette  teghens  onser  enich,  in  enigher 
manicren,  dier  onderzate  dat  hi  wäre,  dair  in  ghelouwen  wy  —  als  ons 
ende  onsen  rade,  dien  wi  dair  bi  nemen  willen,  wies  onderzate  dat  hi 
wäre.  Nyhoft"  II.  Nr.  36.  Es  liegt  nahe,  dass  hier  bei  der  Eventualität 
einer  »Rebellion«  sogar  vorzugsweise  an  Ritterbürtige  gedacht  ist;  das- 
selbe darf  man  wohl  auch  für  die  Räte  annehmen. 
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künden  vielfach  hervortreten  0-  Der  Inhalt  dieser  lokalen  Land- 
rechte wurde  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  aus  landesherr- 
licher Initiative  aufs  neue  fixiert  und  mit  einigen  den  modifi- 
cierten  Rechtsverhältnissen  entsprechenden  Zuthaten  versehen, 
ein  weiteres  Kennzeichen  von  der  Konsolidation  der  landesherr- 
lichen Macht,  die  damit  gewissermassen  als  Rechtsquelle  auf- 
tritt. Die  Reihe  dieser  modificierten  Landrechte,  von  welchen 
nur  eine  beschränkte  Anzahl  überliefert  ist,  wird  eröffnet  durch 
das  Landrecht  des  Bommeler-  und  Tielerwerths,  ihm  folgen  in 
kurzen  Zwischenräumen  die  Landrechte  für  Beesd  und  Renoy, 
für  die  Betüwe,  den  Nieuwbroek  und  für  das  Land  zwischen 
Maas  und  Waat  Der  Inhalt  aller  ist  im  wesenthchen  der 
nämliche ;  sie  enthalten  sämtlich  civil-  und  strafrechtliche  Be- 
stimmungen, Verordnungen  über  die  Wirksamkeit  der  Beamten 
und  über  das  Deichwesen 

1)  Allerdings  beschränken  sich  die  Nachweise  für  das  Vorkommen 
solcher  örtlichen  Landrechte  durchweg  auf  das  13.  Jahrhundert.  Die 
Verft-eter  von  Roermonde  erklären  beispielsweise  1286,  dass  sie  more  et 
consuetudine  patriae  servatis  —  bene  et  ad  legem  patriae  der  Gemahlin 
des  Landesherrn  den  ünterthaneaeid  geleistet  haben.  Sloet  Nr.  1115. 
In  der  folgenden  Urkunde  bestätigen  die  Zeugen,  dass  die  Übertragung 
gewisser  Gebietsteile  erfolgt  sei  bene  et  ad  legem  —  secundum  usum  et 
consuetudinem  patriae  Gelrensis.  Sloet  Nr.  1116.  In  beiden  Fällen 
handelt  es  sich  nicht  um  ein  Landrecht  des  gesamten  Territoriums,  son- 
dern um  das  der  Landschaft  im  Oberc^uartier ,  die  hier  als  »patria  de 
Gelria«  bezeichnet  wird.  Über  ein  anderes  örtliches  Landrecht  berichtet 
eine  Urkunde  von  1264:  Volumus,  heisst  es  hier,  etiam  quod  omnia  bona 
superius  nominata ,  ad  unam  legem  et  consuetudinem  redigantur  — 
secundum  legem  et  consuetudinem  terrarum  de  Wodreghum.  Sloet  Nr.  877. 
Selbst  bis  in  den  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  lassen  sich  die  Spuren 
von  Landrechten  zurückverfolgen ;  denn  die  Einung  (enync,  statutum  sive 
ordinatio)  des  Bommeler-  und  Tielerwerthes  ist  wohl  kaum  etwas  Anderes 
als  ein  Landrecht  jener  Gegend.  Nyhoff  IL  Nr.  167  not.  3  charakterisiert 
sie  als  eine  gemeene  wet  voor  de  vroeger  onder  verschillende  beeren 
behoord  hebende,  maar  nu  allen  te  zamen  het  territorial  gezag  van  den 
graaf  van  Gelre  onderworpene.  vgl.  auch  van  Spaen  Inl.  III.  342.  Das 
hohe  Alter  dieser  Einung  wird  bezeugt  durch  eine  Urkunde  aus  dem 
Jahre  1203.    Sloet  401  que  unitas  vulgariter  Eninge  dicitur. 

2)  Nyhoff  L  Nr.  218.  219.  220.  221. 

3)  Einzelne  derselben  wurden  im  Verlaufe  der  nächsten  Jahre  einer 
nochmaligen  Revision  unterzogen,    vgl.  Nyhoff'  1.  Nr.  302. 
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Über  diesen  lokalen  Rechten  hat  sich  nachweislich  seit  der 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts  ein  allgemeines  territoriales  Land- 
recht erhoben,  das  man  als  den  Inbegriff  aller  lokalen  Land- 
rechte auffassen  kann  0- 

Das  Reich  stand  dieser  Emancipation  von  dem  allgemeinen 
Landrechte,  wie  allen  Kundgebungen  der  sich  konsolidierenden 
Territorialgewalten  machtlos  gegenüber;  zu  schwach,  um  den- 
selben einen  wirksamen  Widerstand  entgegensetzen  zu  können, 
blieb  ihm  schliesslich  nichts  übrig,  als  auch  seinerseits  die 
faktisch  längst  eingetretene  Absonderung  anzuerkennen.  Es 
geschah  dies  im  wesentlichen  schon  durch  die  Verleihung  des 
»ius  de  non  evocando«,  das  Geldern  im  Jahre  1310  erhielt^). 
Die  staatliche  Abschliessung  nach  aussen,  vor  allem  dem  Reiche 
gegenüber,  wurde  dadurch  mächtig  gefördert,  indem  die  un- 
mittelbare Einwirkung  der  kaiserlichen  Gewalt  auf  die  Insassen 
des  Territoriums  in  demselben  Masse  eingeschränkt  wurde,  wie 
die  der  Landesherrn  sich  steigerte. 

Auch  in  dem  Verhältnis  der  Landesherrschaft  zum  Lehens- 
wesen tritt  die  Tendenz  einer  staatlichen  Abschliessung  deutlich 
zu  tage.  Den  decentralisierenden  und  aristokratischen  Princi- 
pien  eines  mächtigen  Feudaladels  war  die  aufstrebende  Landes- 
herrschaft in  den  ersten  Stadien  ihrer  Entwicklung  durchaus 
nicht  gewachsen;  sie  musste  sich  daher  zunächst  damit  be- 
gnügen, im  Einklang  mit  den  Satzungen  des  Lehens  wesens,  ihre 
Rechte  über  Land  und  Leute  zu  erweitern.  Je  grössere  Fort- 
schritte aber  die  Konsolidation  der  landesherrlichen  Gewalt 


1)  Die  erste  beglaubigte  Nachricht  von  der  Existenz  dieses  allge- 
meinen Landrechtes  stammt  aus  dem  Jahre  1250.  Sloet  Nr.  723 :  et  hoc 
firmavi  et  complevi  secundum  morem  et  consuetudinem  terrae;  eine 
zweite  ist  aus  dem  Jahre  1275  überliefert.  Sloet  Nr.  965  sicut  terre 
nostre  postulat  consuetudo  generahs.  Weitere  Belege  seines  Daseins 
folgen  dann  am  Ende  des  Jahrhunderts:  a  tenir  et  a  avoir  selonc  les 
costumes  et  les  usages  de  nostre  terre  de  Ghelre;  selonc  lusage  et  le 
costunie  de  la  contei  de  Guelre.   Sloet  Nr.  1108.  1109.  1120, 

2)  Nyhoff  I.  Nr.  114.  Hiermit  war  die  Auflösung  des  alten  Unter- 
thanenverbandes  auch  reichsrechtlich  sanktionirt,  und  es  fehlte  zur 
völligen  Abschliessung  nur  noch  das  ius  de  non  appellando,  das  Geldern 
in  unserer  Periode  allerdings  noch  nicht  erhielt. 
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machte,  und  je  mehr  sich  die  Abschliessung  nach  aussen  be- 
festigte, um  so  leichter  konnten  die  Landesherrn  auf  die  Mit- 
wirkung einer  Institution  verzichten,  deren  Wesen  im  Grunde 
ihren  eigenen  Tendenzen  feindlich  war.  Man  sieht  daher  un- 
gefähr seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  eine  bemerkenswerte 
Wendung  in  der  Politik  der  Landesherrn  dem  Lehenswesen 
gegenüber  vor  sich  gehen:  nicht  mehr  im  Bunde  mit  demselben, 
sondern  im  bewussten  Gegensatz  zu  ihm  schreiten  jetzt  die 
Landesherrn  zur  weiteren  Ausbildung  ihrer  Territorialgewalt; 
der  landesherrliche  Gedanke  drängt  immer  entschiedener  den 
lehensherrlichen  in  den  Hintergrund^). 

Als  ein  Zeichen  der  territorialen  Abschliessung  in  staat- 
licher Weise  kann  auch  der  Umstand  gelten,  dass  die  Landes- 
herrn fast  allen  Städten  des  Landes  das  nämliche  Recht  ver- 
liehen haben  und  zwar  das  einer  ihnen  unterworfenen  Stadt 
(Zütfen),  nicht  etwa  das  einer  einem  anderen  Territorium  an- 
gehörenden Stadt.  Die  Absicht,  die  dieser  Massregel  zu  Grunde 
lag,  war  eine  doppelte:  einmal  sollte  hierdurch  das  Eindringen 
eines  fremden,  mit  den  Principien  der  Landesherrn  unverträg- 
lichen Rechtes  vermieden  werden,  und  sodann  die  Einheit  des 
Rechtes,  wie  sie  für  das  Territorium  als  solches  bestand,  auch 
auf  die  Slädte  ausgedehnt  werden. 

Die  Umbildung  der  Gerichtslierrlichkeit  zur  Landesherrschaft 
kann  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  als  im  wesent- 
lichen vollendet  angesehen  werden ;  es  geht  dies,  abgesehen  von 
den  bereits  angeführten  Merkmalen,  vorzüglich  daraus  hervor. 


1)  Es  prägt  sich  diese  Veränderung  sehr  deutlich  in  den  Lehens- 
verträgen aus  ;  als  besonders  charakteristisch  kann  hierfür  eine  Auftragung 
aus  dem  Jahre  1253  gelten.  Der  Graf  von  Bentheim,  dem  die  Herrschaft 
Malsen  als  Erbe  zugefallen  war,  trägt  von  dieser  Herrschaft  ausdrücklich 
nur  diejenigen  Teile  dem  Grafen  von  Geldern  auf,  die  innerhalb  des 
Landes  Geldern  liegen  (quam  longe  terra  eiusdem  comitis  tendit  et  durat). 
Ausserdem  trägt  er  seinen  gesamten  Allodialbesitz  ubicunique  illud  iacet 
in  terra  (seil,  comitis)  dem  Grafen  auf.  Sloet  Nr,  753.  Der  bei  der  Auf- 
tragung massgebende  Gesichtspunkt  ist  also  nicht  mehr  der  lehensherr- 
liche ,  sondern  der  landesherrliche.  Ganz  Ähnliches  findet  sich  in  einer 
zweiten  Lehensurkunde  aus  demselben  Jahre,    vgl.  Sloet  Nr,  750. 


dass  man  jetzt  ein  Wort  kennt,  welches  in  prägnanter  Weis 
die  eingetretene  Modifikation  der  Rechtsanschauung  zum  Aus- 
druck bringt,  das  Wort  »Landeshoheit« 


II. 

Die  Geschichte  der  Regalien. 

Zu  dem  Wesen  der  Grafengewalt  gehörten  ursprünglich 
nur  die  öffentliche  Jurisdiktion  und  das  Heerbannrecht;  beide 
Rechte  waren  unzertrennliche  Bestandteile  des  Amtes  und 
gingen  mit  diesem  ohne  weitere  Verleihung  auf  den  Inhaber  der 
Grafschaft  über.  Ausser  diesen  wesentlichen  Grafschaftsrechten 
kam  schon  unter  den  sächsischen  Kaisern  zum  teil  eine  andere 
Art  von  Rechten  in  den  Besitz  der  Grafen,  die  Regalien  oder 
nutzbaren  Hoheitsrechte,  deren  Ausübung  an  eine  besondere 
königliche  Verleihung  gebunden  war. 

In  den  Händen  der  lokalen  Gewalten  ging  nun  aber  der 
öffentliche  Charakter,  welcher  den  Regalien  ursprünglich  an- 
haftete, sehr  bald  verloren;  man  gewöhnte  sich  daran,  sie 
ganz  wie  private  Rechte  zu  behandeln,  sie  wie  echtes  Eigen 
zu  teilen,  verkaufen  oder  zu  vererben,  und  die  Reichsgewalt, 
ausser  stände,  diesem  Treiben  zu  steuern,  wusste  schliesslich 


1)  Zu  einer  einheitlichen  Benennung  ist  es  allerdings  in  unserer 
Zeit  noch  nicht  gekommen;  es  ist  aber  bezeichnend,  dass  sich  die  Mehr- 
zahl der  Ausdrücke  an  das  Verhältnis  des  Gerichtsherrn  zu  den  Insassen 
anschliesst.  So  wird  nach  einer  Übereinkunft  zwischen  den  Grafen  von 
Geldern  und  Kleve  dem  ersteren  alle  heyrlicheyt  alle  hoeghericht  ende 
die  clockenslach  zuerkannt.  Lacombl.  II.  Nr.  217.  1326.  —  Das  Kapitel 
St.  Maria  in  Utrecht  verkauft  1277  dem  Grafen  von  Geldern  den  dritten 
Teil  seiner  Güter  zwischen  Lek  und  Linge  und  zwar  cum  omni  iure  et 
dominio.  Sloet  Nr.  777.  Im  Jahre  1330  erklärt  die  Vertretung  der  Stadt 
Zütfen,  dass  die  Privilegien  der  Stadt  dem  Landesherrn  in  seiner  »herr- 
licheyt,  erve  ende  gericht«  nicht  zum  Nachteil  gereichen  sollen.  NyhofF 
I.  Nr.  237.  In  der  bereits  citierten  Auftra^ung  der  Herrschaft  Wickrade 
verspricht  der  Graf  von  Geldern,  dass  er  in  derselben  geen  gebot  noch 
en  geen  ouerheerheit  ausüben  wolle.   Nyhoff  I.  Nr.  333  (1338). 


m 

nichts  Besseres  zu  thun,  als  die  faktisch  vollzogene  Umwandlung 
im  Wesen  der  Regalien  auch  rechtlich  zu  bestätigen.  Es  ge- 
schah dies  allgemein  zuerst  durch  die  Reichsgesetze  Friedrichs  IL, 
durch  welche  die  Landeslierrn  nicht  allein  als  ordentliche  In- 
haber der  Regalien  innerhalb  ihrer  Territorien  anerkannt 
werden,  sondern  ihnen  noch  dazu  das  Privileg  erteilt  wird,  dass 
der  König  nur  mit  ausdrücklicher  Einwilligung  der  Landesherrn 
neue  Regalien  in  den  Territorien  derselben  einführen  dürfe. 

Weitere  Koncessionen  in  Bezug  auf  die  Regalien  enthielt 
die  Goldene  Bulle,  welche  den  Kurfürsten  insbesondere  die 
Ausübung  einiger  neuer  Regalien  gestattete,  die  von  anderen 
beträchtlich  erweiterte.  Hiermit  war  jedoch  nur  das  Recht  der 
Landesherrn  auf  die  bestehenden  Regalien  anerkannt ,  die  Be- 
fugnis, neue  einzuführen  oder  die  vorhandenen  zu  verlegen  oder 
zu  erweitern,  blieb  nach  wie  vor  ein  ausschhessliches  Vorrecht 
des  Königs  Allerdings  nur  im  Princip ;  in  Wirkhchkeit 
schalteten  die  Landesherrn  nach  Belieben  mit  ihren  Regalien 
und  nur  im  Verein  mit  eifersüchtigen  oder  in  ihren  Interessen 
geschädigten  Nachbarn  gelang  es  mitunter  der  Reichsgewalt, 
sie  in  die  Schranken  der  Gesetzlichkeit  zurückzuweisen. 

Das  Zollrecht,  als  das  einträglichste  aller  nutzbaren  Hoheits- 
rechte, scheint  am  frühsten  auf  die  lokalen  Gewalten  über- 
gegangen zu  sein^).  So  übten  es  die  Grafen  von  Geldern 
nachweisbar  schon  am  Ende  des  12.  Jahrhunderts  aus,  aller- 
dings nur  an  einer  beschränkten  Anzahl  von  Zollstätten  ^).  Der 

1)  Pertz  IL  216  vgl.  auch  Schwabenspiegel  Cap.  304.  92. 

2)  Waitz,  Vfg.  VIII.  304 ff.    Maurer,  Stadtverf.  III.  456. 

3)  In  den  Jahren  1185—1189  erhielt  die  Abtei  Altenberg  von  Graf 
Otto  Zollfreiheit  von  den  Rheinzöllen.  Dass  es  deren  bereits  mehrere  gab, 
geht  aus  den  Worten  ,in  omni  iurisdictionis  nostre  loco'  hervor.  Uber 
die  Rechtmässigkeit  ihrer  Erhebung  lässt  sich  eine  sichere  Entscheidung 
nicht  fällen,  usurpiert  war  jedenfalls  die  Verleihung  der  Zollfreiheit,  sie 
wurde  als  eine  Schädigung  königlicher  Interessen  aufgefasst.  Als  beispiels- 
weise der  Graf  von  Jülich  seinen  Städten  Zollfreiheit  verliehen  hatte, 
ohne  zu  diesem  Akte  die  kaiserliche  Genehmigung  einzuholen,  wurde 
dieselbe  von  dem  Fürstengericht  in  Speier  (1310)  suspendiert,  obwohl  die 
Zölle  auf  rechtmässige  Weise  in  seinen  Besitz  gelangt  waren.  Ebenso 
erging  es  dem  Grafen  von  Geldern  in  dem  nämlichen  Jahre;  interessant 
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Zoll  von  Arnheim,  der  zuerst  namhaft  gemacht  wird,  war 
Reichslehen ,  in  dessen  ungestörtem'  Genüsse  die  Grafen  bis 
zum  Jahre  1220  geblieben  sind.  In  diesem  Jahre  aber  verbot 
König  Friedrich,  einem  Ausspruche  der  Reichsfürsten  zufolge, 
dem  Grafen  Gerhard  fernerhin  einen  Zoll  in  Arnheim,  Osterbeck 
oder  Lobede  zu  erheben  und  Münzen  zu  prägen  2).  Man  kann, 
wie  Berchtold  bereits  hervorgehoben  hat^),  aus  dieser  Mass- 
regel schliessen,  dass  Friedrich  II.  dem  Grafen  früher  Zoll-  und 
Münzrechte  verliehen  hatte  und  jetzt  durch  die  Klagen  der  da- 
durch benachteiligten  Nachbarfürsten  sich  zur  Rücknahme 
dieser  Gerechtsame  bequemen  musste'*).  Da  der  Graf  dessen- 
ungeachtet fortfuhr  Zölle  zu  erheben,  so  erfolgten  im  Januar 
des  nächsten  Jahres  zwei  neue  verschärfte  Verbote  des  Königs 
In  dem  ersten  wird  dem  Grafen  die  Erhebung  von  Zöllen 
überhaupt  untersagt,  und  speciell  ihm  verboten,  die  Unter- 
thanen  des  Bischofs  von  Utrecht  in  Salland  und  Deventer  mit 
Zöllen  zu  belästigen;  das  zweite  Verbot  bezieht  sich  nur  auf 
den  Zoll  von  Lobede  und  die  Unterthanen  des  Bischofs.  In 
»schneidendem  Widerspruch«  stehen  nach  Berchtold  zu  diesen 
Verboten  eine  Anzahl  von  Urkunden,  in  denen  fast  gleichzeitig 
mit  jenen  Verboten,   König  Friedrich  mit  Zustimmung  der 


ist  hierbei  die  Motivierung  der  Aufhebung,  —  in  diesem  Falle  allerdings 
eine  nur  vorgeschobene,  da  der  Graf  seinen  Städten  die  Zollfreiheit 
kurz  darauf  wieder  verlieh  —  cum  ex  huius  modi  concessione  feudum 
diminuatur  in  nostrum  et  imperii  praejudicium  et  gravamen  heisst  es 
dort.   Vgl.  Nyhoft'  1.  No.  112. 

1)  Sloet  No.  465:  theloneum  quod  apud  Arnheym  ab  imperio  tenebat 
in  feodo. 

2)  Sloet  No.  461.  Nach  der  bekannten  Sentenz  des  Hoftages  in 
Frankfurt. 

3)  Berchtold,  Landeshoheit  in  Deutschland,  S.  99. 

4)  Sloet  No.  461  firmiter  inhibentes  ne  vel  theloneo  apud  Arnheym, 
vel  Oesterbeke,  sive  Lobede,  vel  in  quocunque  loco  super  Renum,  vel 
moneta  aliqua  de  caetero  se  intromittat,  non  obstante  eo,  quod  se  wa- 
randiam  dicit  habere,  nec  obviantibus  literis  aliquibus  a  nobis  vel  nostris 
antecessoribus  impetratis.  Der  Erzbischof  von  Köln  wird  an  demselben 
Tage  beauftragt,  diese  Sentenz  dem  Grafen  mitzuteilen.    Sloet  No.  462. 

5)  Sloet  No.  470. 
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Reichsfürsten,  den  Grafen  von  Geldern  ermächtigt,  den  Zoll 
von  Arnheim  nach  Lobede  zu  verlegen  Um  diesen  scheinbar 
unauflöslichen  Widerspruch  aufzuklären ,  muss  man  das  Ver- 
hältnis zwischen  dem  Grafen  von  Geldern  und  dem  Bischof 
von  Utrecht  in  den  Vordergrund  treten  lassen.  Der  Gegensatz 
dieser  beiden  benachbarten  Territorialgewalten  war  bereits  am 
Ende  des  12.  Jahrhunderts  zum  offenen  Ausbruch  gekommen; 
die  Ursache  des  Streites  war,  wie  aus  zahlreichen  Vertrags- 
urkunden ersichtlich  ist ,  vornehmlich  ein  Konflikt  der  beider- 
seitigen Hoheitsrechte.  In  einem  dieser  Verträge  verpflichtet 
sich  u.  a.  der  Graf  von  Geldern,  keine  Münzen  mehr  zu  prägen, 
die  an  Form  und  Gewicht  den  bischöflichen  ähnlich  seien^); 
in  einem  zweiten  behalten  beide  Paciscenten  die  Regelung 
gewisser  Streitfragen  sicut  de  theloneis  et  exactionibus  —  einer 
persönlichen  Auseinandersetzung  vor^).  Nimmt  man  hinzu, 
dass  beide  grade  in  jener  Zeit  einen  erbitterten  Kampf  um  den 
Besitz  der  Grafschaft  Salland  führten  und  bringt  man  damit 
die  wiederholte  Erwähnung  der  Insassen  von  Salland  in  den 
königlichen  Verboten  in  Verbindung,  so  wird  es  unzweifelhaft, 
dass  die  Verbote  des  Königs  nur  veranlasst  wurden  durch  Be- 
schwerden des  Bischofs  und  sich  im  Grunde  auch  nur  auf 


1)  Im  März  und  April  1222  vgl.  Lacombl.  III.  No.  100  theloneiim 
quod  tarn  pater  suus  Otto  quam  ipse  apud  Arnheym  ab  imperio  tenebant 
in  feodo  concessimus  eidem  ad  villam  que  Lobede  dicitur  transferendum. 
Bezeichnend  ist,  dass  hier  die  Belehnung  mit  dem  Zolle  als  etwas  That- 
sächliches  hingestellt  wird,  während  sie  oben  (Sloet  No.  461)  nur  als 
eine  Behauptung  des  Grafen  von  G.  erscheint:  quae  nobilis  vir  comes 
Gelriae  asserit  teuere  a  nobis.  Die  Erlaubnis  zur  Verlegung  wird  später 
wiederholt  bestätigt  vgl.  Sloet  No.  474  u.  498.  In  der  letzteren  Urkunde 
heisst  es  noch  dazu  ausdrücklich :  mandamus  igitur  et  districtius  inhibe- 
mus,  quatinus  nulla  persona,  alta  vel  humilis,  ecclesiastica  vel  saecularis 
predictum  comitem  —  super  translatione  et  perceptione  thelonei  supra  dicti 
—  audeat  molestare.  Hierzu  existieren  verschiedene  Willebriefe  u.  a,  des 
Erzbischofs  von  Köln  und  des  Herzogs  von  Baiern.  vgl.  Huill.  Breh.  III, 
p.  I.  334.    Böhmer,  Reg.  No.  511. 

2)  Sloet  No.  397.  1200. 

3)  Sloet  No.  485.  1225. 
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dessen  Unterthanen  in  Salland  bezogen,  während  im  übrigen 
dem  Grafen  die  Erhebung  von  Zöllen  völlig  freistand^). 

Auf  kaiserliche  Verleihung  sind  dem  Anscheine  nach  auch 
die  Zölle  von  Driel  und  Zuilichem  zurückzuführen.  Eine  Ver- 
tragsurkunde mit  Brabant  sichert  den  Bürgern  von  Tiel  an  den 
Zollstätten  zu  Driel  und  Zuilichem  dieselben  Rechte  zu,  die  sie 
unter  Kaiser  Friedrich  I.  und  Graf  Heinrich  von  Geldern  be- 
sessen haben'-);  in  einer  anderen  wird  der  Graf  von  Geldern 
ermächtigt,  in  Driel  nach  demselben  Rechte  Zoll  zu  erheben, 
wie  er  rechtmässiger  Weise  dort  vor  40  Jahren  erhoben  wurde  ^). 
Wenn  hiernach  die  Rechtmässigkeit  dieser  Zölle  ausser  Zweifel 
erscheinen  muss,  so  lassen  sich  für  zahlreiche  andere  legale 
ftechtstitel  nicht  nachweisen,  während  uns  andererseits  ver- 
schiedene Nachrichten  den  Nachweis  liefern,  dass  Zollusurpationen 
wie  überall  auch  in  Geldern  an  der  Tagesordnung  waren.  Ein 
Auslrägalgericht  von  1257  entschied  dahin,  dass  sämtliche  Land- 
und  Wasserzölle,  die  von  den  Grafen  von  Geldern  und  Kleve 
seit  dem  Tode  des  Grafen  Gerhai'd  errichtet  waren,  für  die 
Zukunft  wegfallen  sollten  ;  eine  Landfriedensurkunde  von  1270 
weist  den  Grafen  von  Geldern  an,  sich  mit  seinen  rechtmässigen 
Zöllen  zu  begnügen^).  Man  kann  übrigens  aus  diesen  That- 
sachen  den  Schluss  ziehen ,  dass  unsere  Landesherrn  auch 
damals  noch  nicht  das  Zollrecht  für  das  ganze  Territorium  be- 
sassen,  sondern  dass  dasselbe  auf  einzelne  Zollstätten  beschränkt 
war ;  im  ersteren  Falle  hätten  sie  der  kaiserlichen  Genehmigung 
zur  Errichtung  neuer  Zölle  nicht  bedurft;  sie  haben  diese  aber 
noch  im  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  nachgesucht^).  Ebenso- 
wenig waren  die  Landesherrn  in  unserer  Zeit  überall  die  alleinigen 


1 )  Sloet  No.  462 ,  der  diese  Lösung  des  Widerspruches  andeutet, 
vgl.  über  die  Streitigkeiten  um  Salland  Sloet  No.  483.  487.  488.  489.  491. 

2)  Sloet  No.  387  u.  401. 

3)  Sloet  No.  397  qmile  de  iure  ante  quadraginta  annos  ibidem  re- 
cipiebatur  ... 

4)  Sloet  No.  797. 

5)  Sloet  No.  1006  Comes  etiam  Gelrensis  suo  iusto  thelonio  contentus 
erit ,  sicut  consiietum  est. 

6)  Nyhoff  1.  No.  116. 
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Inhaber  der  Zölle;  selbst  die  Marktzölle  ihrer  Stadt  Arnheim 
inussten  sie  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  mit  dem  Jo- 
hanniterorden  teilen  und  in  den  Besitz  des  Zolles  von  Nym wegen 
sind  sie  überhaupt  nicht  gelangt  Dagegen  sind  sie  in  der 
Behandlung  ihrer  Zölle  niemafs  skrupulös  gewesen;  die  Fälle, 
in  denen  sie  solche  veräussert,  verpfändet  oder  geteilt  haben, 
sind  Legion.  Ebenso  mannigfaltig  sind  die  Arten  der  Zölle, 
welche  die  erfinderische  Landesherrschaft  ihren  Unterthanen 
im  Verlaufe  ihrer  Entwicklung  auferlegt  hat;  in  der  Stadt 
Zütfen  allein  Vierden  1344  genannt:  Wasser -Strassen-,  Thor- 
und  Marktzölle'^). 

Eine  besondere  Erwähnung  verdienen  unter  diesen  die 
Marktzölle,  deren  Erhebung  sich  ursprünglich  an  die  Verleihung 
von  Marktschutz  und  Marktfrieden  knüpfte,  welche  als  ein 
Ausfluss  der  Banngev^alt  ^)  anfänglich  dem  Könige  allein  zukam, 
von  den  Landesherrn  aber  meist  ohne  weiteres  ausgeübt  wurde. 
Da  die  Herrn  von  Geldern  rechtlich  diese  Gerechtsame  erst  im 
Jahre  1310  erwarben,  so  müssen  alle  früheren  Verleihungen 
von  Marktrechten  und  die  daran  anschliessende  Erhebung  von 
Marktzöllen  als  Usurpationen  bezeichnet  werden.  Da  nä^ilich 
die  Marktzölle  eine  nicht  unerhebliche  Einnahmequelle  für  den 
gräflichen  Schatz  bildeten,  so  ist  erklärlich,  dass  die  mit  Markt- 
recht begabten  Orte  nach  Kräften  vermehrt  v^urden,  und  es 
mag  dieser  finanzielle  Gesichtspunkt  nicht  unwesentlich  zu  der 
im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  so  freigebig  vorgenommenen 
Verleihung  von  Stadtrechten  beigetragen  haben.  Auch  bildete 
nicht  nur  die  Erhebung  der  Zölle  selbst,  sondern  auch  die  Ver- 
leihung von  Marktrechten  nachweislich  schon  in  der  ersten 

1)  Sloet  No.  626.  726.  797.  810.  840.  Allerdings  Hessen  die  Grafen 
kein  Mittel  unversucht,  um  in  den  Besitz  derselben  zu  gelangen,  wie 
überhaupt  ihr  Streben  naturgemäss  dahin  ging,  die  ausschliesslichen  Be- 
sitzer von  Zöllen  in  ihrem  Lande  zu  werden  ,  aber  sie  erreichten  nur  so 
viel,  dass  die  Bürger  von  Nymwegen  für  ihre  eigenen  Güter  zollfrei 
erklärt  wurden.  Sloet  No.  896.  Besser  gelang  die  Erwerbung  des  Zolles 
in  Arnheim.    vgl.  Sloet  No.  621.  702. 

2)  NyhofF  II.  No.  4. 

3)  resp.  des  Königsbannes  vgl.  Waitz  VII.  251.  Maurer,  I.  333  und 
III.  456. 
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Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  ein  nutzbares  Recht,  wie  überhaupt 
die  Tendenz  der  Landesherrn,  alle  Hoheitsrechte  als  nutzbringende 
zu  konstituiren ,  uns  sehr  frühzeitig  entgegentritt 

Wie  oben  schon  angedeutet  wurde,  geht  auch  die  Aus- 
übung des  Münzrechts  zweifellos  auf  königliche  Verleihung 
zurück.  Konsequenter  Weise  muss  dann  auch  das  Verbot 
Friedrichs  IL  gegen  die  Ausübung  desselben  auf  die  Nach- 
ahmung Utrechter  Münzen  beschränkt  werden'^);  es  stimmt 
dazu  die  Thatsache,  dass  die  Grafen  von  Geldern  auch  in  der 
Folgezeit  unbeanstandet  Münzen  prägten.  Allerdings  würden 
dieser  Auffassung  zwei  Urkunden  König  Rudolfs  scheinbar 
widersprechen:  die  eine  gewährt  dem  Grafen  das  Recht,  in 
Arnheim  Slerlingische  Denare  von  gesetzlichem  Gehalte  schlagen 
zu  lassen^);  die  zweite  gestattet  ihm,  die  Münze  nach  Belieben 
von  Arnheim  nach  Roermonde  oder  Harderwyk  zu  verlegen, 
jedoch  immer  nur  in  einer  der  genannten  Städte  Münzen  zu 
prägen*).  Der  Widerspruch  wird  jedoch  gelöst,  wenn  man  in 
Betracht  zieht,  dass  die  Landesherrn  auch  vor  dem  Erlass  der 
ersten  Urkunde  ungestört  das  Münzrecht  ausübten^),  und  dass 
der  König  selbst  in  der  zweiten  von  einer  Belehnung  mit  der 
Münze  in  Arnheim  spricht^),  die  also  in  früherer  Zeit  und  zwar 
wohl  unter  Friedrich  II.  erfolgt  sein  muss;  die  Verleihung 
König  Rudolfs  muss  demnach  auf  die  Prägung  einer  besonderen 
Münzart,  der  Sterlingischen  Denare,  bezogen  werden"^). 

Die  Regalität  des  Münzwesens  war  unbestritten;  wo  das 
Münzrecht,  wie  in  Groenlo,  im  Besitz  von  Immunitätsherrn 
gewesen  war,  ging  es  regelmässig  beim  Erwerb  der  Herrschaft 
mit  den  andern  Hoheitsrechten  auf  den  Grafen  von  Geldern 


1)  So  Hess  sich  1230  der  Graf  von  Geldern  selbst  für  die  Verlegung 
eines  Jahrmarktes  nach  der  Stadt  Doetinchem  von  den  Bürgern  die 
Stadtmühle  übertragen,    vgl.  Sloet  No.  529. 

2)  Sloet  No.  461. 

3)  Sloet  No.  1056.  1286. 

4)  Nyhoff  1.  No.  25.  1290. 

5)  Sloet  No.  761  und  1030. 

6)  Nyhoff  1.  No.  25  monetam  in  Arnheym  quam  a  nobis  et  imperio 
tenet  in  feudum. 

7)  van  Spaen,  Hist.  I.  178. 
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über*).  Im  14.  Jahrhundert  lag  die  Prägung  der  landesherr- 
lichen Münzen  in  den  Händen  einer  Genossenschaft  von  Münzern, 
die  mit  bedeutenden  Vorrechten  ausgestattet  war,  eigene 
Gerichtsbarkeit  besass  und  von  allen  Abgaben  befreit  war-). 

Das  Geleite  (conductus),  d.  h.  die  Zusicherung  des  Königs- 
schutzes für  die  Dauer  einer  Reise,  konnte  ursprünglich  nur 
der  König  verleihen^).  In  den  Händen  der  Landesherrn,  die 
es  teils  auf  rechtmässige  Weise*),  teils  durch  Usurpation  über- 
kommen hatten,  nahm  auch  dieses  Hoheitsrecht  sehr  bald  den 
Charakter  eines  nutzbringenden  Regals  an,  den  es  anfänglich 
nicht  gehabt  hat.  Die  Umbildung  erfolgte  im  Anschluss  an  die 
Umgestaltung  des  Geleitewesens  selbst.  Da  der  einfache  Geleite- 
brief einen  sicheren  Schutz  nicht  mehr  gewährte,  so  führten  die 
Landeslierrn  für  die  in  ihren  Territorien  Reisenden,  vornehmlich 
für  die  fremden  Kaufleute,  den  Zwang  der  bewaffneten  Geleite- 
mannschaft ein,  für  deren  Benutzung  ein  Geleitepfennig  er- 
hoben wurde.  Zum  Regal  scheint  dieses  Recht  sich  schon  im 
12.  Jahrhundert  ausgebildet  zu  haben. 

Auch  in  Geldern  beschränkten  sich  die  Landesherrn  anfangs 
auf  die  Ausstellung  von  Schutzbriefen ;  den  Insassen  von  Utrecht 
verlieh  schon  1177  Graf  Gerhard  seinen  besonderen  Schutz 
auf  dem  Rheine,  und  dasselbe  gewährte  Graf  Otto  1203  dem 
Kloster  Bedbur*'^). 

Wenn  wir  in  diesen  beiden  Fällen  die  Ausübung  eines 
nutzbaren  Regals  mit  Sicherheit  noch  nicht  annehmen  dürfen, 


1)  Sloet  No.  588. 

2)  Schrassert ,  Beschreyving  der  stad  Ilavderwyk.    1.  88. 
8)Waitz,  Vfg.  VIIL3l5ff.    Maurer,  Stadtverf^,^  1.333.  111.486. 

Berchtold,  Landeshoheit  in  Oesterreich  195.  hält  es  für  ein  ursplch.  mü- 
den Herzogen  zustehendes  Recht,  von  denen  es  auf  die  Landesherrn  über- 
gegangen sei;  es  scheint  dasselbe  demnach  für  einen  Ausfluss  des  Heer- 
bannrechtes zu  halten. 

4)  Die  Reichsfürsten  erhielten  es  durch  die  Constitutio  Friderici  II. 
vgl.  Pertz  IV.  292.  Conductum  principum  per  terram  eorum ,  quem  de 
manu  nostra  tenent  in  feodo. 

5)  Sloet  No.  344  und  404.  In  beiden  Fällen  tritt  die  Regalität  des 
Geleitewesens  bereits  deutlich  hervor  durch  die  Zusätze:  in  tota  nostra 
comitia  und  per  totam  terram  et  aquam. 


29 


so  ist  diese  Auslegung  unbedingt  berechtigt,  wenn  beispielsweise 
der  Landesherr  im  Jahre  1233  den  Kaufleuten,  die  nach 
Emmerich  zum  Markte  kommen  wollen,  sein  Geleite  zusichert'). 
Auch  in  der  jährlichen  Pension  von  100  Mark,  welche  die 
Stadt  Köln  dem  Grafen  von  Geldern  entrichtet,  darf  man 
vielleicht  eine  Pauschsumme  für  die  Gewährung  des  landes- 
herrlichen Geleites  erblicken.  Charakteristisch  für  die  mittel- 
alterlichen Rechtsverhältnisse  ist  die  Thatsache,  dass  selbst  die 
eigenen  Unterthanen  des  Geleites  bedurften;  auch  bei  ihnen 
scheint  zum  Teil  das  Geleitegeld  die  Form  einer  feststehenden 
Steuer  angenommen  zu  haben.  So  nimmt  Graf  Otto  im  Jahre 
1253  die  Bürger  von  Roermonde  für  alle  Zeit  in  sein  Geleite 
auf  der  Maas,  soweit  sich  dasselbe  erstreckt,  und  in  einem 
späteren  Steuerverzeichnis  der  Stadt  findet  man  in  der  That 
einen  conductus  aquarum"^).  Über  die  Pflichten,  welche  der 
Inhaber  des  Geleiterechts  übernahm,  giebt  ein  Schutzbrief,  den 
Graf  Rainald  einer  Anzahl  von  Wechslern  ausstellte,  Aufschluss. 
Wenn,  heisst  es  hier,  von  diesen  einer  festgenommen  oder 
irgend  wie  belästigt  wird,  so  sollen  sie  denselben  Schutz  ge- 
niessen  wie  die  Unterthanen  des  Landesherrn  ita  quod  omne 
dampnum  sive  impedimentum ,  quod  ipsis  illatum  fuerit  nobis 
inferri  reputabimus,  stantibus  treugis  nostris  huius  modi  et 
conductu 

In  der  Person  dieser  Schutzbefohlenen,  in  denen  wir  in 
diesem  Falle  zweifellos  jüdische  Geldwechsler  zu  erkennen 
haben,  berührt  sich  das  Geleiterecht  eng  mit  einem  anderen 
Hoheitsrecht,  dem  Judenschutzregal ,  das  von  den  Grafen  von 
Geldern  nach  diesem  Beispiel  damals  bereits  gehandhabt  wurde. 
Auch  dieses  war  ursprünglich  nichts  Anderes  als  eine  Aus- 


1)  Sloet  No.  563. 

2)  Sloet  No.  749  und  1103.  nach  dem  Original  im  Archiv  zu  Gent: 
conductus  aquarum  seu  theloneuni  ibidem  centum  marcas,  conductus 
carrutarum  octo  m^cas.  Auch  die  Bürger  von  Goch  waren  zum  Geleite- 
geld verpflichtet;  man  darf  dies  daraus  schliessen,  dass  sie  später  davon 
befreit  werden,  vgl.  Nyhoff  IL  No.  8.  1372  gheine  toll  noch  geleide- 
geld  geuen  van  hoeren  ghuede  the  lande  noch  to  waiter. 

3)  Nyhoff  I.  No.  266. 
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dehnung  des  Königsschutzes  auf  eine  Klasse  von  Personen,  die 
als  Angehörige  einer  anderen  Religion  und  als  Fremdlinge  den 
einheimischen  Gesetzen  gegenüber  als  rechtlos  galten.  Als  Ent- 
schädigung für  den  ihnen  .zugesicherten  Schutz  zahlten  die 
Juden  dem  König  eine  jährliche  Kopfsteuer,  sie  durften  sich 
aber  nur  in  den  dem  Reiche  unmittelbar  unterstellten  Gebiets- 
teilen aufhalten,  während  den  Landesherrn  das  »Halten«  von 
Juden  ohne  besondere  Erlaubnis  des  Königs  untersagt  war. 
Die  Aussicht  auf  eine  Vermehrung  ihrer  Einkünfte  war  auch 
hier  wieder  das  entscheidende  Moment,  welches  die  Landes- 
herrn zur  Ausübung  dieses  Hoheitsrechtes  veranlasste;  Geldern 
erhielt  dasselbe  erst  1339  von  Kaiser  Ludwig');  alle  früheren 
Verleihungen  des  Judenschutzes  stellen  sich  demnach  als  Ein- 
griffe in  die  königlichen  Rechte  dar^). 

Unter  dem  Wildbann  verstand  man  ursprünglich  nur  das 
Recht,  einen  gewissen  Distrikt  einzuforsten  und  ihn  damit  seiner 
Gerichtshoheit  zu  unterwerfen;  mit  dem  Jagdrecht,  das  nach 
alter  germanischer  Anschauung  als  ein  Ausfluss  des  Grund- 
eigentums galt,  hing  derselbe  im  Grunde  also  nicht  zusammen 
Auf  die  lokalen  Gewalten  ging  das  Recht  des  V^T'ildbannes  durch 
königliche  Verleihung  über*),  ohne  dass  dasselbe  jedoch  damit 
in  jedem  Falle  auf  den  ganzen  Jurisdiktionsbezirk  des  Reliehenen 
ausgedehnt  wurde ;  die  Fälle,  in  denen  der  Wildbann  für  ganze 
Grafschaften  erteilt  wurde,  kommen  allerdings  schon  unter  den 
sächsischen  Kaisern  vor,  sie  gehören  aber  immerhin  zu  den 


1)  Nyhoff  I.  No.  349 :  indulgemus,  ufc  in  castris  opidis  et  villis  vestri 
dominii  quibuscunque  Judaeos  tenere  valeatis  et  habere  quotquot  volue- 
ritis,  ac  eosdem  manutenere,  defendere  et  tueri,  ac  ab  ipsis  recipere 
seruitia  solita  et  consueta. 

2)  Ausser  der  oben  erwähnten  Verleihung  hatte  Graf  Rainald  im 
Jahre  1382  eine  Gesellschaft  von  Juden  in  Zalt- Bommel  aufgenommen, 
eine  zweite  in  der  Stadt  Geldern ;  beiden  wurde  ein  beschränkter  Aufenthalt 
gegen  Zahlung  einer  jährlichen  Summe  gewährt,  vgl.  van  Hasselt,  Geld. 
Oudheden  I.  515. 

3)  Gierke,  Genossenschaftsrecht  II.  241.  »Jagd,  Fischerei  und  Bienen- 
fang standen  als  uralte  Bestandteile  des  germanischen  Grundeigentums 
ursprünglich  der  Gesamtheit  zu«. 

4)  Berchtold ,  Landeshoheit  in  Oesterreich  S.  189. 
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Ausnahmen').  Dagegen  haben  die  Landesherrn  vielfach  ohne 
weiteres  das  Recht  für  sich  in  Anspruch  genommen,  Wild- 
bänne  in  ihrem  Lande  zu  errichten.  Über  die  Handhabung 
dieses  Rechtes  in  Geldern  liegen  zu  wenig  Nachrichten  vor, 
um  einen  klaren  Einblick  zu  ermöglichen;  wenn  man  darin 
den  Urkunden  folgen  darf,  so  beschränkte  sich  der  Wildbann 
der  Grafen  in  unserer  Zeit  ausschliesslich  auf  die  Velüwe. 
Nicht  besser  sind  wir  über  ihre  Stellung  dem  Jagdrecht  gegen- 
über unterrichtet ;  Spuren,  welche  das  Streben  nach  der  Regalität 
desselben  erkennen  lassen,  treten  allerdings  schon  am  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  zum  Vorschein.  So  erlangte  bereits  1299 
Graf  Rainald  von  den  Rittern  von  Bylant  und  Vianen  die  Zu- 
sicherung, dass  sie  ohne  seine  specielle  Erlaubnis  weder  die 
hohe  noch  die  niedere  Jagd  in  der  Velüwe  ausüben  wollten'^). 

Etwas  mehr  Licht  verbreiten  die  Urkunden  über  die  Art 
der  Ausnutzung  des  Wildbannrechts;  dieselbe  macht  sich  nach 
zwei  Seiten  hin  geltend:  einmal  in  dem  später  aus  ihm  abge- 
leiteten Recht  auf  die  jagdbaren  Tiere,  zu  dem  die  einleitenden 
Schritte  bereits  in  unserer  Periode  versucht  werden,  und  so- 
dann in  der  Erhebung  einer  besonderen  Abgabe,  die  von  den 
Insassen  der  Bannforsten  entrichtet  wurde.  Erwähnt  wird  diese 
Abgabe  zuerst  in  einer  Vertragsurkunde  von  1187,  in  der  sich 
die  Bestimmung  findet,  dass  der  Graf  von  Geldern  in  den- 
jenigen Fällen,  in  welchen  er  rechtmässiger  Weise  eine  Ent- 
schädigung von  den  Bewohnern  seines  Wildbannbezirks  bean- 
spruchen zu  können  glaubt,  dies  eidlich  erhärten  soll.  Alsdann 
möchten  diejenigen,  die  im  Bereiche  desselben  bleiben  wollten, 
sich  das  Wohlwollen  des  Grafen  erwerben ;  diejenigen  aber,  die 
auszuscheiden  wünschten,  sollten  frei  sein  von  der  Abgabe,  die 


1)  vgl.  Waitz  VIII.  259.  Sickel,  Zur  Gesch.  des  Bannes  im  Jahres- 
bericht der  Marburger  Universität  1886.  —  So  schenkt  z.  B.  Otto  I.  944 
dem  Bischof  von  Utrecht  den  Wild  bann  im  Gau  Drenthe  in  der  Graf- 
schaft Eberhards,  vgl.  Sloet  No.  87  und  über  einen  ähnlichen  Fall 
Sloet  No.  181. 

2)  vgl.  Nyhoff  I.  No.  39  u.  40  quod  nos  veltribus  aut  canibus  ali- 
quibus,  cervos  aut  cervas  aut  aliud  genus  ferarum  aliquid  super  Veluam 
venari  non  debemus ,  nec  ibidem  lepores  vel  perdices  retibus  laqueare, 
nisi  u.  s.  w. 
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man  den  Insassen  eines  Wildbannbezirkes  aufzuerlegen  pflegte^). 
Ob  diese  Abgabe  eine  besondere  auf  Grund  des  Wildbannes 
eingeführte  war,  oder  ob  sie  sich  deckt  mit  dem  auf  Grund 
der  Jurisdiktion  beanspruchten  Rottzehnten,  lässt  sich  nicht 
entscheiden"^);  erwiesen  ist  nur,  dass  dieser  letztere  von  unseren 
Landesherrn  bereits  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  ziemlich 
allgemein  erhoben  wurde,  nachdem  es  ihnen  gelungen  war, 
die  Ansprüche  der  Bischöfe  von  Utrecht  auf  diese  Leistung 
abzuweisen 

Neben  dem  Anspruch  auf  den  Rottzehnten  ist  das  Recht 
zu  nennen,  welches  die  Landesherrn  auf  das  herrenlose  Gut 
in  ihrem  Lande  sich  vindicierten.  Dasselbe  erstreckte  sich  sowohl 
auf  den  beweglichen  wie  unbeweglichen  Besitz.  Als  herrenlos 
betrachtete  man  die  Habe  der  Fremdlinge,  wenn  sie  nicht 
innerhalb  Jahr  und  Tag  von  den  rechtmässigen  Erben  rekla- 
miert wurde,  das  Gut  von  Verbannten  und  Verbrechern  und 
ohne  legitime  Erben  Gestorbenen.  In  Geldern  wurden  dazu 
auch  die  Anschwemmungen  der  Flüsse  (alluviones)  gerechnet. 
Die  Regalität  dieses  Rechtes  reicht  nachweisbar  bis  in  das 


1)  Sloet  No.  370  liberi  maneant  a  tali  exactione,  que  solet  fieri 
super  illos  qui  manent  infra  wiltbanum. 

2)  Ein  ganz  analoger  Fall  wird  in  den  Annalen  des  bist.  Vereins 
für  den  Niederrhein  V.  S.  191  mitgeteilt.  Die  Abgabe  heisst  hier  ruminga, 
ein  Name,  der  in  den  Gelderschen  Urkunden  häufig  wiederkehrt;  dieselbe 
wird  von  dem  Verfasser  als  eine  ,reluitio  possessionis'  erklärt.  Auch  van 
Spaen  (Inl.  IV.  260)  kennt  ruimgelden,  er  hält  dieselben  für  Abgaben, 
die  für  die  Nutzung  der  Weiden  und  Masten  innerhalb  des  Bannbezirkes 
entrichtet  wurden ;  diese  Hypothese  erweist  sich  jedoch  als  nicht  stich- 
haltig, da  sie  in  jedem  Fall  ein  Eigentumsrecht  des  Inhabers  des  Wild- 
bannes an  Grund  und  Boden  voraussetzen  würde.  Zu  der  Annahme,  dass 
die  , ruminga'  eine  auf  Grund  des  Wildbannes  erhobene  Leistung  war, 
sind  wir  umso  eher  berechtigt,  da  auch  sie  nur  in  der  Velüwe  genannt 
wird,  wo  die  Grafen  nach  den  Urkunden  allein  Wildbannrechte  besassen, 
vgl.  Sloet  No.  421.  712.  912.  u.  a.  .  .  . 

3)  Die  Anerkennung  von  seiten  der  Bischöfe  erfolgte  allerdings  erst 
nach  langdauernden  Verhandlungen.  Sloet  No.  435:  decimas,  que  in 
locis  palustribus  vel  silvosis  excolerentur  in  iurisdictione  sua,  quae  ex- 
coli  non  possint ,  nisi  de  licentia  ipsius  vel  concessu  .  .  .  vgl.  auch  Sloet 
No.  843. 
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12.  Jahrhundert  zurück;  in  der  Gründungsurkunde  von  Zütfen 
macht  der  Landesherr  dasselbe  bereits  als  Regal  geltend.  Als 
eine  weitere  Ausdehnung  desselben  ist  der  Anspruch  zu  be- 
zeichnen, den  die  Landesherrn  in  der  späteren  Zeit  auf  die 
Almende  erheben ;  wie  überall  treten  dieselben  auch  hierin  als 
Rechtsnachfolger  der  freien  Markgenossenschaft  auf.  Legitimiert 
wird  dieses  Anrecht  durch  die  bekannte  Sentenz  König  Rudolfs 
aus  dem  Jahre  1291'). 

Zur  Anlegung  von  Städten,  Burgen  und  Befestigungen  war 
ursprünglich  die  Einwilligung  der  Gentralgewalt  erforderlich; 
schon  Karl  der  Kahle  betont  dies  ausdrücklich.  Über  kein 
Vorrecht  des  Königs  aber  haben  sich  die  Landesherrn  so  früh- 
zeitig und  allgemein  hinweggesetzt  wie  grade  über  dieses; 
nachdem  die  Weifen  und  Zähringer  durch  eigenmächtige  An- 
legung von  befestigten  Städten  für  Präced enzfälle  gesorgt  hatten, 
folgten  die  übrigen  Reichsfürsten,  und  ihnen  voran  die  lothrin- 
gischen ,  allgemein  ihrem  Beispiel ,  und  die  Reichsgesetze  von 
1231  bestätigten  auch  hier  nur  einen  faktisch  längst  bestehen- 
den Brauch.  Offenbar  galten  aber  ihre  Bestimmungen  nur  den 
Reichsfürsten ,  zu  denen  die  Grafen  von  Geldern  nach  der 
damals  herrschenden  Anschauung  nicht  gezählt  wurden.  Wenn 
diese  nun  dennoch  eine  ganze  Reihe  von  Städtegründungen 
vorgenommen  haben,  so  lag  auch  darin  wieder  unzweifelhaft 
eine  Verletzung  königlicher  Rechte.  Dieser  Charakter  der  Usur- 
pation tritt  umso  schroffer  hervor,  da  Graf  Otto  von  Geldern, 
dem  die  meisten  Städte  ihre  Rechte  verdankten,  es  nicht  nur 
unterliess,  die  Genehmigung  des  Königs  einzuholen,  sondern 
trotz  dieser  augenscheinlichen  Unterlassung  seinen  Urkunden 
den  Stempel  der  Legitimität  dadurch  aufzudrücken  suchte,  dass 
er  sich  ausdrücklich  und  wiederholt  auf  die  angeblich  erteilte 
königliche  Erlaubnis  berief-).    Der  einzige  Fall,  in  welchem 


1)  Nyhoff  1.  No.  32. 

'2)  van  Spaen  I.  252  sucht  dies  als  ein  Missverständnis  der  Reichs- 
gesetze Friedrichs  II.  zu  erklären;  an  eine  solche  Auslegung  ist  jedoch 
ernstlich  kaum  zu  denken,  denn  in  dem  Zeitraum  von  dreissig  Jahren, 
in  welchen  die  Gründungen  fallen ,  konnte  der  Graf  sich  ohne  Zweifel 
genugsam  über  den  Sinn  jener  Gesetze  informieren.    Auch  widerspricht 
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die  Einwilligung  des  Königs  zur  Anlegung  einer  Stadt  in  aller 
Form  eingeholt  wurde,  ist  die  Gründung  von  Staveren^). 

Nachdem  die  Landesherrn,  sei  es  auf  rechtmässige  oder 
eigenmächtige  Weise ,  Besitzer  des  Befestigungsrechts  gewwden 
waren,  schritten  sie  dazu,  diesem  Rechte  in  ihrem  Lande  all- 
seitige Anerkennung  zu  verschaffen ,  denn  grade  für  dieses 
Recht  war  die  Regalität,  sollte  anders  die  Konsolidation  der 
Landesherrschaft  eine  vollständige  werden,  eine  unerlässliche 
Bedingung.   Die  einleitenden  Schritte  dazu  wurden  auch  hier 


dieser  xA.uffassuDg  van  Spaens  durchaus  die  Art  und  Weise,  wie  sich  der 
Graf  auf  die  Genehmigung  des  Königs  beruft;  man  vgl.  z.  B.  bei  Arn- 
heim  und  Neuwageningen  Sloet  No.  564  u.  862,  wo  die  Verleihung  des 
Stadtrechtes  erfolgt  ex  prehabito  consilio  amicorum  meorum  nobilium  et 
ministerialium  meorum ,  authoritate  imperiali  et  regia  et  speciali.  Also 
nicht  auf  einen  allgemeinen  Erlass,  sondern  auf  besondere  Vergünstigung 
wird  die  Erlaubnis  zurückgeführt.  Charakteristisch  für  das  ganze  Ver- 
fahren ist  die  Modifikation,  in  welcher  die  Berufung  am  Schlüsse  der 
Arnheimer  Urkunde  wiederholt  wird;  hier  heisst  es  nämlich:  hanc  vero 
concessionem  et  donationem  imperiali  et  regia  potestate  et  mea  feci.  — 
Wenn  daher  Maurer,  Stadtverfg,  1.  28,  diese  specielle  Berufung  auf  die 
kaiserliche  Autorität  als  Beispiel  dafür  anführt,  dass  die  Reichsfürsten 
mitunter  auch  nach  der  Koncession  von  1231  zur  grösseren  Sicherheit  die 
kaiserliche  Zustimmung  eingeholt  hätten,  so  hat  er  sich  durch  die  Zu- 
versichtlichkeit, mit  der  die  Berufung  ausgesprochen  ist,  täuschen  lassen. 
Denn  dass  wir  es  bei  allen  diesen  Verleihungen  mit  einem  kühnen  Miss- 
brauch des  kaiserlichen  Namens  zu  thun  haben ,  geht  zur  Evidenz  aus 
späteren  Mitteilungen  hervor.  Eine  Entscheidung  des  Fürstengerichts 
auf  dem  Reichstage  zu  Speyer  vom  Jahre  1310  bestimmt  nämlich  ,  dass 
kein  Fürst  oder  Herr  einer  Stadt  Freiheiten  und  Vorrechte  verleihen 
dürfe  ohne  die  ausdrückliche  Genehmigung  des  Königs  (expresso  consensu). 
Da  nun  der  Graf  von  Geldern  und  seine  Vorgänger  dies  dennoch  gethan 
haben  concessu  recolendae  memoriae  dominorum  imperatorum  et  regum 
Rom.  illustrium  praedecessorum  nostrorum  et  nostro  minime  accedente, 
so  werden  hiermit  alle  diese  Vorrechte  widerrufen  estimantes  in  hac 
parte  nobis  et  imperio  iniuriam  irrogari.  vgl.  Nyhoffl.  No,  III.  übrigens 
giebt  Graf  Rainald  bei  einer  anderen  Gelegenheit,  soweit  die  Pietät  gegen 
seinen  Vorgänger  es  gestattet,  diesen  Missbrauch  selbst  zu,  wenn  er  von 
ihm  sagt :  dicens  ex  parte  regis  Romanorum  se  posse  habere,  quod  bene 
credimus.,  licet  nondura  vidimus  litteras,  sibi  a  rege  super  hoc  datas. 
vgl.  Pontanus.  Hist.  Gelriae  182.  Sloet  No.  564,  Anhang. 
1)  Nyhoff  I.  No.  45.    Pontanus  165. 
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mit  Hülfe  des  Lehensverbandes  gethan,  indem  man  diesbezüg- 
liche Bestimmungen  in  die  Lehensurkunden  aufnahm.  So 
musste  der  Ritter  von  Borkulo  in  seiner  Lehensurkunde  ver- 
sprechen, auf  dem  Berge  bei  Groenlo  keine  Befestigung  von 
Stein  aufführen  zu  wollen,  die  Benutzung  jedes  anderen  Ma- 
terials stand  ihm  dagegen  frei').  In  ähnlicher  Weise  wird  dem 
Ritter  von  Gock  erlaubt,  auf  dem  Berge  Hiern  eine  Befestigung 
zu  errichten,  dabei  aber  die  Einschränkung  gemacht,  dass  die- 
selbe von  Holz  sein  müsse^).  Auch  untereinander  suchten  sich 
die  Landesherrn  anfangs  noch  durch  Verträge  vor  einer  Beein- 
trächtigung dieses  Hoheitsrechtes  zu  sichern;  so  versprechen 
der  Bischof  von  Utrecht  und  der  Graf  von  Geldern  sich  gegen- 
seitig, keine  Burg  oder  Befestigung  in  dem  Lande  des  anderen 
ohne  dessen  Einwilligung  zu  kaufen  oder  als  Lehen  anzu- 
nehmen 

Bereits  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  scheint 
die  Regalität  des  Befestigungsrechtes  eine  unbestrittene  Aner- 
kennung gefunden  zu  haben.  In  einer  Urkunde  von  1277  er- 
kennt Heinrich  von  Montfort  das  Recht,  den  Turm  in  Montfort 
zu  befestigen,  ausdrücklich  als  ein  landesherrliches  an  und 
verzichtet  in  einer  zweiten  nochmals  speciell  auf  jedes  Be- 
festigungsrecht seinerseits*).  Noch  prägnanter  kommt  diese 
Auffassung  in  einer  Urkunde  des  Bischofs  von  Utrecht  zum 
Au-sdruck,  worin  dieser  den  Rittern  von  Vorst  eine  Burg  zu 
Lehen  giebt  mit  der  Befugnis,  memoratum  Castrum  edificandi 
erigendi  et  fortificandi  tanquam  dominus  superior  terre^). 


1)  Sloet  No.  588.  1236  In  monte  autem  cuiuscunque  operis  Castrum, 
excepto  edificio  lapideo  poterit  sine  nostra  contradictione  collocare. 

2)  Sloet  No.  883.  1265. 

3)  Sloet  No.  843.  1261. 

4)  Sloet  No.  986  und  992. 

5)  van  Mieris,  Cliarterb.  II.  247.  1320.  Dieselbe  Auffassung  vertritt 
auch  der  Bischof  von  Münster,  wenn  er  behauptet,  dass  die  Burg  Lichten- 
vorde  unrechtmässiger  Weise  in  seinem  Gebiet  errichtet  sei,  quod  fieri 
non  potuit  sine  nostra  licentia  et  voluntate.    Nyhoff  I.  No.  128. 
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IIL 

Die  Einführung  von  Steuern. 

Die  Rechte  der  Landesherrn ,  welche  wir  bis  jetzt  kennen 
gelernt  haben,  zerfallen  ihrem  Ursprünge  nach  in  solche,  die 
ihnen  als  Inhabern  von  Grafschaften,  ohne  weiteres  zukamen, 
und  in  solche,  welche  durch  einen  besonderen  Akt  königlicher 
Verleihung  in  den  Besitz  der  lokalen  Gewalten  gelangt  sind. 
Beide  Arten  von  Rechten  haben  ihren  ursprünglichen  und  ein- 
heitlichen Vertreter  in  dem  Könige,  sie  sind  also  nichts  materiell 
Neues. 

Dagegen  lässt  ein  anderes  Recht,  von  dem  die  Landesherin 
einen  ebenso  allgemeinen  wie  intensiven  Gebrauch  gemacht 
haben ,  das  Recht  auf  Steuern ,  sich  auf  diese  Quelle  nicht 
zurückführen ;  es  erscheint  dasselbe  vielmehr  als  etwas  durchaus 
Neues.  Denn  im  Wesen  des  Grafenamtes  waren  ähnliche  Ele- 
mente nicht  enthalten;  Steuern  waren  in  merovingischer  Zeit 
—  wenn  man  von  den  ehemals  römischen  Landesteilen,  in 
denen  das  tributum  auch  in  späterer  Zeit  beibehalten  wurde, 
absieht  —  überhaupt  unbekannt;  die  Pflichten  der  freien  Be- 
völkerung, um  diese  kann  es  sich,  wenn  von  Steuern  die  Rede 
ist,  nur  handeln,  waren  auf  persönliche  Dienstleistungen  be- 
schränkt, auf  die  Herstellung  von  Wegen,  Brücken  und  anderen 
Verkehrsmitteln,  sowie  auf  die  Verpflegung  des  Heeres.  Über 
allen  diesen  Verrichtungen  lag  wohl  dem  Grafen  die  Anordnung 
und  Beaufsichtigung  ob,  eine  Berechtigung  zur  Erhebung  von 
Steuern  kann  jedoch  aus  diesen  Funktionen  nicht  abgeleitet 
werden.  Ebenso  wenig  wird  man  das  Besteuerungsrecht  auf 
einen  Akt  königlicher  Verleihung  zurückführen  können,  da  die 
Könige  selbst  dasselbe  nicht  besassen  und  es,  abgesehen  von 
einigen  verfehlten  Versuchen,  auch  nicht  beansprucht  haben. 
Wir  müssen  also  die  Landesherrn  selbst  als  die  Urheber  der 
Besteuerung  betrachten,  welche  dieselbe  eigenmächtig  und 
allein  auf  Grund  der  Jurisdiktion  eingeführt  haben.  Andere 
Rechtsgründe  als  diese  anzunehmen,  erscheint  ebenso  unthunlich 
wie  für  die  Landeshoheit  selbst  einen  anderen  Rechtstitel  ausser 
der  Jurisdiktion  ermitteln  zu  wollen.  Und  demgemäss  sind 
auch  die  Gründe,  welche  dies  erhärten,  im  wesentlichen  dieselben, 
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welche  zum  Nachweis  gedient  haben,  dass  die  öffentliche 
Gerichtsbarkeit  die  einzige  Quelle  der  Landeshoheit  ist.  Aus- 
geschlossen erscheint  von  vornherein  eine  Ableitung  des  Be- 
steueruiigsrechtes  aus  der  Grundherrschäft ;  die  Erscheinung, 
dass  grade  in  den  Vogteien  am  frühsten  und  ausgiebigsten  das 
Steuerrecht  ausgeübt  wurde,  genügt  zur  Widerlegung  dieser 
Annahme.  Nur  auf  Grund  der  Gerichtsbarkeit  konnten  die 
Vögte,  denen  andere  Rechte,  abgesehen  von  einigen  militärischen, 
überhaupt  fehlten,  die  Insassen  ihrer  Vogteibezirke  in  den 
Bereich  ihres  Steuerzwanges  ziehen;  wären  grundherrliche 
Rechte  dabei  das  Entscheidende  gewesen,  so  hätten  nicht  die 
Vögte,  sondern  nur  die  Inhaber  der  geistlichen  Immunitäten 
Steuern  einführen  können.  Und  wie  die  Vögte  so  haben  auch 
die  übrigen  Inhaber  der  öffentlichen  Gerichtsgewalt  in  ihren 
Jurisdiktionsbezirken,  den  Grafschaften  und  weltlichen  Immuni- 
täten, allein  auf  Grund  ihrer  Jurisdiktion  eine  Besteuerung  ihrer 
Gerichtsinsassen  vorgenommen. 

Ein  Recht  auf  Steuern  nach  der  modernen  Auffassung 
kennt  das  mittelalterliche  Staatsrecht  nicht;  es  erhellt  dies  vor 
allem  aus  dem  Umstand,  dass  es  den  Landesherrn  niemals  ge- 
lungen ist,  alle  Klassen  der  Unterthanen  der  Besteuerung  zu 
unterwerfen ,  sondern  dass  einige  derselben ,  vornehmlich  die 
Ritterbürtigen,  ihre  principielle  Steuerfreiheit  bis  in  die  späteren 
Zeiten  bewahrt  haben.  Dieser  Auffassung  entspricht  es  voll- 
kommen, dass  auch  die  übrigen  Bewohner  sich  nur  zur  Leistung 
der  auf  Herkommen  und  Verträgen  beruhenden  Steuern  ver- 
pflichtet fühlten ,  bei  anderen  dagegen  stets  ihr  eigenes  Be- 
willigungsrecht geltend  gemacht  haben ;  in  solchen  Fällen  haben 
auch  die  Landesherrn  die  Freiwilligkeit  der  Steuerleistung  un- 
bedingt anerkannt').   Dem  Recht  der  Landesherrn  auf  Steuern, 

1)  Ein  Beispiel  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  bestätigt  dies 
in  vollem  Umfange.  In  einem  Revers,  den  Graf  Rainald  im  Jahre  1307 
den  Insassen  des  Tielerwerths  über  den  Empfang  einer  Bede  ausstellt, 
erklärt  er  ausdrücklich,  kein  Recht  zu  haben  auf  das  Geld,  das  nu  ter 
tyt  ons  van  onsen  getrouwen  ondersaten  ende  gemeenen  luden  in  Tielre- 
werth  bewilligt  worden  war.  van  Spaen.  Inleid.  IV.  Cod.  dipl.  XIX. 
Für  die  ursprüngliche  Freiwilligkeit  der  hauptsächlich  in  Betracht  kommen- 
den Steuer  spricht  schon  der  Name  derselben  »Bede«  (petitio,  precaria) 
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wenn  man  von  einem  solchen  überhaupt  sprechen  darf,  stand 
auf  der  anderen  Seite  also  lediglich  die  allgemeine  Unter- 
thanenpflicht  gegenüber;  eine  besondere  Pflicht  zur  Leistung 
von  Steuern  hat  ebenso  wenig  existiert  wie  ein  besonderes 
Recht  des  Landesherrn  zur  Einforderung.  Wie  bei  allen 
mittelalterlichen  Rechtsverhältnissen  wurde  eine  Pflicht  nur 
dann  anerkannt,  wenn  sie  vertragsmässig  statuirt  war,  und 
wir  werden  in  der  That  im  Verlaufe  dieser  Untersuchung 
sehen,  dass  die  Mehrzahl  der  Steuern  auf  dem  Wege  des  Ver- 
trages dem  Landesherrn  zugesichert  war.  Allerdings  fehlt  bei 
der  Principlosigkeit ,  welche  die  ganzen  mittelalterhchen 
Rechtsverhältnisse  kennzeichnet,  sehr  häufig  ein  Kriterium  zur 
Entscheidung  der  Frage,  ob  eine  Steuer  freiwillig  oder  pflicht- 
mässig  ist. 

Unter  allen  Steuern,  die  von  den  Landesherrn  eingeführt 
wurden,  nimmt  eine  das  Interesse  in  ganz  besonderer  Weise 
in  Anspruch,  die  Steuer,  die  in  älterer  Zeit  regelmässig  als 
exactio,  später  durchgehend  als  Bede  oder  Schatz  (petitio,  pre- 
caria)  erscheint').  Die  Rolle,  w^elche  grade  diese  Steuer  in  der 


weil  sie  in  der  Form  einer  Bitte  von  den  Unterthanen  eingefordert 
wurde.  Allerdings  ging  diese  bittweise  erhobene  Steuer  durch  Gewohn- 
heit sowohl  wie  durch  den  wachsenden  Einfluss  der  Landesherrn  vielfach 
in  eine  pflichtmässige  Leistung  über. 

1)  Nur  andere  Namen  für  dieselbe  Steuer  sind  in  unserem  Terri- 
torium tallia,  collecta,  scotus,  schatting,  impetitio;  die  Identität  aller 
dieser  Ausdrücke  steht  ausser  Frage.  Wenn  dieselben,  wie  es  häufig  ge- 
schieht, nebeneinander  vorkommen,  so  liegt  lediglich  eine  pleonastische 
Ausdrucksweise  vor.  Ein  Fall,  der  die  Gleichwertigkeit  dieser  Ausdrücke 
widerlegen  würde,  ist  mir  nicht  bekannt,  ebensowenig  aber  ist  es  mir 
gelungen,  aus  dem  vorliegenden  Urkundenmaterial  einen  unzweifelhaften 
Nachweis  für  die  vielumstrittene  Gleichwertigkeit  von  exactio  und  pre- 
caria  beizubringen;  für  dieselbe  scheint  folgende  Stelle  zu  sprechen,  die 
einem  Vertrage  zwischen  Utrecht  und  Geldern  aus  dem  Jahre  1261  ent- 
lehnt ist:  Item  si  homines  episcopi  Trajectensis  morantur  in  aliquibus 
bonis  de  quibus  comes  hucusque  precariam  accepit,  per  ipsos  dicta  bona 
libera  esse  non  possunt  ab  exactione.  Sloet  No.  843.  Sicher  ist  dagegen, 
dass  mit  exactio  nicht  nur  die  Bede,  sondern  in  weiterem  Sinne  jede 
beliebige  Steuer  sowohl  hofi-echtlicher  wie  öffentlicher  Natur  bezeichnet 
werden  kann.    cf.  Sloet  No.  344.  370.  378. 
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Geschichte  der  Landeshoheit  spielt,  rechtfertigt  es,  wenn  wir 
ihr  in  den  folgenden  Bemerkungen  unsere  ausschliessliche  Auf- 
merksamkeit widmen,  umsomehr,  da  sie  eine  durchaus  neue 
Steuer  ist,  die  nicht  die  Könige'),  sondern  die  Landesherrn  ein- 
geführt haben.  Ausserdem  aber  ist  sie  es  vorzüglich  gewesen, 
mit  deren  Hüife  die  Ausgaben  bestritten  wurden ,  welche  die 
fortschreitende  Konsolidation  der  Territorialhoheit  mit  sich 
brachte,  und  die  eben  dadurch  in  hervorragendem  Masse  zur 
Ausbreitung  und  Festigung  der  Landesherrschaft  beigetragen 
hat.  Die  Geschichte  dieser  Steuer  ist  daher  aufs  Engste  ver- 
knüpft mit  der  Entwicklung  der  Landeshoheit  selbst,  ihre  Dar- 
stellung kann  zugleich  als  Massstab  dienen  für  die  Beurteilung 
der  landesherrlichen  Bestrebungen  überhaupt"^). 

Den  verschiedenen  Bestandteilen  gemäss,  aus  denen  sich 
die  Territorien  zusammengesetzt  haben,  Grafschaften ,  Vogteien 
und  weltlichen  Immunitäten ,  müssen  wir  ausgehen  von  den 
Steuern,  welche  die  späteren  Landesherrn  als  Inhaber  dieser 
Grundbestandteile,  als  Grafen,  Vögte  und  Immunitätsherrn  ein- 
geführt haben.  Wie  jene  sich  zu  dem  »Lande«  zusammen- 
geschlossen haben,  so  werden  diese  später  mit  der  allgemeinen 
Landessteuer  bezeichnet  und  bringen  somit  auch  steuerrechtlich 
die  Konstituirung  eines  »Landes«  zum  Ausdruck.  Diesen 
»Landessteuern« ,  die  auf  Grund  der  Landeshoheit  erhoben 
werden  und  eine  rechtlich  geschlossene  Einheit  der  Unterthanen 
voraussetzen,  stehen  am  Beginn  der  landesherrlichen  Thätigkeit 
die  einzelnen  von  den  verschiedenen  Klassen  der  Bewohner 
eingeforderten  Steuern  gegenüber^).    Man  kann  die  letzteren 

1)  Wo  die  Könige  dieselbe  eingeführt  haben,  geschah  es  nicht  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Könige,  sondern  als  Landesherrn,  resp.  Grafen  oder 
Vögte. 

2)  In  zweiter  Linie  sind  es  praktische' Gründe ,  die  uns  bestimmen, 
die  Bede  zum  ausschliesslichen  Gegenstand  der  Betrachtung  zu  machen; 
'denn  sie  ist,  ihrer  Wichtigkeit  entsprechend,  die  am  häufigsten  genannte 
Steuer,  während  die  übrigen  sich  bei  der  Dürftigkeit  des  Materials  einer 
eingehenden  Darstellung  entziehen  würden. 

3)  Die  folgenden  Untersuchungen  schliessen  sich  im  wesentlichen  an 
K.  Zeumers  Arbeit  über  die  deutschen  Städtesteuern  an,  (Leipz.  1878) 
der  zwar  die  Steuerverhältnisse  Hollands,  nicht  aber  dieGelderns,  in  den 
Bereich  seiner  Untersuchung  gezogen  hat  .  . 
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daher  als  Grafschafts-  oder  Vogteisteuern  bezeichnen,  ohne 
jedoch  damit  eine  principielle  Verschiedenheit  der  Rechtstitel 
einzuräumen,  da  in  beiden  Steuerklassen  die  Jurisdiktion  allein 
der  massgebende  Gesichtspunkt  ist. 

Die  Einkünfte  des  Vogtes,  die  ihm  als  Aequivalent  für  seine 
richterliche  Thätigkeit  zukamen,  waren  ursprünglich  genau  ge- 
regelt, sie  bestanden  gewöhnlich  aus  dem  dritten  Teile  der 
Gerichtsgefälle  (tertius  denarius)  und  aus  gewissen  Naturalliefe- 
rungen ,  die  an  jedem  der  meist  dreimal  jährlich  abgehaltenen 
Gerichtstage  entrichtet  wurden^).  Nicht  selten  wurden  bereits 
frühzeilig  diese  Leistungen  mit  einer  fixierten  jährlichen  Geld- 
summe abgekauft,  die  dann  in  der  Regel  den  Charakter  einer 
festen  Steuer  annahm.  Über  diese  ihnen  rechtlich  zukommende 
Entschädigung  gingen  aber  die  Vögte  sehr  bald  hinaus  und 
unterwarfen  auf  Grund  ihrer  Gerichtshoheit  die  Angehörigen 
ihrer  Vogteien  einer  drückenden  direkten  Besteuerung^).  Die 
Klagen  der  geistlichen  Stifter  und  die  Verbote  der  Könige  be- 
weisen am  besten  die  Unrechtmässigkeit  dieses  Bedewesens, 
waren  aber  nicht  im  stände,  diesen  Übergriffen  ein  Ziel  zu 
setzen.  Noch  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  erhoben 
mehrere  geistliche  Stifter  laute  und  einmütige  Beschwerde,  dass 
ihre  Güter  ohne  Wissen  und  Willen  des  apostolischen  Stuhles 
von  dem  Grafen  von  Geldern  mit  ungerechten  Abgaben  be- 
lastet würden^).  Die  Vögte  fuhren  vielmehr  unbeirrt  trotz 
aller  Klagen  und  Verbote  fort,  Beden  zu  heischen,  und  die 
Folge  war,  dass  bei  der  entscheidenden  Bedeutung,  die  im 
mittelalterlichen  Rechtsleben  das  Gewohnheitsrecht  besass,  die 


1)  So  erhielt  der  Vogt  des  Klosters  Hohenhorst  an  jedem  der  drei 
Gerichtsdinge  neben  den  üblichen  Sportein  sieben  Aoiphora  Wein,  drei 
Mass  Bier,  zwei  Malter  Weizen  u.  a.  .  .    Sloet  No.  132.  (1006). 

2)  Mitunter  wird  dieser  Rechtsgrund  ausdrücklich  geltend  gemacht. 
Der  Graf  von  Loon  eximiert  z.  B.  mehrere  Güter  des  Klosters  Bethlehem 
ab  eodem  servicio  et  quolibet  exactionis  gravamine  quo  in  predictis  bonis 
ratione  iurisdictionis  nostri  (ae)  uli  solebamus.    Sloet  No.  576.  1285. 

3}  van  Spaen  Hist.  I.  411.  Dass  hier  ausserordentliche  Steuern  und 
nicht  die  regelmässige  Bede  Gegenstand  der  Beschwerde  sind,  kommt 
nicht  in  Betracht,  da  es  sich  hier  nicht  um  den  Charakter  der  Steuer, 
sondern  lediglich  um  die  Rechtsfrage  handelt. 
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Kirche  sowohl  wie  das  Königtum  sich  schliesslich  genötigt  sahen, 
die  Rechtmässigkeit  der  vogteilichen  Beden  anzuerkennen.  So 
konnte  sich  schon  1196  der  Herzog  von  Brabant  als  etwas 
Selbstverständliches  die  precarias  seiner  Vogteiangehörigen  in 
der  Stadt  Bommel  vorbehalten^).  Der  Walpurgiskirche  in 
Zütfen  verlieh  der  Graf  von  Geldern  1207  den  neuen  Zehnten 
in  Lochem,  zwei  Solidi  der  Pflugsteuer,  den  Rümethynt  (Rott- 
zehnten) und  das  Recht  der  Schätzung^).  Unter  einer  ganzen 
Reihe  vogteilicher  Abgaben  wie  Koppelkorn,  Pflugsteuer,  Rüme- 
thynt werden  in  einer  Urkunde  von  1250  auch  das  ,vogetgeld' 
und  die  ,hervesbede'  genannt,  zwei  Ausdrücke,  die  wohl 
identisch  und  nur  andere  Namen  sind  für  die  Bede^).  In  einer 
zweiten  Urkunde  des  nämlichen  Jahres  werden  die  Güter  des 
Klosters  Bethlehem  befreit  ab  omni  exactionis  gravamine  et  im- 
petitionis  molestia^).  Auch  verspricht  der  Graf  von  Geldern 
mehreren  seiner  Höfe  in  der  Velüwe  Freiheit  von  jeder  Schätzung  ^). 

Wie  sehr  man  sich  allmählich  daran  gewöhnte,  das  Bede- 
recht als  einen  wesentlichen  Faktor  der  Vogteigewalt  zu  be- 
trachten, erhellt  daraus,  dass  man  dasselbe  gleichwie  ein  privates 
Recht  von  einer  Hand  in  die  andere  übergehen  Hess.  Dietrich 
Luf  von  Kleve  verzichtet  beispielsweise  1261  in  einem  Lehens- 
vertrage zu  Gunsten  des  Grafen  von  Geldern  auf  das  Bederecht 
recht  über  seine  Vogteiinsassen  in  Goch^). 

1)  Sloet  No.  387. 

2)  Sloet  No.  421  cum  omni  peticione  hominibus  (hominum !)  eiusdem 
eccle&ie. 

3)  Sloet  No.  712  Für  vogetgeld  findet  sich  sonst  auch  solidus  ad- 
catialis  cf.  Sloet  No.  775.  Die  Güter  des  Klosters  werden  bezeichnet  als 
in  iuriditione  sua  constituta,  der  Rechtsgrund  der  Besteuerung  ist  also 
auch  hier  die  Gerichtsbarkeit.  Charakteristisch  ist  der  wiederholte 
Hinweis  auf  den  Ursprung  und  das  Alter  der  genannten  Abgaben :  ipsi 
aut  predecesRores  eorum  ex  antiqua  consuetudine  in  eisdem  bonis  uti 
solebamus  —  in  Ermangelung  anderer  Rechtstitel  wird  das  Gewohnheits- 
recht ins  Feld  geführt.    Sloet  No.  778.  1255. 

4)  Sloet  No.  713.  1250. 

5)  Sloet  No.  778.  1255. 

6)  Sloet  No.  846  ut  homines  nostri  advocatiales  in  opido  G.  ma- 
nentes,  sine  aliqua  nostra  impelicione  resideant  et  hoc  ad  dominum 
nostrum  comitem  Gelrensem  dimisimus. 
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Während  aber  in  allen  bis  jetzt  angeführten  Fällen  der 
rechtliche  Hintergrund  der  Steuer  unzweifelhaft  die  Gerichts- 
hoheit des  Vogtes  war,  kann  von  dieser  bei  zahlreichen  anderen 
Gelegenheiten  nicht  die  Rede  sein;  es  tritt  dann  an  die  Stelle 
des  Vogtes  als  Steuerherr  der  Inhaber  der  Grafschaftsrechte,  es 
wechselt  also  die  Person  des  Steuerherrn,  während  der  Rechts- 
grund derselbe  bleibt.  Denn  dass  auch  hierbei  grundherrliche 
Rechte  ausgeschlossen  sind,  ergiebt  sich  aus  den  anzuführenden 
Belegen  ohne  weiteres.  Die  Spuren  dieser  in  anderen  Terri- 
torien unter  dem  Namen  des  Grafen  Schatzes  bekannten  Steuer 
führen  in  Geldern  zurück  in  die  zweite  Hälfte  des  12.  Jahr- 
hunderts. Dem  Kloster  Altenberg  verleiht  der  Graf  von  Geldern 
im  Jahre  1185  Freiheit  von  Zoll  und  Bede  in  seinem  ganzen 
Jurisdiktionsbezirk  [ —  in  omni  iurisdictionis  nostre  loco  — ], 
Unzweifelhaft  wird  dadurch,  dass  die  Exemtion  ausdrücklich 
auf  die  ganze  Grafschaft  ausgedehnt  v^ird,  die  Steuer  als  eine 
Grafschaftssteuer  charakterisiert').  Von  jeder  Bede  werden 
die  Güter  des  Klosters  Kamp  befreit-),  und  in  einem  Kauf- 
vertrage von  1269  entbindet  der  Graf  von  Geldern  zwei  Höfe 
des  deutschen  Ordens  und  die  Colonen  derselben  für  die  Zeit 
ihres  Aufenthalts  in  jenen  Höfen  von  jeder  Schätzung;  in  einer 
zweiten  Urkunde  fügt  er  die  Bedingung  hinzu,  dass  der  Orden 
nur  solche  Leute  anstellen  dürfe,  auf  die  der  Graf  keine  Rechte, 
d.  h.  keine  Steuerrechte,  geltend  machen  könne ^).  Die  That- 
sache ,  dass  die  Kolonen  noch  speciell  von  einer  Steuer  ent- 
bunden werden,  der  sie  ausserhalb  der  genannten  Höfe  unter- 
worfen sein  würden ,  weist  überzeugend  nach ,  dass  die  in 
Frage  stehende  Steuer  eine  allgemeine  Grafschaftssteuer  ist. 

V^iederholt  wurde  als  der  einzig  massgebende  Rechtsgrund 
der  Bede  die  volle  öffentliche  Gerichtsgewalt  genannt  und  als 
Steuerherr  der  Inhaber  derselben.   Unmerklich  und  schrittweise 


1)  Sloet  No.  367  in  omni  iurisdictionis  nostre  loco  eosdem  ab  exactione 
thelonei  et  importuna  peticione  liberos  et  quietos  esse. 

2)  Sloet  No.  458  ab  omni  exactione. 

3)  Sloet  No.  912  et  coloni  quam  diu  fecerint  residentiam  in  curtibus 
memoratis,  liberi  erunt  ab  omni  nostra  exactione  und  No.  920  omnem 
exactionem,  quam  facere  possemus  in  ciirtibus  ipsorum.    (1269  u.  1270) 
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bereitet  sich  jedoch  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  eine 
charakteristische  Umbildung  der  Rechtstitel  vor;  wie  die  Ge- 
richtsherrlichkeit zur  Landesherrschaft,  so  wird  nun  der  Gerichts- 
herr, mag  er  Vogt  oder  Graf  sein,  allmähhch  zum  Landesherrn, 
und  er  fordert  von  nun  an  nicht  mehr  als  Richter,  sondern  als 
Landesherr  die  Bede  von  seinen  Unterthanen.  Auf  die  strenge 
Fixierung  eines  bestimmten  Zeitpunktes,  in  welchem  dieser 
Übergang  der  Rechtstitel  vor  sich  ging,  muss  man  der  Natur 
der  Sache  nach  verzichten,  nach  dem  allgemeinen  Standpunkt 
der  Landeshoheit  überhaupt  kann  man  jedoch  mit  einiger  Sicher- 
heit behaupten,  dass  jene  Umwandlung  der  Rechtsbegriffe  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  im  wesentlichen  vollzogen 
war.  Einen  prägnanten  Ausdruck  erhält  diese  Thatsache  in 
einer  Urkunde  des  Jahres  1287;  der  Hof  des  Gistercienser- 
klosters  in  Roermonde,  der  von  der  Bede  befreit  wird,  erscheint 
hier  als  sita  in  territorio  nostro.  Nicht  die  iurisdictio,  sondern 
das  Territorium  bildet  nunmehr  den  rechtlichen  Hintergrund 
der  Bede,  und  diese  selbst  wird  damit  unzweideutig  als  eine 
landesherrliche  charakterisiert*).  In  zweifacher  Hinsicht  interessant 
und  lehrreich  ist  eine  Lehensurkunde  vom  Jahre  1270;  die 
Summe  von  100  Mark,  die  darin  dem  Belehnten  zugewiesen 
wird,  soll  entnommen  werden  aus  der  Herbstbede  der  Velüwe 
und  zwar  in  zwei  Raten  zu  je  50  Mark;  beide  Raten  sollen 
in  zwei  aufeinanderfolgenden  Jahren  zu  Martini  fällig  sein"^). 
Wir  erhalten   hierdurch    den   Nachweis,    dass    erstens  die 


1)  Sloet  No.  1124  u.  1123  l>is.  Die  Urkunde  ist  in  einem  deutschen 
und  lateinischen  Texte  überliefert;  es  ist  dies  insofern  von  Wert,  als  man 
die  Namen  der  genannten  Abgaben  in  beiden  Sprachen  vergleichen  kann; 
es  werden  angelührt:  schattingh,  gedwangh,  ongelt,  dienst  en  beden.  — 
exaclio ,  extorsio,  angaria,  servitium  et  precaria.  Einen  ähnlichen  Cha- 
rakter wie  die  oben  erwähnte  Steuer  tragen  übrigens  bereits  die  ausser- 
ordentlichen Beden,  von  denen  der  Graf  von  Geldern  im  Jahre  1258  die 
Ministerialen  des  Utrechter  Stiftes  freispricht,  wobei  er  das  Versprechen 
abgiebt,  dass  er  quidquid  a  ministerialibus  episcopi  domini  nostri  —  in 
terra  nostra  con)memorantibus  sive  per  exactiones  seu  per  quoscunque 
alias  iniurias  erhoben  hat,  ihnen  zurückerstatten  will.    Sloet  No.  807. 

2)  Sloet  No.  1137  quam  pecuniam  in  festo  Martini  hyemalis,  nunc 
venturo,  in  peticione  nostra  persolvamus. 
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ländliche  Bede  in  der  Velüwe  damals  bereits  als  eine  Gesamt- 
steuer aufgefasst  wurde,  und  zweitens,  dass  dieselbe  eine  regel- 
mässige jährlich  nur  einmal  wiederkehrende  Steuer  war.  Denn 
hätte  noch  eine  zweite  etwa  im  Frühjahr  erhobene  existiert,  so 
würde  die  zweite  Rate  doch  wohl  zweifellos  aus  dieser  zu  ent- 
richten gewesen  sein').  Dass  übrigens  dieser  Brauch  nicht  auf 
die  Velüwe  beschränkt  war ,  ergiebt  sich  aus  zahlreichen  Bei- 
spielen'^). Und  ganz  allgemein  kann  man  auch  darin  die 
Annahme  einer  einmaligen  ländlichen  Bede  bestätigt  finden, 
dass  überall  dort,  wo  eine  Zeitbestimmung  gemacht  ist,  nur 
von  einer  im  Herbste  fälligen  die  Rede  ist.  Ihre  regelmässige 
Wiederkehr  wird  auch  dadurch  illustriert,  dass  beispielsweise 
in  dem  soeben  angeführten  Falle  der  Landesherr  auf  sie  als 
etwas  bestimmt  zu  Erwartendes  Anweisungen  erteilt. 

Wir  können  demnach  die  Thatsache  als  gesichert  be- 
trachten, dass  die  ländliche  Bevölkerung  Gelderns  nur  zu  einer 
regelmässigen  Bede  herangezogen  wurde. 

Schwieriger  gestalten  sich  die  Fragen  nach  der  Art  der 
Erhebung  •  und  Verteilung  der  Bede  und  nach  der  Höhe  ihres 
Betrages;  direkte  Nachrichten  fehlen  hierüber  ganz.  Es  unter- 
liegt jedoch  keinem  Zweifel,  dass  die  ursprüngliche  Art  der 
Erhebung  die  Einzelbesteuerung  war,  dass  dem  Steuerherrn  der 
einzelne  Gerichtsinsasse  als  Steuerzahler  gegenüberstand;  auch 
mag  dieser  Modus  zum  teil  in  die  spätere  Zeit  mit  herüber- 
genommen sein.  Praktische  Gründe  berechtigen  jedoch  zur 
Annahme,  dass  im  allgemeinen  da,  wo  dem  Steuerherrn  länd- 
liche Genossenschaften  mit  grösserer  oder  geringerer  Autonomie 
der  Verwaltung  gegenüberstanden,  auch  die  Einzelsteuern  früh- 
zeitig in  Gesamtsteuern  übergegangen  sind,  dass  der  Landesherr 


1)  Sloet  No,  924  quinqiiaginta  marcas  in  precaria  terre  nostre  de 
Velua  autumpnali  in  festo  beati  Martini  hiemalis.  —  in  eadem  precaria 
et  in  eadem  terra  ac  in  predicto  festo  recipiet  anno  revoluto. 

2)  So  erhielt  Balduin  von  Steinfurt  1287  eine  Anweisung  aus  der 
allgemeinen  Herbstbede  —  in  peticione  nostra.  —  Sloet  No.  1137;  dem 
Abte  von  St.  Pantaleon  in  Köln  werden  200  Pfd.  aus  den  Herbstbeden 
von  Geldern  (hier  die  Landschaft  im  Oberquartier)  zugewiesen,  de  pro- 
ventibus  seu  precariis  apud  Gelren  Nyhoff  I.  No.  91. 
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zu  Gunsten  der  Gemeinde  auf  die  direkte  Besteuerung  ihrer 
Mitglieder  verzichtete.  Empfahl  sich  dieser  Modus  für  den 
Landesherrn  seiner  Einfachheit  wegen ,  so  waren  vollends  die 
Vorzüge  desselben  für  die  Steuerpflichtigen  von  gradezu  ent- 
scheidender Bedeutung.  Denn  nicht  mehr  das  hidividuura  war 
jetzt  willkürlichen  Steuerforderungen  der  Landesherrschaft 
preisgegeben,  sondern  dieser  stand  nun  eine  um  vieles  wider- 
standsfähigere Steuergemeinde  gegenüber,  die  dazu  weit  besser 
in  der  Lage  war,  eine  den  Vermögensverhältnissen  entsprechende 
Verteilung  der  Steuer  vorzunehmen.  In  zweiter  Linie  bezeichnet  die 
Gesamtbesteuerung  insofern  einen  Fortschritt  gegen  früher,  als  mit 
ihr  gewöhnlich  eine  Fixierung  der  Steuersumme  verbunden  wurde, 
die  jährlich  aufzubringende  Bede  also  nicht  mehr  eine  je  nach 
dem  Bedürfnis  wechselnde  war.  Man  kann  mit  Zeumer  un- 
bedenklich als  ein  äusseres  Kennzeichen  der  eingetretenen 
Fixierung  die  Erscheinung  abgerundeter  Zahlen  in  den  Steuer- 
listen betrachten.  Für  Geldern  kann  hiernach  der  Eintritt 
derselben  nachweisbar  in  das  Ende  des  13.  Jahrhunderts  gesetzt 
werden;  nach  einem  Steuerverzeichnis  aus  dem  Jahre  1284 
beträgt  die  Bede  für  die  Dorfschaft  Moleke  33  Solidi,  für  Lidorp 
6  Mark,  für  Asseln  8,  für  Rode  5  und  für  Venlo  80  Mark'). 
Über  die  Höhe  der  Steuerquote  bei  der  ländlichen  Bevölkerung 
fehlt  jeder  Anhalt,  einen  annähernden  Massstab  erhalten  wir 
jedoch,  wenn  wir  die  Steuerverhältnisse  der  Stadt  Staveren  zum 
Vergleich  heranziehen,  wozu  uns  der  durchaus  ländliche  Cha- 
rakter derselben  einigermassen  berechtigt.  Die  Steuerquote,  die 
hier  allein  nach  Massgabe  des  Grundbesitzes  verteilt  ist,  beträgt 
für  die  innerhalb  der  Stadtm.auer  wohnenden  Bürger  1  % ,  für 
die  Aussenbürger  2%^). 

Ausser  dieser  regelmässigen  Bede  war  die  Landbevölkerung 
bei  gewissen  Anlässen  einer  ausserordentlichen  Besteuerung 
unterworfen.  Die  Ereignisse,  die  hierbei  vornehmlich  in  Be- 
tracht kommen,  sind  Romfahrten,  Kriege  gegen  Ketzer  und 
Ungläubige,  Ritterschlag  des  Landesherrn  und  seiner  Söhne, 


1)  Sloet  No.  1103. 

2)  Nyhoff  I.  No.  53.  1298. 
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Vermählung  seiner  Töchter.  Mitunter  mag  auch  die  Gefangen- 
schaft des  Landesherrn  oder  die  Tilgung  landesherrlicher  Schulden 
die  Erhebung  ausserordentlicher  Steuern  nach  sich  gezogen 
haben,  in  jedem  Fall  aber  beschränkte  sich  dieselbe  auf  einzelne 
vorhergesehene  Eventualitäten,  es  konnte  nicht  jede  zwingende 
Notwendigkeit  ^ )  als  Rechtsgrund  statuirt  werden.  Denn  während 
die  regelmässige  Bede,  obwohl  eigenmächtig  eingeführt,  durch  , 
die  Macht  des  Gewohnheitsrechtes  frühzeitig  zu  einer  pflicht- 
mässigen  Leistung  wurde,  haben  die  ausserordentlichen  Beden 
ihren  Charakter  als  »bittweise«  eingeforderte  und  freiwillig  dar- 
gereichte Stei/ern  niemals  eingebüsst ;  es  hat  sich  vielmehr  grade 
im  Anschluss  an  diese  ein  scharf  ausgeprägtes  Bewilligungsrecht 
zunächst  der  gesamten  Insassen  und  in  der  Folge  einzelner  be- 
vorzugter Stände  ausgebildet.  Die  Erklärung,  die  der  Landes- 
herr den  Insassen  des  Tielerwerths  gab,  beweist  dies  zur 
Genüge'^). 

An  die  ausserordentlichen  Beden  knüpft  sich  eine  Erschei- 
nung, die  für  die  Geschichte  der  Landeshoheit  von  hervor- 
ragender Bedeutung  ist;  es  ist  dies  die  Erscheinung  einer 
allgemeinen  Landessteuer.  Ihr  Auftreten  bezeichnet  eine  neue 
Phase  in  dem  Verhältnis  des  Landesherrn  zu  den  Unterthanen, 
indem  diese  nunmehr  als  eine  rechtlich  geeinte  Gesamtheit,  als 
das  Land  schlechthin  erscheinen.  In  Geldern  gaben  in  erster 
Linie  die  auswärtigen  Beziehungen  den  Anstoss  zu  dieser  neuen 
Auffassung.  Durch  einen  langwierigen  und  kostspieligen  Krieg 
war  der  Landesherr  genötigt  worden,  die  Einkünfte  seines 
Landes  dem  Grafen  von  Flandern  zu  verpfänden.  Im  Jahre 
1293  vereinigten  sich  daher  Ritter,  Knappen,  Bürger,  Gemeinden 
und  Insassen,  also  die  Gesamtheit  der  Unterthanen  zur  Auf- 
bringung einer  allgemeinen  Landessteuer  und  zur  Auslösung 
des  Landes  aus  der  Pfandschaft  3).  Das  Land  als  der  Inbegriff 
der  Insassen  erklärt  sich  damit  als  solidarisch  für  die  Schulden 


1)  vgl.  Zeumer  a.  a.  0. 

2)  vgl.  oben  Seite  37,  Anm.  1.  Als  freiwillige  Darreichungen  figurieren 
diese  ausserordentlichen  Beden,  wie  der  Ausdruck  ,concessae*  beweist, 
auch  in  den  landesherrlichen  Steuerlisten,    vgl.  Nyhoft  I.  Beilage. 

3)  van  Spaen  Inl.  IV.  265. 
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des  Landesherrn  und  konstituirt  diese  somit  als  Landes- 
schulden'). 


Der  allgemeinen  Steuerpflicht  waren  auch  die  Städte  des 
Territoriums  unterworfen ;  die  meisten  genossen  aber  auf  Grund 
ihrer  Freiheitsbriefe  eine  mehr  oder  weniger  ausgedehnte 
Exemtion  von  den  öffentlichen  Abgaben.  Nicht  zu  allen  Zeiten 
ist  jedoch  das  Mass  der  städtischen  Steuerpflicht  das  nämliche 
gewesen,  denn  zum  teil  sind  die  meist  weitgehenden  Exemtionen 
der  ersten  Stadtrechte  später  beträchtlich  reduciert,  zum  teil 
haben  andere  anfangs  weniger  begünstigte  Gemeinden  in  der 
Folgezeit  eine  Erweiterung  ihrer  Steuerfreiheit  durch  nachträg- 
liche Verleihungen  erfahren.  Von  vornherein  muss  also  eine 
allgemeine  Behandlung  der  städtischen  Steuerfrage  als  ausge- 
schlossen erscheinen;  wir  sind  vielmehr  genötigt,  die  Steuer- 
verhältnisse der  einzelnen  Städte  im  besonderen  zu  erörtern. 
Auf  Vollständigkeit  muss  jedoch  unsere  Darstellung  bei  dem 
Mangel  an  zureichendem  Material  verzichten,  der  grade  in  dem 
für  diese  Frage  bedeutungsvollsten  Zeitraum  besonders  fühlbar 
hervortritt.  Am  auffallendsten  ist  das  Schweigen  der  Grün- 
dungsurkunden,- die  städtische  Steuern  nur  dann  erwähnen, 
wenn  es  sich  um  eine  Befreiung  von  ihnen  handelt. 

Die  Verleihung  von  städtischen  Freiheiten  beginnt  in  Geldern 
mit  der  Erhebung  von  Zütfen  im  Jahre  1190.  Ihr  folgt  in  der 
ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  eine  ganze  Reihe  von  Ver- 
leihungen, die  sich  alle  mehr  oder  weniger  eng  an  das  Vorbild 
von  Zütfen  anschliessen ;  im  weiteren  Verlaufe  des  Jahr- 
hunderts werden  noch  Wageningen  und  Staveren  mit  Stadt- 
rechten begabt. 

Das  Mass  der  verliehenen  Freiheiten  und  Rechte  gestaltet 
sich  im  einzelnen  sehr  verschieden,  ohne  dass  sich  jedoch  eine 
Klassifikation  der  Städte  nach  steuerrechtlichen  Gesichtspunkten, 


1)  Eine  zweite  allgemeine  Landessteuer  wird  aus  dem  Jahre  1318 
überliefert:  Ende  die  graue  van  Ghelre  ende  Reynoud  zyn  son  zuUen 
beyde  te  samen  ombieden  al  tland  van  der  grauschip  van  Ghelre  ende 
Zellen  heni  helpe  bidden  tot  haer  scout  behouf.    Nyhofl'  I.  No.  175. 
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wie  sie  in  benachbarten  Territorien  möglich  ist'),  durchführen 
liesse. 

Versuchen  wir  nun  an  der  Hand  der  Gründungsurkunden, 
die  übrigens  nur  von  der  geringeren  Zahl  der  Städte,  und  auch 
hier  fragmentarisch  erhalten  sind,  einen  Einblick  in  die  frühsten 
Bedeverhältnisse  der  Städte  zu  gewinnen.  Zütfen,  dessen  Stadt- 
urkunde als  Prototyp  für  alle  folgenden  gelten  kann  ^),  erhält 

1)  Wie  in  Jülich  und  Berg,  wo  allerdings  ein  anderes  Einteilungs- 
princip  zu  Grunde  liegt,  vgl.  von  Below  Ztschft,  d.  Berg.  Geschtsvereins. 
XXI.  205.  Nyhoff  u.  a.  glauben  auch  für  Geldern  eine  grundsätzliche 
Einteilung  der  Städte  annehmen  zu  müssen  und  unterscheiden,  an  den 
lateinischen  Sprachgebrauch  anknüpfend,  die  bevorzugteren  ,civitates'  von 
den  minder  begünstigten  ,oppidis'.  Es  spricht  dafür  scheinbar  die  That- 
sache,  dass  z.  B,  Arnheitn  von  einem  ,oppidum*  zu  einer  ,civitas^  erhoben 
wird,  während  nach  ihrer  Annahme  Harderwyk  später  zu  einem  ,oppidum' 
degradiert  wird.  vgl.  Nyhoff  I.  No.  142.  (Denselben  Unterschied  macht 
übrigens  auch  Bodmann  in  d.  Rheingauischen  Altertümern).  Für  Geldern 
ist  diese  Unterscheidung  jedoch  entschieden  abzuweisen,  da  beide  Aus- 
drücke in  späterer  Zeit  durchaus  promiscue  gebraucht  werden.  Dagegen 
hat  sich  unleugbar  am  Ende  unserer  Periode  eine  gewisse  Suprematie 
der  hervorragendsten  Städte  der  einzelnen  Landschaften  (Quartiere) 
herausgebildet;  die  Ursache  liegt  aber  nicht  in  einer  principiellen 
Bevorzugung  durch  Privilegien  und  Freiheiten,  sondern  lediglich  in  der 
begünstigten  Lage  dieser  Städte.  Es  sind  dies  Nymwegen,  Roermonde, 
Zütfen  und  Arnheim,  die  späteren  »Hauptstädte«  der  4  Quartiere.  Ihre 
bevorzugte  Stellung  reicht  bis  in  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  zurück; 
schon  1347  versiDrieht  Johann  von  Wietfliet  im  Namen  des  Herzogs  die 
Vorrechte  und  Freiheiten  der  ,vier  steden'  zu  schützen  und  sich  dabei 
des  Rates  der  zu  diesem  Zweck  von  ihnen  gewählten  acht  Schöffen  zu 
bedienen,  vgl.  Nyhoff  II.  No.  24.  Diese  Schöffen  traten  als  Vertreter 
der  städtischen  Interessen  in  den  Rat  des  Landesherrn  ein,  man  wird 
also  nicht  fehlgehen,  wenn  man  diese  Massregel  mit  der  Entstehung  einer 
landständischen  Verfassung  in  Verbindung  bringt.  Der  Grund,  warum 
grade  diese  vier  Städte  diesen  Vorzug  genossen,  ist  allein  in  ihrer  finan- 
ziellen Überlegenheit  zu  suchen.  Gradezu  als  Hauptstädte  werden  sie, 
soviel  ich  sehen  kann,  zuerst  1424  bezeichnet;  die  Rechte  der  Velüwe 
werden  hier  bestätigt  by  rade  onsen  vrunden  van  den  sestyen  ind  der 
scepen  van  onsen  vier  hoefi'steden.  van  Spaen  JnL  IV.  Cod.  dipl.  XXXIX. 

2)  Nachweisbar  haben  12  Städte,  nämlich  Arnheim,  Harderwyk, 
Wageningen,  Elburg,  Hattem,  Nykerk,  Doesburg,  Doetinchem,  Lochem, 
Groenlo,  Gent  und  Emmerich  das  Recht  von  Zütfen  .erhalten,  vgl. 
Rechtsbronnen  der  stad  Zutphen.  VIH. 
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1190  eine  Freiheit  wie  sie  eine  freie  Stadt  diesseit  des  Gebirges 
geniesst^).  Der  Graf  verspricht  darin,  die  Bürger  wider  ihren 
Willen  mit  keiner  unrechtmässigen  Bede  oder  lästigen  Auflage 
heimsuchen  zu  wollen^).  Der  Wortlaut  dieser  Wendung  stellt 
uns  vor  die  Alternative,  entweder  darunter  die  Befreiung  von 
sämtlichen  Beden  zu  verstehen,  oder  dieselbe  auf  die  »indebitas 
exactiones«  zu  beschränken.  Da  von  der  Auffassung  dieser 
Stelle  die  Beurteilung  der  ganzen  städtischen  Steuerverhältnisse 
abhängt^),  müssen  wir  auf  die  beiden  möglichen  Deutungen 
etwas  näher  eingehen.  Halten  wir  zunächst  an  der  Thatsache 
fest,  dass  Zütfen  in  späterer  Zeit  nachweislich  Beden  entrichtet, 
so  ergeben  sich  zur  Erklärung  nur  zwei  Möglichkeiten :  entweder 
müssen  wir  annehmen,  dass  die  obige  Befreiung  nur  die  inde- 
bitas exactiones  einschliesst,  eine  regelmässige  und  für  gewisse 
Fälle  eine  ausserordentliche  Bede  aber  als  selbstverständlich 
vorausgesetzt  wurden,  oder,  dass  die  Befreiung  eine  unum- 


1)  Sloet  No.  376  qua  Uberior  civitas  ex  illa  parte  montiiim  usqiie 
ad  mare  fruitur.  Vermutlich  ist  hier  an  die  Städte  diesseit  der  Alpen, 
also  an  die  deutschen  im  Gegensatz  zu  den  oberitalischen  gedacht, 
(in  ähnlicher  Weise  nennt  sich  der  Erzbischof  von  Köln  des  richges 
Over  Berge  erchecancelere  Sloet  No.  865).  Der  Ausdruck  liberior  erlaubt 
jedoch  nicht  die  mit  voller  Freiheit  ausgestatteten  Reichsstädte  darunter 
zu  verstehen,  die  Autonomie  dieser  Gemeinden  würde  auch  sehr  schwer 
mit  den  landesherrlichen  Interessen  zu  vereinigen  sein.  Etwas  präciser 
drückt  sich  über  diesen  Punkt  die  Urkunde  für  Emmerich  aus:  omnino- 
dam  libertatis  plenitudinem,  qua  alia  civitas,  seu  cives  aliarum  civi- 
tatum  vel  locorum  non  gaudeant  sub  imperio  ampliori,  sed  eadem  et 
equali  gaudeant  qua  liberior  civitas  seu  cives,  libertate  in  perpetuum 
gavisuri,  heisst  es  dort.  Was  man  auch  unter  »amplius  imperium« 
verstehen  mag,  sicher  ist  jedenfalls,  dass  dem  Grafen  die  Freiheit  von 
anderen  landesherrlichen  Städten  vorgeschwebt  hat,  und  es  liegt  nahe 
an  die  der  westlichen  Nachbarn  von  Geldern,  an  die  Städte  von  Henne- 
gau, Flandern  und  Brabant  zu  denken,  denn  grade  von  dorther  lassen 
sich  starke  Einflüsse  auch  auf  anderen  Gebieten  konstatieren. 

2)  ita  quod  nullam  faciam  in  ea  indebitam  exactionem  vel  accreditum 
onerosum  preter  voluntatem  ipsorum. 

3)  resp.  wesentlich  bedingt  wird,  denn  die  meisten  Stadtrechte  ent- 
halten die  nämliche  Bestimmung. 
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schränkte  ist  und  die  Landesherrn  später  mit  Umgehung 
dieses  Privilegs  oder  auf  Grund  nachträglicher  Verträge  Steuern 
in  Zütfen  eingeführt  haben.  Für  beide  Möglichkeiten  lassen 
sich  gleich  gewichtige  Gründe  anführen.  Wenn  man,  was 
nicht  unberechtigt  ist,  den  Steuerverhältnissen  der  westlichen 
Nachbarterritorien  einen  massgebenden  Einfluss  vindiciert,  so 
kann  man  sich  ohne  Bedenken  für  die  Annahme  einer  völligen 
Steuerfreiheit  entscheiden ;  die  Geschichte  der  flandrischen  Städte 
weist  ganz  analoge  Verhältnisse  auf;  ausdrücklich  werden  die 
»meliores  et  liberiores  burgenses  Flandriae«  von  jeder  Steuer- 
leistung entbunden 2).  Zudem  hat  grade  Zütfen  erfahren,  wie 
wenig  seine  Privilegien  vor  gelegentlichen  Übergriffen  des  Landes- 
herrn zu  schützen  imstande  waren:  Graf  Otto  von  Geldern  be- 
kannte selbst  auf  seinem  Sterbebette,  dass  er  sich  vielfache 
Verletzungen  derselben  habe  zu  Schulden  kommen  lassen  und 
beauftragte  seinen  Nachfolger,  die  Freiheiten  der  Stadt  in 
vollem  Umfange  wiederherzustellen  Giebt  man  aber  die 
völlige  Steuerfreiheit  für  Zütfen  zu,  so  muss  man  dies  kon- 
sequenter Weise  auch  für  alle  diejenigen  Städte  thun,  deren 
Gründungsurkunden  die  nämliche  Bestimmung  enthalten, 
es  sind  dies  Emmerich^),  Arnheim,  Lochem,  Gent  und  Neu- 


1)  Die  Befreiung  von  den  drückenden  hofrechtlichen  Abgaben  wird 
selten  erwähnt:  civitas  etiam  nnllam  hereditatem  domus  et  annornm 
dabit.    Beibehalten  wurde  nur  der  Arealzins. 

2)  vgl.  Zeumer  p.  18. 

3)  Sloet  No.  927.  1271. 

4)  Für  Emmerich  allerdings  nur  nach  der  Gründungsurkunde  von 
1233,  durch  welche  die  villa  E.  angeblich  mit  kaiserlicher  Genehmigung 
zu  einer  civitas  regia  seu  imperialis  erhoben  wird.  Sloet  No.  563.  Nach 
einer  späteren  Urkunde  dagegen,  in  der  die  Rechte  des  Elekt  von  Utrecht 
und  des  Grafen  von  Geldern  festgesetzt  werden,  verhält  sich  die  Sache  wesent- 
lich anders.  Hier  teilen  «ich  Vogt  und  Immunitätsherr  in  alle  Einkünfte 
der  Stadt  und  bezüglich  der  Beden  wird  bestimmt:  Si  quas  etiam  feceri- 
mus  petitiones  vel  precarias  in  oppido  iam  dicto,  dominus  electus  et  ego 
in  aequali  erimus  perceptione  earundem  :  talibus  exceptis,  si  fiam  miles 
vel  filius  meus,  si  uxorem  duxero,  vel  filius  mens,  vel  soror  mea  nupserit, 
vel  liberi,  quae  omnia  nobis  cedent  et  non  domino  electo.  Sloet  No.  580. 
Da  sich  der  Elekt  hier  keine  ausserordentlichen  Beden  vorbehält,  so 
kann  man  wohl  die  Steuern,  die  beide  gemeinsam  erheben,  als  die  regel- 
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wageningen^);  bei  Harderwyk^),  Doesburg^)  und  Groenlo*),  wo 
sich  dieselbe  nicht  findet,  andererseits  aber  auch  keine  Bede 
ausdrücklich  reserviert  wird,  kann  man  dasselbe  ohne  Bedenken 
annehmen. 

Die  einzige  Stadt ,  bei  der  sich  der  Landesherr  in  der 
Gründungsurkunde  ein  ausgedehntes  Besteuerungsrecht  vor- 
behält, ist  Staveren;  hier  werden  nicht  nur  die  öffentlichen, 
sondern  auch  die  meisten  hofrechtlichen  Abgaben  aufrecht  er- 
halten, wie  überhaupt  der  rechtliche  Zustand  der  neuen  Städte- 
bürger sich  nur  unwesentlich  von  dem  der  ehemaligen  Dorfbe- 
wohner unterscheidet.  An  die  Stelle  der  willkürlichen  Schätzungen 
tritt  eine  jährlich  einmal  zu  zahlende  feststehende  Bede,  die  für 
die  Bewohner  der  eigentlichen  Stadt  1  ^io,  für  die  ausserhalb 
der  Mauern  Wohnenden  2  ^/o  des  Grundeigentums  beträgt^). 


massigen  bezeichnen,  ohne  dass  man  jedoch  ohne  weiteres  aus  dem  Aus- 
druck »si  quas  fecerimus«  schliessen  dürfte,  dass  sie  in  regelmässigen 
Zwischenräumen,  etwa  einmal  jährlich,  erhoben  wurden. 

1)  Sloet  No.  564.  12B3.  -  No.  565.  862. 

2)  Sloet  No.  546.  1231.  In  Harderwyk  wird  der  Futterhafer  (fe- 
num  et  stramina)  beibehalten.  Eine  andere  Abgabe,  die  H.  zu  entrichten 
hatte,  wird  bei  Schrassert  Beschr.  von  H.  1. 234  erwähnt,  der  sog.  tel- 
vish  (Zählfisch,  numeratio  piscium)  und  bestand  in  einem  gewissen  Pro- 
centsatz aller  eingeführten  Fische ;  zu  ihrer  Erhebung  waren  besondere 
Beamte  »tellers«  angestellt.  Im  Jahre  1302  ging  das  Recht  des  »tel- 
vish«  in  den  Besitz  der  Stadt  über,  die  sich  dagegen  verpflichtete,  in 
Kriegszeiten  wöchentlich  drei  mit  Fischen  wohlbeladene  Wagen  in  das 
Lager  des  Landesherrn  zu  schicken  und  bei  der  Anwesenheit  desselben 
in  der  Stadt  jeden  Freitag  eine  Schüssel  guter  Fische  zur  gräflichen 
Tafel  zu  liefern.    Nyhofl'  1.  No.  77. 

3)  Sloet  No.  598.  Zu  den  von  Graf  Otto  mit  Vorrechten  begabten 
Orten  gehörten  zweifellos  auch  die  Städte  Roermonde,  Goch  und  Geldern. 
Man  kann  dies  aus  dem  Vorkommen  von  Schöffen  schliessen ,  die  man 
in  Roermonde  schon  1238,  in  Geldern  1247  nachweisen  kann.  Sloet  No. 
604  u.  672. 

4)  Sloet  No.  991.  1277. 

5)  vgl.  die  Erhebungsurkunde  bei  Nyhoff  I.  No.  53  von  1298.  Die 
Häuser  der  Stadt  sind  schatzfrei;  die  Steuerpflicht  beginnt  für  die  eigent- 
lichen Bürger  bei  einem  Vermögen  von  100  Pfund,  für  die  Aussenbürger 
(buitenpoorters)  bei  einem  solchen  von  50  Pfund.  Die  höhere  Besteuerung 
der  letzteren  ist  wohl  eine  Folge  ihrer  Befreiung  von  den  bürgerlichen 

4* 
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Ausser  dieser  regelmässigen  Steuer  sind  die  Bürger  bei  Ritter- 
schlag oder  Gefangennahme  des  Landesherrn  und  seiner  Nach- 
kommen zur  Entrichtung  des  Zehnten  verpflichtet.  Bei  einem 
Kreuzzuge  gegen  Häretiker  und  Ungläubige  sowie  im  Falle  einer 
feindlichen  Invasion  steht  die  Fixierung  des  Steuerbetrages  ganz 
im  Belieben  des  Landesherrn.  Endlich  bleiben  alle  dinglichen 
Grundlasten,  wie  Zins,  Zehnten,  Pachtgelder  und  Rauchhühner 
bestehen 

Staveren  ist  demnach  die  einzige  Stadt  des  Territoriums'^), 
in  der  sich  der  Landesherr  in  der  Stadturkunde  eine  regel- 
mässige und  bei  gewissen  Anlässen  eine  ausserordentliche  Bede 
vorbehält.  Sollten  nun  wirklich  alle  übrigen  Städte,  deren 
Stadturkunden  keine  ähnlichen  Verpflichtungen  aufweisen,  darum 
der  Steuerpflicht  gänzlich  enthoben  sein!  Für  die  spätere  Zeit 
ist  diese  Frage,  wie  oben  bereits  erwähnt  wurde,  entschieden 
zu  verneinen.  Denn  die  Thatsache,  dass  der  Landesherr  bei- 
spielsw^eise  1317  die  Städte  Arnheim  und  Wageningen  von  der 
Steuer  entbindet,  die  zur  Tilgung  landesherrlicher  Schulden  auf- 
gebracht werden  sollte,  setzt  doch  zweifellos  eine  Verpflichtung 
zur  Leistung  derselben  voraus^).  Arnheim  und  Wageningen 
waren  also  unstreitig  zur  Leistung  gewisser  ausserordentlicher 


Diensten.  Die  Bürger  werden  in  der  Urkunde  mit  dem  paradoxen  Namen 
»vryeygenlude«  bezeichnet,  ihre  persönliche  Freiheit  steht  jedoch  ausser 
Zweifel :  Et  quia  dicti  oppidani  nostri  homines  sunt  liberi,  qui  vulgariter 
dicuntur  vryeygenlude. 

1)  Jedoch  nur  von  den  Grundstücken,  auf  denen  sie  vorher  schon 
lasteten  —  prout  prius  nobis  solvent. 

2)  Mit  Ausnahme  von  Emmerich,  von  dem  wir  als  Vogteistadt  hier 
füglich  absehen  können. 

3)  vgl.  van  Spaen,  Hist.  I.  374.  Pontanus  190.  ...  quod  a  solutione 
precariae,  quod  ad  subsidium  debitorum  per  nos  et  dictum  filium  nostrum 
exactorum,  alia  opida  et  homines  terrae  nostrae  nunc  dabunt,  sint 
quiti  penitus  et  immunes.  Wenn  dagegen  der  Landesherr  1324  der  Stadt 
Arnheim  in  einem  Revers  erklärt,  dass  er  mit  dem  ihm  von  der  Stadt 
bei  Gelegenheit  seines  Ritterschlags  gewährten  Geldgeschenk  zufrieden- 
gestellt sei  und  dabei  ausdrücklich  die  Freiwilligkeit  der  Gabe  betont, 
so  kann  von  einer  Verpflichtung  in  diesem  Falle  keine  Rede  sein. 
Nyhoff  L  No.  199. 
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Beden  verpflichtet.  Dieselbe  Urkunde  giebt  uns  zugleich  Auf- 
schluss  über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Landesherrn  in  den 
beiden  Städten  in  den  Besitz  des  Bederechts  gekommen  sind; 
der  erwähnten  Befreiung  fügt  nämlich  der  Graf  am  Schlüsse 
der  Urkunde  noch  die  weitere  von  allen  zukünftigen  Beden 
hinzu,  die  er  und  seine  Nachfolger  zu  beanspruchen  haben, 
exceptis  his,  quae  de  jure  et  secundum  privilegia  nostra  ipsis 
concessa  nobis  solvere  tenebantur Unter  diesen  letzteren 
können  aber  nur  die  dem  Landesherrn  vertragsmässig  für  be- 
stimmte Ereignisse  zugesicherten  ausserordentlichen  Beden  ge- 
meint sein.  Es  steht  also  fest,  dass  die  Städte  Arnheim  und 
Wageningen  auf  dem  Wege  des  Vertrages  ein  Besteuerungs- 
recht des  Landesherrn  in  gewissen  Fällen  anerkannt  haben. 
Da  nun  bei  der  bevorzugten  Stellung  der  beiden  Städte  kein 
Grund  vorliegt,  bei  ihnen  ein  stärkeres  Mass  der  Steuerpfliclit 
als  bei  den  übrigen  Städten  anzunehmen,  so  kann  unbedenklich 
die  Leistung  bestimmter  ausserordentlicher  Beden  als  eine  allen 
Städten  gemeinsame  Pflicht  statuirt  werden'^). 

Dasselbe  gilt  von  der  regelmässigen  Bede.  Nach  der  Er- 
hebungsurkunde für  Zalt-Bommel  von  1316  sollen  die  Bürger 
quem  admodum  alia  nostra  oppida  precarias  et  subventiones 
geben  ^). 


1)  Wie  schwankend  das  Verhältnis  der  Städte  zum  Landesherrn 
grade  hinsichtlich  der  Steuern  war,  erhellt  aus  einer  Verfügung  Kai- 
nalds  II  aus  dem  Jahre  1319;  er  garantiert  darin  der  Stadt  Arnheim 
zwar  die  alten  Privilegien  und  Freitsbriefe,  widerruft  dagegen  omnes 
litteras  novas,  a  domino  patre  nostro,  si  que  fuerint,  ipsis  datas  .  . 
Nyhotf  I.  No.  184.  —  Man  wird  kaum  fehlgehen,  wenn  man  diesen 
Widerruf  mit  der  oben  angeführten  Befreiung  von  allen  zukünftigen 
Beden  in  Beziehung  bringt. 

2)  Ausserhalb  dieser  bestimmten  Fälle  tritt  das  Bewilligungsrecht 
der  Städte  in  Kraft,  und  mit  ihm  in  der  Regel  der  Anspruch 
auf  eine  entsprechende  Gegenleistung  von  selten  des  Landesherrn.  So 
gelobt  dieser  1328  der  Stadt  Geldern,  welche  die  an  sie  gerichtete  Bede 
gezahlt  hat,  dieselben  Rechte  verleihen  zu  wollen,  die  er  den  Städten, 
die  ein  Gleiches  gethan,  erteilen  werde.  Lacombl.  III.  No..232. 

3)  Nyhoff  I  No.  167.  Speciell  für  Arnheim  wird  das  Vorhandensein 
einer  regelmässigen  Bede  aus  einer  etwas  späteren  Zeit  bezeugt:  1372 
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Nach  diesen  Ausführungen  ergiebt  sich  zur  Evidenz,  dass 
die  Steuerpflicht  der  Gelderschen  Städte  im  Anfang  des 
14.  Jahrhunderts  genau  geregelt  und  auf  ganz  bestimmte  Fälle 
beschränkt  war.  Nun  fragt  es  sich  aber,  wann  und  mit  welchen 
Mitteln  ist  es  der  Landesherrschaft  gelungen,  diese  Ansprüche, 
von  denen  die  Gründungsurkunden  nicht  die  geringste  Andeu- 
tung geben,  bei  ihren  Städten  durchzusetzen?  Gegen  die  An- 
nahme von  Reservatrechten  bei  der  Erhebung  zur  Stadt  spricht 
entschieden  das  völlige  Schweigen  der  Urkunden,  wir  sahen 
ausserdem  soeben,  dass  die  Bedeverhältnisse  in  Arnheim  und 
Wageningen  erst  durch  Verträge  mit  Graf  Rainald  1.  geregelt 
wurden,  dessen  Regierungszeit  in  die  Wende  des  14.  Jahr- 
hunderts fällt.  Alle  diese  Thatsachen  sprechen  mit  Entschieden- 
heit dafür,  dass  dieses  wohlgeordnete  Steuersystem  nicht  jener 
entlegenen  Zeit,  in  der  die  Stadtrechte  verliehen  wurden,  son- 
dern einer  späteren  Periode  seine  Vollendung  verdankt,  in 
welcher  die  Konsolidation  der  Landesherrschaft  auf  einer  ver- 
hältnismässig hohen  Stufe  der  Entwicklung  stand,  dass  es  ferner 
nicht  mit  einem  Male  und  iii  allen  Städten  zugleich  eingeführt 
wurde,  sondern  allmählich  entstanden  und  ausgebildet  ist. 

Die  Geschichte  des  landesherrlichen  Finanzwesens  recht- 
fertigt diese  Annahme  in  jeder  Hinsicht.  Denn  in  der  Zeit,  in 
welcher  die  meisten  Stadtrechte  verfasst  wurden,  in  der  ersten 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderts,  waren  die  Landesherrn  noch  wohl 
imstande,  die  mit  der  Ausübung  der  Territorialgewalt  ver- 
knüpften geringen  Ausgaben  aus  den  noch  reichlich  fliessenden 
Einkünften  ihrer  Domänen  und  Regalien  zu  bestreiten.  Ohne 
iiire  Einnahmen  erheblich  zu  schädigen,  konnten  sie  daher  ihren 
Städten  die  zu  einer  gedeihlichen  Entwicklung "  so  unendlich 
wertvolle  Freiheit  von  den  öffentlichen  und  privaten  Lasten 
gewähren.  Ganz  anders  gestaltet  sich  dagegen  dieses  Verhältnis 
am  Ende  des  13.  Jahrhunderts.  Mit  der  fortschreitenden  Er- 
weiterung und  Ausbreitung  der  Rechte  war  der  ursprünglich 
so  primitive  landesherrliche  Apparat  wesentlich  komplicierter, 
die  anfangs  so  ergiebigen  grundherrlichen  Einkünfte  aber  in 


verpfändete  nämlich  der  Landesherr  ausser  andern  Einkünften  auch  die 
schattinge  ofte  bede  tot  Arnhem.    Nyhotf  III.  No.  11. 
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demselben  Masse  verringert  worden.  Durch  Schenkung  und 
Veräusserung  war  ein  grosser  Bruchteil  des  landesherrlichen 
Grundeigentums  in  den  allodialen  oder  feudalen  Besitz  der 
Ritterbürtigen  übergegangen,  ihre  Einkünfte  damit  dem  landes- 
herrlichen Schatz  verloren.  Da  nämlich  die  Ritterbürtigen  auf 
Grund  ihrer  persönlichen  Kriegsdienste  von  den  öffentlichen  Ab- 
gaben ausgenommen  waren,  und  die  Landesherrn  auf  die  der 
Städte  in  den  Gründungsurkunden  verzichtet  hatten,  so  be- 
schränkte sich  der  Kreis  der  Schatzpflichtigen  fast  ausschliess- 
lich auf  die  freie  Landbevölkerung.  Aber  auch  diese  war  durch 
fortdauernde  Einwanderung  in  die  Städte  an  Zahl  beträchtlich 
reduciert  und  durch  langwierige,  verheerende  Fehden  in  ihrem 
Vermögen  herabgekommen;  was  war  also  natürlicher,  als  dass 
die  Landesherrn  an  dem  in  den  Städten  angesammelten  Kapital 
einen  Ersatz  für  den  Ausfall  ihrer  Einnahmen  sich  zu  ver- 
schaffen suchten.  Nun  waren  allerdings  die  Städte  auf  Grund 
ihrer  Freiheitsbriefe  vor  jeder  direkten  Besteuerung  geschützt. 
Es  zeigte  sich  jedoch  bereits  an  dem  Beispiel  von  Zütfen,  wie 
zweifelhaft  dieser  Schutz  gelegentlichen  Übergriffen  der  Landes- 
herrn gegenüber  war;  das  Königtum  selbst  ging  gerade  in  dieser 
Epoche  in  der  Nichtachtung  städtischer  Privilegien  allen  anderen 
voran.  Wir  sind  also  vollkommen  berechtigt  zu  der  Annahme, 
dass  die  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  erstarkte  Landesherr- 
schaft sich  ihrer  Überlegenheit  bedient  hat,  um  ohne  Rücksicht 
auf  die  früher  gewährte  Exemtion,  die  Steuerpflicht  ihrer  Städte 
in  ihrem  eigenen  Interesse  zu  regeln.  Nur  so  lässt  sich  der 
Widerspruch  lösen,  in  den  uns  die  in  den  Stadtrechten  aus- 
gesprochene Steuerfreiheit  zu  der  später  thatsächlich  eingetretenen 
Besteuerung  versetzt. 

Wie  wenig  skrupulös  die  Landesherrn  in  der  Wahl  ihrer 
Mittel  waren,  wenn  es  galt,  finanzielle  Vorteile  zu  erreichen, 
dafür  bietet  grade  die  Geschichte  unseres  Territoriums  ein 
eklatantes  Beispiel.  Um  auf  scheinbar  legalem  Wege  die  Finanz- 
kraft seiner  Städte  ausbeuten  zu  können,  bediente  sich  der  Graf  von 
Geldern  der  Mitwirkung  seines  Freundes  und  Verwandten  Heinrich 
von  Luxemburg,  den  kurz  vorher  eine  glückliche  Konstellation 
zum  deutschen  Könige  gemacht  hatte.  Dieser  Hess  sich  herbei,  zu 
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Gunsten  des  Grafen  auf  dem  Reichstage  zu  Speyer  eine  Reihe 
von  Urkunden  zu  erlassen,  deren  Inhalt  sich  auf  den  ersten 
Blick  direkt  zu  widersprechen  scheint.  Denn  während  die  erste 
derselben  alle  Rechte  und  Freiheiten,  welche  die  Grafen  von 
Geldern  ihren  Städten  verliehen  hatten,  als  Usurpationen  für 
null  und  nichtig  erklärt,  giebt  eine  zweite  dem  Grafen  unum- 
schränkte Vollmacht,  die  Privilegien  seiner  Städte  nach  Belieben 
zu  vernichten  oder  zu  erneuern ;  zugleich  erhält  er  darin  die 
Befugnis,  Jahr-  und  WochenmarktzöUe  von  ihnen  zu  erheben 
Der  Zweck  dieser  auffallenden  Massregel  liegt  auf  der  Hand; 
der  Landesherr  erhält  dadurch  ein  scheinbar  gesetzliches  Mittel, 
um  die  Rechtsverhältnisse  der  Städte  in  seinem  Interesse  zu 
modificieren.  Der  Gebrauch,  den  er  zwei  Jahre  darauf  von 
dieser  Waffe  machte,  entsprach  denn  auch  vollkommen  jener 
Tendenz.  In  einer  Anzahl  von  Urkunden  werden  die  alten 
Privilegjen  der  Städte  kraft  kaiserlicher  Autorität  vernichtet  und 
zugleich  mit  einigen  Modificati'onen  ihnen  wieder  verliehen'^). 
Die  charakteristischen  Zusätze  der  neuen  Urkunden  betreffen 
die  Einrichtung  von  Marktzöllen  und  die  Kriegspflichten  der 
'  Bürger;  letztere  werden  in  einer  dem  Geiste  des  ganzen  Vor- 
gangs entsprechenden  Weise  statuirt^).  Diese  an  sich  immer- 
hin bescheidenen  Anforderungen  reichen  jedoch  nicht  aus  zur 
Erklärung  eines  so  auffälligen  Vorgehens,  es  muss  noch  ein 
anderes  Motiv  dabei  massgebend  gewesen  sein,  und  wir  können 
als  dieses  wohl  unbedenkhch  die  Erwerbung  pekuniärer  Vor- 
teile bezeicimen.  Ob  diese  in  neuen  Steuerkoncessionen  oder 
in  einer  einmaligen  grösseren  Abschlagssumme  bestanden,  muss 


1)  NyhofF  1.  No.  III,  112,  113.  Sämtliche  Urkunden  sind  vom 
5.  Sept.  1810  datiert. 

2)  Es  liegen  allerdings  nur  die  Neuverleihungen  von  neun  Städten 
vor,  ohne  Zweifel  hat  jedoch  auch  den  anderen  gegenüber  der  Landes- 
herr von  seiner  Vollmacht  Gebrauch  gemacht. 

3)  Es  vfh'd  nämlich  weder  die  Stärke  des  Kontingents  noch  die 
Dauer  der  Dienstzeit  angegeben;  so  heisst  es  bei  Harderwyk:  Item 
quando  nos  et  nostri  successores  indiguerimus  et  piaedicti  oppidani  a 
nobis  requisiti  fuerint,  nobis  et  nostris  successoribus  servire  tenentur 
sub  ipsorum  propriis  laboribus  et  expensis.    Nyhoff  I.  No.  142. 
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dahingestellt  bleiben,  da  die  Urkunden  darüber  kein  Licht  ver- 
breiten'). Es  genügt  jedoch  zur  Rechtfertigung  dieser  Ansicht 
der  Hinweis  auf  den  gerade  in  jener  Zeit  so  lebhaft  betriebenen 
Privilegienschacher.  Die  Tendenz,  Hoheitsrechte  als  nutz- 
bringende Regalien  zu  konstituiren ,  datiert  bereits  aus  einer 
früheren  Zeit ;  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  aber  treibt  das 
wachsende  Geldbedürfnis  die  Landesherrn  dazu,  selbst  die  Ver- 
leihung und  Erneuerung  von  Vorrechten  als  Finanzquelle  zu 
betrachten.  Wir  bemerkten  bereits,  dass  der  Stadt  Geldern 
für  die  Gewährung  einer  Bede  besondere  Rechte  verheissen 
wurden.  Ebenso  erkauft  Harderwyk  1348  die  volle  Freiheit 
von  Zütfen  mit  einer  bedeutenden  Summe  Geldes'^).  Wie  der 
Landesherr  selbst  unbedenklich  ausspricht,  verleiht  er  den  In- 
sassen des  Nieuwbroek  verschiedene  Rechte  om  onse  renten 
ende  herrlichheit  too  vermeeren^);  den  Erbgesessenen  von 
Driel,  Rossem  und  Herwynen  verkauft  er  das  Recht,  einen 
Kanal  zur  Maas  zu  führen*);  an  Venlo  verleiht  er  Stadtrechte 
ob  utilitatem  ac  commodum  nostrorum  haeredum  ac  ditionum 
nostrarum  ^).  Und  nicht  nur  die  Verleihung  neuer  Rechte, 
sondern  selbst  die  Bestätigung  der  alten  lässt  sich  der  Landes- 
herr mitunter  vergüten:  Elburg  muss  1340  für  die  Erneuerung 
seiner  Vorrechte  100  Pfund  bezahlen^).  Ueberall  also  ist  es 
die  finanzielle  Seite,  die  bei  der  Verleihung  und  Erweiterung 
von  Rechten  ins  Gevi^icht  fällt,  es  bedarf  daher  bei  dem  Um- 
fange, in  welchem  diesem  Systeme  gehuldigt  wurde,  wohl  kaum 
noch  eines  besonderen  Nachweises,  dass  der  Landesherr  eine 


1)  Der  Einzige ,  der  sich  meines  Wissens  über  den  Zweck  dieser 
Massregel  ausgesprochen  hat,  van  Spaen  (Hist.  I.  852)  glaubt  die  Neu- 
verleihung sei  lediglich  erfolgt,  um  lindernden  Balsam  in  die  Wunden 
zu  träufeln,  welche  die  Aberkennung  der  Privilegien  den  Städten  ge- 
schlagen. Die  Unwahrscheinlichkeit  dieser  Annahme  erspart  eine  ein- 
gehende Widerlegung  derselben. 

2)  Nyhoff  II.  No.  29. 

3)  Nyhoff  I.  No.  221. 

4)  Nyhoff  I.  No.  189. 
■   5)  Nyhoff  I.  No.  404. 

6)  Nyhoff  Inleid.  I.  CXV. 
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Gelegenheit,  wie  die  im  Jahre  1310  dargebotene,  sich  nicht  hat 
entgehen  lassen. 

Wir  wenden  uns  nach  diesen  das  Rechtsverhältnis  der 
Städte  zum  Landesherrn  kennzeichnenden  Bemerkungen  den 
städtischen  Steuern  wieder  zu.  Auch  bei  den  Städten  war 
naturgemäss  der  Modus  der  Einforderung  und  Umlage  von 
weittragender  Bedeutung;  er  entscheidet  darüber,  ob  dem 
Landesherrn  in  der  Stadt  der  einzelne  Bürger  oder  die  selb- 
ständige Steuergemeinde  als  steuerpflichtig  gegenüberstand. 
Über  die  Aufbringung  und  Umlage  der  Beden  in  älterer  Zeit 
dürfen  .wir  aus  den  Urkunden  keine  Aufklärung  erwarten,  da 
wir  für  jene  Zeit  städtische  Steuern  überhaupt  nicht  anzunehmen 
haben.  Ganz  abgekommen  ist  jedenfalls  die  Einzelbesteuerung 
auch  im  13.  und  14.  Jahrhundert  noch  nicht.  Daraus,  dass 
der  Landesherr  in  Staveren  die  Höhe  der  zu  zahlenden  Steuer- 
quote  selbst  bestimmt,  darf  man  schliessen,  dass  ihm  der  ein- 
zelne Bürger  als  Steuerzahler  gegenüberstand.  Noch  1372  ver- 
spricht der  Herzog  von  Jülich,  damals  zugleich  Herr  von  Gel- 
dern ,  der  Stadt  Roermonde ,  dat  here  ingeseten  bürgeren 
nammermur  geschot  noch  gebeedten  sullen  werden  van  eynigen 
den  goede  dat  sy  hebben  in  den  lande  van  Gelre  off  van  Guy- 
lich Und  der  Stadt  Goch  verspricht  er  in  demselben  Jahre, 
dass  die  Bürger  ghen  schattinghe,  noch  ongelt  geuen  en  sullen 
ons  noch  nyemahd  van  onsen  weghen^). 

Die  Stadt  Doesburg  erhält  erst  1340  die  Erlaubnis,  die 
Beden  und  Schätzungen,  die  notwendig  befunden  wurden,  durch 
die  Schöffen  auf  die  Bürger  zu  verteilen  ^J.  Es  bezeichnet  diese 
Verleihung  nicht  nur  die  Aüfhebung  der  Einzelbesteuerung, 
sondern  zugleich  einen  wesentlichen  Fortschritt  in  der  Auto- 
nomie der  Stadt;  diese  wird  dadurch  ausdrücklich  auch  steuer- 
rechtlich als  ein  Rechtssubjekt  anerkannt.  Die  Zeit,  in  der 
dieser  Übergang  in  den  einzelnen  Städten  vor  sich  ging,  ist 
eine  sehr  verschiedene:  Doetinchem  besass  dies  Recht  schon 


1)  Nyhotf  III.  No.  5. 

2)  Nyholf  III.  No.  8. 

3)  Nyhoff  I.  Inl.  CXV. 
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1282;  in  diesem  Jahre  befreien  Richter  und  Schöffen  der  Stadt 
die  Klosterleute  von  Bethlehem,  denen  sie  aufs  neue  das  Bürger- 
recht verliehen  haben,  ab  omni  exactione  et  iure  civili  et 
telonio  Ebenso  Zütfen  nachweisbar  im  Anfange  des  14.  Jahr- 
hunderts; 1314  erklären  Schöffen,  Ratsherrn  und  Gemeinde  von 
Zütfen,.  mit  dem  Landesherrn  versöhnt  zu  sein  und  versprechen, 
diejenigen  Bürger,  die  diesem  während  der  vorangegangenen 
bürgerlichen  Unruhen  treu  geblieben  waren,  nicht  mehr  mit 
Schätzungen  zu  belasten  als  die  übrigen  Bürger-). 

Die  näm.lichen  Gründe,  die  bei  den  ländlichen  Beden  zur 
Fixierung  der  regelmässigen  Steuer  geführt  haben,  waren  auch 
bei  der  städtischen  Bede  wirksam.  Die  runde  Summe  von 
KO  Mark,  die  1284  als  die  regelmässige  Bede  von  Roer- 
monde angeführt  wird,  kann  also  auch  hier  als  Beweis  tür 
die  eingetretene  Steuerfixierung  gelten  Von  den  übrigi-n 
Städten  ist  der  jährliche  Beitrag  unbekannt,  wir  dürfen  aber 
annehmen,  dass  sie  in  dieser  Hinsicht  nicht  hinter  Roermonde 
zurückgeblieben  sind. 

Neben  der  Steuerpflicht  bestand  für  die  Städte  die  Pflicht 
zu  gewissen  persönlichen  Leistungen  und  Diensten;  einzelne 
von  diesen  sind  im  Laufe  der  Zeit  abgeschüttelt,  andere  bis  an 
das  Ende  unserer  Periode  beibehalten  worden.  Das  Recht  des 
Landesherrn  auf  Herberge,  das  hier  zu  nennen  ist,  wird  aus- 
drücklich nur  in  Staveren  reserviert;  in  Emmerich  müssen  die 
Bürger  nach  der  Urkunde  von  1235  dem  Bischöfe  von  Utrecht 
tiospicia  in  Stramine  et  aqua  (stroherberge)  leisten^).  Leistungen 
besonderer  Art  hatte,  wie  wir  bei  einer  anderen  Gelegenheit 
hervorhoben,  auch  Harderwyk  zu  erfüllen^). 


1)  Sloet  i'^o.  1044.  Hier  figuriert  also  unter  den  städtischen  Lasten 
neben  dem  teloneum  (hier  wohl  für  Accise)  die  exactio  als  eine  besondere 
Abgabe,  ein  Zeichen,  dass  die  landesherrliche  Bede  nicht  aus  den  all- 
gemeinen Einnahmen  der  Stadt  bestritten  wurde. 

2)  Nyhoff'  1.  No.  159  in  ponendis  exactionibus. 

3)  vgl.  das  Steuerregister  bei  Sloet  No.  1104:  item  praecaria  oppidi 
centum  marcas. 

4)  Sloet  No.  580. 

5)  vgl.  oben  S.  51,  Anmerkg.  2. 
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Als  eine  allen  Städten  gemeinsame  Pflicht,  die  allerdings 
nicht  zu  allen  Zeiten  und  bei  allen  Städten  dasselbe  Mass  auf- 
weist, ist  die  Pflicht  zur  Landesverteidigung  zu  bezeichnen.  Die 
frühsten  Gründungsurkunden  enthalten  hierüber  keine  Be- 
stimmungen, es  galt  wohl  ein  bestimmtes  Mass  als  selbstver- 
ständlich, welches  über  das  in  anderen  Territorien  übliche  kaum 
hinausgegangen  sein  wird.  Eine  bemerkenswerte  Ausnahme 
macht  auch  hier  wiederum  Staveren :  die  Bürger  dieser  Stadt 
müssen  für  die  ganze  Dauer  der  Feldzüge  Heeres  folge  leisten 
und  zwar  auf  eigene  Kosten  In  betreff  der  übrigen  Städte 
scheint  später  eine  gleichmässigere  und  mildere  Praxis  ange- 
wandt worden  zu  sein;  nach  einer  Urkunde  von  1319  wird 
Arnheim  aliis  oppidis  comitiae  Gelrensis  aequaliter  et  similiter 
zum  Waffendienste  nur  im  Falle  einer  feindlichen  Invasion 
herangezogen-).  Auch  die  Dauer  der  Dienstzeit  scheint  in  der 
späteren  Zeit  einen  Tag  nicht  überschritten  zu  haben ;  die 
Bürger  von  Tiel  und  Zandwyk  werden  1361  von  der  »heer- 
vaert«,  d.  h.  der  Heeresfolge  ausser  Landes  dispensiert  und 
auch  zur  Landesverteidigung  brauchen  sie  nur  in  soweit  mit- 
zuwirken ,  dass  sie  an  demselben  Tage  in  ihre  Stadt  zurück- 
kehren können^). 


Als  steuerzahlende  Elemente  der  Bevölkerung  kamen  bis 
jetzt  vorzugsweise  nur  zwei  Klassen  der  Unterthanen  in  Be- 
tracht, die  freien  Landbewohner  und  die  Bürger  der  Städte. 
War  nun  in  der  That  die  Steuerpflicht  auf  diese  beiden  Klassen 
beschränkt,  oder  unterlagen  auch  die  Ritterbürtigen  und  Geist- 

1)  Nyhoff  I.  No.  53  —  ad  ipsam  expeditionem,  quam  diu  duraverit, 
m  suis  propriis  expensis. 

2)  Nyhoff  L  No.  167. 

3)  Nyhoff  IL  No.  109  ad  defendendara  terram  assistere  tenebuntur 
—  ita  tarnen  quod  eadem  die,  qua  super  hoc  moniti  oppidum  de  Tyele 
praedictuni  exierint  seu  villam,  redire  valeant  ad  eandem  —  Weit  aus- 
gedehnter waren  die  militärischen  Pflichten  der  ländlichen  Bevölkerung. 
Die  Bewohner  des  Oldebroek  müssen  nicht  nur  zur  »landwere«  erscheinen, 
sondern  auch  zur  gemeinen  Heerfahrt  acht  wohlgerüstete  Knechte  auf 
eigene  Kosten  stellen,    van  Spaen,  Inl.  IV.  Cod.  dipl.  XXII. 
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liehen  dem  landesherrlichen  Steuerzwange?  Wie  fast  überall  lässt 
auch  hier  wieder  der  komplicierte  Charakter  der  rechtlichen  Ver- 
hältnisse eine  principielle  Behandlung  und  eine  definitive  Beant- 
wortung dieser  Frage  nicht  zu.  Dem  grundsätzlichen  Anspruch 
auf  Steuerfreiheit,  den  diese  beiden  Stände  erhoben,  haben  die 
Landesherrn  nach  Zeit  und  Umständen  eine  sehr  verschiedene 
Praxis  gegenüber  walten  lassen;  da,  wo  es  ihnen  gut  oder 
notwendig  erschien,  Koncessionen  gemacht,  nie  aber  haben  sie 
denselben  in  seinem  vollen  Umfange  anerkannt. 

Was  zunächst  die  Geistlichkeit  betrifft,  so  beweisen  grade 
die  zahlreichen  Exemtionen  am  besten,  dass  das  Gut  der  Kirchen 
und  Klöster  der  Besteuerung  unterworfen  war;  denn  das  Recht 
der  Befreiung  setzt  doch  wohl  in  den  meisten  Fällen  das  Recht 
der  Auferlegung  voraus.  Noch  unzweifelhafter  ergiebt  sich  dies 
aus  der  Thatsache,  dass  bei  einigen  dieser  Exemtionen  die 
Steuerfreiheit  ausdrücklich  nur  für  die  speciell  aufgeführten 
Güter  gewährt  wird,  andere  dagegen,  sowie  alle  noch  künftig 
zu  erwerbenden,  davon  ausgeschlossen  werden.  Als  beispiels- 
weise der  Landesherr  den  Hof  Berkeler  des  Gistercienserklosters 
in  Roermonde  von  Dienst  und  Bede  befreit,  fügt  er  die  Klausel 
hinzu,  dass  in  die  Steuerfreiheit  nur  die  nu  ter  tyt  zu  dem 
Hofe  gehörigen  Güter  einbegriffen  seien,  alle  anderen  aber, 
welche  das  Kloster  durch  Schenkung  oder  Kauf  hinzuerwerbe, 
dienst-  und  bedepflichtig  sein  sollten  Dagegen  haben  sich 
die  Kleriker  für  ihre  Person  und  den  engeren  Kreis  ihrer 'Hinter- 
sassen durchgehend  vor  einer  direkten  Besteuerung  zu  wahren 
gewusst.  Die  Kanoniker  der  Emmericher  Kirche  lassen  sich 
z.  B.  ausdrücklich  die  Steuerfreiheit  für  diejenigen  Güter  garan- 
tieren  in  quibus  habitent  familie  vel  in  quibus  res  familiäres 


1)  Sloet  No.  1124.  1287  —  uytgenomen  dat  die  persone  vurss  ab- 
disse  en  convent  van  nu  ter  tyt  wient  liiere  naemael  ghejn  gnede  en 
suelen  gelde  noch  sich  antrecken  noch  onder  heeren,  als  van  egnich 
gicht,  sy  en  suUen  dair  van  schattinghe,  bede  off  deynst  ons  ofF  onsen 
nae  comelinghen  talen  of  diien.  Also  nicht  einmal  die  Steuerfreiheit 
der  Cistercienser,  welche  doch  auf  Grund  ihrer  Privilegien  und  Statuten 
ein  besonderes  Recht  darauf  zu  besitzen  glaubten,  haben  die  Landes- 
herrn unbedingt  anerkannt. 
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tractentur ' ).  Ebenso  haben  sich  die  im  Territorium  Geldern 
ansässigen  Angehörigen  auswärtiger  Stifter  auf  das  Nachdrück- 
lichste allen  Steuergelüsten  der  Landesherrn  widersetzt.  Aller- 
dings nicht  immer  mit  dem  erwünschten  Erfolge,  in  allen  Ver- 
trägen zwischen  Utrecht  und  Geldern  bildet  der  Versuch  des 
Grafen  von  Geldern ,  die  Angehörigea  des  Utrechter  Stiftes 
seinem  Steuerzwange  zu  unterwerfen ,  eine  stehende  Streit- 
frage 2). 

Diese  persönliche  Freiheit  der  Geistlichen  von  Steuern  galt 
naturgemäss  auch  für  den  Fall,  dass  eine  Stadt  die  Inhaberin 
des  Steuerrechts  war.  Wir  erwähnten  schon,  dass  die  Stadt- 
behörde von  Doetinchem  die  Klosterleute  von  Bethlehem  von 
allen  Abgaben  befreite^). 

Ein  zv\^eiter  Stand,  der  auf  Steuerfreiheit  Anspruch  machte, 
sind  die  Ritterbürtigen.  Da  sie  in  unserem  Territorium  sich 
aus  freien  und  unfreien  Elementen  zusammensetzten,  so  muss 
zunächst  entschieden  werden,  ob  beide  Klassen  steuerrechtlich 
dem  Landesherrn  gleichberechtigt  gegenüberstanden,  oder  ob 
bei  einer  derselben  auf  Grund  besonderer  Rechtsverhältnisse 
eine  einseitige  Besteuerung  eintrat.  Da  sich  solche  Steuern 
nirgend  vorfinden,  die  freien  und  unfreien  Ritterbürtigen  anderer- 
seits in  allen  übrigen  Beziehungen  als  gleichberechtigte  Mit- 
glieder, eines  Standes  erscheinen,  so  darf  man  diese  Gleich- 
berechtigyng  auch  auf  die  Steuerverhältnisse  übertragen.  Denn 
die  ursprünglich  grössere  Abhängigkeit  der  unfreien  Ritter- 
bürtigen ,  der  Ministerialen ,  die  bedingt  war  durch  die  ihnen 
anhaftende  unfreie  Geburt  und  das  ihnen  auferlegte  Dienst- 
verhältnis wich  bereits  im  Laufe  des  12.  Jahrhunderts  einer 
freieren  Anschauung.  Vor  dem  Glänze  ihrer  kriegerischen 
Würde  —  denn  diese  war  das  eigentlich  Charakteristische  der 
Ministerialität  —  verblich  der  Makel  ihrer  unfreien  Geburt,  ein 
ausgedehnter  Lehenbesitz  stellte  sie  auch  materiell  den  freien 
Vasallen  ebenbürtig  zur  Seite,  kurz  die  Gleichstellung  war  be- 


1)  Sloet  No.  562.  1233. 

2)  Sloet  No.  807.  848.  844. 

3)  vgl.  oben  Seite  59. 
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reits  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  eine  fast  vollständige.  Und 
auf  das  Steuerwesen  dürfen  wir  diese  um  so  eher  übertragen, 
da  grade  hierin  das  nivellierende  Element,  die  Ritterbürtigkeit, 
der  Massstab  der  Rechte  und  Pflichten  geworden  war. 

Dennoch  ist  weder  zu  allen  Zeiten  noch  in  ihrem  vollen 
Umfange  die  Steuerfreiheit  der  Ritterbürtigen  von  den  Landes- 
herrn als  Princip  anerkannt  worden.  Dass  eine  gelegentliche 
Besteuerung  der  Ministerialen  nichts  Unerhörtes  war,  bezeugen 
die  wiederholten  Klagen,  die  darüber  erhoben  wurden.  In 
einem  Vertrage  mit  dem  Bischof  von  Utrecht  von  1258  ver- 
spricht der  Graf  von  Geldern,  dass  er  alles  das ,  was  er  von 
den  Ministerialen  des  Stiftes  per  exactiones  seu  per  quascunque 
alias  iniurias  erpresst  habe,  ihnen  zurückerstatten  wolle ').  Für 
die  Auffassung  der  Rechtsfrage  ist  es  charakteristich,  dass  er 
selbst  diese  exactiones  als  iniuriae  bezeichnet.  In  einem  zweiten 
Vertrage  verspricht  der  Graf  den  »wohlgeborenen«  Ministerialen 
des  Bischofs  keine  exactio  aufzuerlegen,  und  dasselbe  verspricht 
der  Bischofs). 

Ebensowenig  ist  die  Steuerfreiheit  der  freien  Ritterbürtigen 
jederzeit  bedingungslos  anerkannt  worden.  Bei  der  Erwerbung 
der  Herrschaft  Groenlo  im  Jahre  1236  erklärt  der  Graf  von 
Geldern  in  dem  Kaufvertrage,  dass  er  in  den  Gütern  des  Ver- 
käufers (Heinrich  von  Borkulo)  kein  grösseres  Recht  auf  Her- 
berge habe  und  keine  höhere  Bede  erheben  wolle,  als  es  sein 
Vater  gethan^).  1319  erhält  der  Edle  Friedrich  von  Berg, 
Schatzfreiheit  für  seine  ganze  Herrschaft,  ein  Beweis,  dass  we- 
nigstens ein  Teil  derselben  steuerpflichtig  gewesen  war'*).  Es 
ergiebt  sich  aus  diesen  Beispielen,  dass  nicht  aller  Grundbesitz, 
der  sich  in  den  Händen  von  freien  Ritterbürtigen  befand,  darum 
der  Steuerpflicht  enthoben  war,  es  ist  jedoch  nicht  mit  Be- 
stimmtheit zu  entscheiden,  auf  welche  Klasse  von  Gütern  sich 


1)  Sloet  No.  807. 

2)  Sloet  No.  843.  1261.  Item  dominus  comes  Gelrie  niülara  exactio- 
nem  faciet  in  benenatos  ministeriales  episcopi. 

3)  Sloet  No.  588.  —  non  habebimus  largius  ius  hospicii,  quam  ha- 
buit  pater  noster,  nec  petitionem  facimus  largiorera. 

4)  van  Spaen  Inl.  I.  340. 
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das  Besteuerungsrecht  erstreckte;  möglicherweise  waren  dies 
Pacht-,  Zins-  oder  Bauerngüter,  die  ihren  rechtlichen  Charakter 
auch  im  Besitze  der  Ritterbürtigen  nicht  änderten Frei 
waren  jedenfalls  die  Bannereien  und  Rittersitze.  Vor  allem 
muss  aber  hervorgehoben  werden,  dass  es  sich  in  allen  diesen 
Fällen  nur  um  ausserordentliche  Beden  handeln  kann,  der 
regelmässigen  waren  die  Ritterbürtigen  nicht  unterworfen.  Als 
daher  in  einem  Tausch  vertrage  von  1265  mehrere  früher  schatz- 
pfliclitige  Höfe  in  den  Besitz  des  Ritters  Rudolf  Gock  über- 
gingen, werden  sie  von  der  Bede  ausgenommen  ^).  Als  Princip 
wird  diese  Bedefreiheit  einmal  sehr  deutlich  von  dem  Grafen 
von  Holland  ausgesprochen.  Da  nämlich  die  Brüder  van  Buren 
den  Nachweis  erbracht  haben,  dass  sie  von  väterlicher  Seite 
»welgheboren  ludhen«  sind,  so  erklärt  der  Graf  sie  für 
schatzfrei 

Die  Entscheidung  der  Rechtsfrage  bei  der  Besteuerung  der 
Ritterbürtigen  ist  schwer  zu  fällen;  vielleicht  war  auch  bei 
ihnen,  wie  hei  den  Städten,  die  Pflicht  zur  Leistung  einer 
Steuer  vertragsmässig  auf  ganz  bestimmte  Eventualitäten  be- 
schränkt, während  darüber  hinausgehende  Leistungen  von  ihrem 
freien  Willen  abhingen.  Eine  durchaus  freiwillige  Steuer  war 
z.  B.  diejenige,  welche  dem  Landesherrn  im  Jahre  1317  von 
den  Ritterbürtigen  des  Zütfener  Quartiers  zur  Tilgung  seiner 
Schulden  gewährt  wurde.  In  dem  Revers,  den  er  über  den 
Empfang  derselben  ausstellt,  erklärt  der  Landesherr  ausdrück- 


1)  Denn  nicht  die  Person  bildet  das  Steuerobjekt,  sondern  der 
Grundbesitz;  es  zog  also  ein  Wechsel  in  der  Person  des  Besitzers 
darum  keinen  Wechsel  in  der  Art  der  Besteuerung  nach  sich.  vgl. 
Baasch,  Die  Steuer  im  Herzogthum  Baiern.  p.  15.  —  Doch  scheint 
mir  dieser  Grundsatz  nur  dann  anwendbar  zu  sein,  wenn  es  sich  um 
eine  ausserordentl.  Besteuerung  handelte;  denn,  wie  das  sogleich  zu  er- 
wähnende Beispiel  des  Ritters  Rud.  Cock  beweist,  konnten  der  regel- 
mässigen Bede  gegenüber  Güter  bei  einem  Wechsel  des  Besitzes  ihren 
steuerrechtlichen  Charakter  sehr  wohl  ändern.  ^ 

2)  Sloet  No.  283. 

3)  van  Mieris  Charterb.  4.  534.  dat  hi  ende  sin  braeders  van  syn 
vaders  weghen  welgheboren  lüde  syn  ende  en  ghien  scot  sculdich  sien 
noch  bede  van  rechte,  vgl.  dazu  II  554. 
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lieh,  dass  er  kein  Recht  auf  die  Bede  habe,  sonder  dat  sise  ons 
geuen  met  ore  moytwille,  om  ons  lieue  ende  om  onser  beden 
wille  0.  Daraus,  dass  eine  solche  Erklärung  für  notwendig  er- 
achtet wurde,  ersieht  man  zugleich,  wie  schwankend  die 
rechtlichen  Grundlagen  waren ,  auf  denen  das  landesherr- 
liche Steuersystem  ruhte.  Um  keinen  Präcedenzfall  für  zu- 
künftige Steuerforderungen  zu  schaffen,  glaubt  man  sich 
auf  diese  Weise  sicher  stellen  zu  müssen.  Aus  diesem 
Grunde  konnten  leicht  die  äusseren  Verhältnisse  oder  augen- 
blickliche Verlegenheiten  des  Landesherrn  modificierend  auf  das 
Steuerwesen  einwirken.  So  entsprangen  die  weitgehenden  Kon- 
cessionen,  die  im  Jahre  1318  der  Landesherr  und  sein  Nach- 
folger den  Ritterbürtigen  des  Territoriums  machten,  ledig- 
lich ihrer  bedrängten  Finanzlage,  es  sind  Zugeständnisse,  die 
auf  klingendem  Hintergrund  gemacht  werden.  Beide  er- 
klären damals  für  sich  und  ihre  Nachkommen,  die  Ritter- 
bürtigen des  Landes  um  keinerlei  Bede  angehen  zu  wollen, 
die  deren  Gut  betreffe^).  Dasselbe  Versprechen  erhalten  noch 
speciell  die  Ritter  des  Bommelerwerths  In  beiden  Erklärungen 
werden  mit  besonderem  Nachdruck  die  Beden  genannt,  die  das 
Gut  der  Ritterbürtigen  betreffen,  unstreitig  erhält  also  dadurch 
die  Befreiung  eine  Einschränkung:  sie  umfasst  nicht  sämtliche 
Steuern,  sondern  nur  diejenigen,  die  auf  dem  Grundbesitz 
lasteten;  der  Gegensatz,  der  hier  zu  substituieren  ist,  kann 
demnach  nur  in  der  Person  der  Hintersassen  liegen,  da  der 
eben  genannte  Revers  von  1317  die  bewilligte  Bede  bezeichnet 
als  eine  Steuer  der  Ritterbürtigen  und  ihrer  Leute  (voer  oer 
ende  vor  oer  lüde).  Wenn  wir  also  hier  »lüde«,  wie  es  das 
Wahrscheinlichere  ist,  nicht  mit  »Gesinde«,  sondern  mit  »Hinter- 
sassen« übersetzen,  so  müssen  wir  konsequenter  Weise  auch  in 
dem  vorliegenden  Falle  dem  von  Steuern  eximierten  Grund- 


1)  NyhofF  L  No.  170. 

2)  van  Miei-is  Charterb.  II.  199.  Voort  en  sele  wy  noch  onse  naecome- 
lingen  nimmer  gebidden  in  geinrehand  bede  die  hen  ane  höre  goet  gheyt. 

3)  Nyhoff  1.  No.  180.  die  aen  haer  goet  sal  gaen. 
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besitz  die  Personen  resp.  den  Grundbesitz  der  Hintersassen 
gegenüberstellen 

Als  ein  Aequivalent  für  ilire  Freiheit  von  der  regelmässigen 
Bede  betrachtete  man  den  persönlichen  Waffendienst  der  Ritter- 
bürtigen.  Den  beiden  Bestandteilen  gemäss,  aus  denen  sich 
die  Ritterschaft  konstituirt  hat,  muss  auch  hier  zunächst  die 
Frage  aufgeworfen  werden,  ob  das  Mass  der  Kriegspflichten  für 
beide  Teile  ein  gleich  starkes  war,  oder  ob  für  einen  von  ihnen 
eine  grössere  Verbindlichkeit  zu  konstatieren  ist.  Die  Frage  ist 
identisch  mit  der  nach  dem  Verhältnis  der  ministerialen  Pflichten 
zu  den  Lehenspflichten.  Ursprünglich  konnte  der  Ministerial 
als  Unfreier  wohl  zu  unbeschränkten  Kriegsdiensten  heran- 
gezogen werden;  etwas  Näheres  lässt  sich  darüber  nicht  auf- 
stellen. Soviel  aber  ist  sicher,  dass  mit  der  steigenden  Bedeutung 
der  Ministerialität  und  mit  der  Herausbildung  eines  besonderen 
Dienstrechtes  das  Pflichtmass  wesentlich  reduciert  wurde  und, 
wie  in  anderen  Territorien,  bestimmte  Formen  angenommen 
hat.  Der  Regel  nach  war  in  diesen  die  Kriegspflicht  der  Mi- 
nisterialen auf  die  Landesverteidigung  beschränkt,  während  zu 
jeder  weiteren  Dienstleistung  ihre  Einwilligung  erforderlich  war-). 
Von  grossem  Einfluss  auf  die  Dienstverhältnisse  der  Ministerialen 
war  ohne  Zweifel  ihre  immer  ausgedehntere  Teilnahme  an  den 
Lehengütern  und  die  damit  zusammenhängende  Konstituirung 
einer  Ritterschaft  des  Landes;  die  Nivellierung  ministerialer 
und  vasallitischer  Pflichten  war  die  natürliche  Folge  dieser  Er- 
scheinung. 

Denn  auch  die  Pflichten  der  freien  Vasallen  hatten  unter 
dem  Einfluss  des  territorialen  Staatsgedankens  neue  Formen 
erhalten ;  das  ursprünglich  wesentlichste  Moment  der  Vasallität, 


1)  Den  nämlichen  Gegensatz  mussten  wir  bereits  in  einem  früheren 
Falle  annehmen,  wo  die  Bürger  von  Roermonde  von  allen  Beden,  die 
ihr  Gut  betreffen,  entbunden  werden ,  ohne  dass  sie  jedoch  dadurch 
völlig  schatzfrei  wurden,  vgl.  oben  Seite  58.  Dieselbe  Absicht  liegt  zu 
Grunde,  wenn  der  Landesherr  1328  den  Insassen  des  Nieuwbrock  ver- 
spricht, sie  nummermeer  beschatten  zu  zullen  off  bidden,  dat  aen  oir 
goet  dreecht.    vgl.  Nyhoff  L  No.  221. 

2)  So  im  Kölner  Erzstift.    vgl.  Jura  minist.  Colon.  §  1. 
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die  Pflicht  gegen  Kaiser  und  Reich,  war  mehr  und  mehr  zur 
reinen  Formalität  herabgesunken ,  und  an  seine  Stelle  ein 
anderes  Element  getreten,  das  früher  nicht  darin  enthalten  war, 
die  Pflicht  zu  landesherrlichen  Kriegsdiensten;  von  dem  ge- 
meinen Lehenrecht  hatte  sich  ein  territoriales  abgelöst.  Der 
Übergang  war  naturgemäss  ein  ganz  allmählicher;  zum  teil 
wird  der  reichsrechtliche  Standpunkt  auch  in  späterer  Zeit,  aller- 
dings wohl  nur  formell ,  noch  gewahrt ,  zum  teil  schon  sehr 
früh  gänzlich  vernachlässigt 

Allgemein  gültige  Grundsätze  für  die  Pflichten  der  Vasallen 
zum  Lehens-  und  Landesherrn  lassen  sich,  da  ein  territoriales 
Lehenrecht  nicht  überliefert  ist,  nicht  aufstellen ;  wir  sind  daher 
genötigt,  die  hier  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  aus 
den  einzelnen  Lehensverträgen  zu  abstrahieren.  Gemeinsam  ist 
zunächst  allen  eine  mehr  oder  weniger  ausgedehnte  Pflicht  zur 
Landesverteidigung;  zum  ersten  Male  findet  sich  dieselbe  in 
einem  Vertrage  zwischen  Utrecht  und  Geldern  aus  dem  Jahre 
1226'-).   Mitunter  wird  sie  auf  ganz  bestimmte  Eventualitäten 

1)  Es  wäre  interessant  und  zugleich  lehrreich  für  die  Beurteilung 
des  Zeitgeistes  festzustellen,  inwieweit  es  sich  dabei  um  eine  beabsich- 
tigte Nichtachtung  des  Reiches  handelt.  Nicht  in  jedem  Fall  ist  eine 
solche  da,  wo  des  Reiches  keine  Erwähnung  geschieht,  anzunehmen; 
man  nahm  dieses  dann  wohl  als  selbstverständlich  aus.  In  einzelnen 
Fällen  jedoch  wird  man  diese  Deutung,  zumal  wenn  man  das  in  den 
westlichen  Territorien  ohnedies  lockere  Lehensverhältnis  zum  Reiche  in 
Erwägung  zieht,  zulassen  müssen.  Bezeichnend  ist  jedenfalls  die  mit  der  Zeit 
immer  stärker  betonte  Ausschliessung  aller  übrigen  Verpflichtungen. 
Schon  1239  verspricht  der  Graf  von  Geldern,  (fide  data  et  iuramento 
prestito)  dem  Herzog  von  Brabant  als  seinem  Lehensherrn  Beistand 
contra  omnes  mortales.  Sloet  No.  615.  Später  bedient  man  sich  in  den 
Lehensurkunden  gewöhnlich  der  Wendungen:  tegen  alle  die  ghene  die 
leuen  oder  tegen  elker  mallich  vgL  u.  a.  Nyhoff  I.  No.  331.  Am  stärksten 
wird  die  ausschliessliche  Verbindlichkeit  in  den  Auftragungen  der  Burgen 
als  Offenhäuser  hervorgehoben ;  Ausdrücke  wie  tegen  alle  die  gene,  die 
nu  leuen  oft  naemaels  soellen  leuen  nyemand  vyd  geset  —  oder  contra 
quoscumque  sub  celo  viventes  patenter ,  omni  exceptione  remota 
—  sind  dabei  an  der  Tagesordnung,  vgl.  Nyhoff"  I.  No.  333.  371.  377. 
Sloet  No.  963. 

2)  Sloet  No.  489.  defendere  terram  suam;  vgl.  dazu  Lacorabl.  II 
No.  1027.    Sloet  No.  387.    In  einem  Vertrage  zwischen  Brabant  und 
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beschränkt ;  der  Herr  von  Loon  ist  nach  seinem  Lehensvertrage 
dem  Grafen  von  Geldern  nur  dann  zur  Verteidigung  des  Territo- 
riums verpflichtet,  wenn  dieser  ungerechter  Weise  von  dem  Bischof 
von  Münster  angegriffen  wird,  während  er  im  umgekehrten  Fall 
dem  Bischof  Beistand  leisten  muss  Der  Graf  von  Jülich  ist 
seiner  Pflicht  zur  Landesverteidigung  enthoben,  wenn  der  Graf 
von  Geldern  sich  weigert,  auf  einen  gütlichen  Vergleich  mit  dem 
Gegner  einzugehen'^).  Das  übliche  Pflichtmass  scheint  also  der 
Regel  nach  auf  die  Landesverteidigung  beschränkt  zu  sein,  Ver- 
pflichtungen, die  darüber  hinausgehen,  sind  wohl  nur  dann  an- 
zunehmen ,  wenn  sie  in  den  Lehensverträgen  statuirt  werden. 
Dass  sie  mitunter  vorkamen,  beweist  die  Lehensurkunde 
Dietrich  Loefs  von  Cleve.  Dieser  verpflichtet  sich  in  derselben, 
dem  Grafen  von  Geldern  mit  seinem  Gefolge  in  terra  et  extra 
terram  suam  in  armis  aut  sine  armis  auf  eigene  Kosten  zu 
dienen,  w^ofür  er  das  Recht  geniesst ,  mit  seiner  Ritter  an  der 
gräflichen  Tafel  zu  speisen^). 


Geldern  heisst  es:  Item  comes  fecit  duci  ligiam  fidelitatem  et  promisit, 
tactis  reliquiis  ipsi  contra  omnem  hominem  se  fore  serviturum.  Sloet 
No.  397.  Das  Verhältnis  des  homo  ligius  oder  absolutus  (ledigman)  zum 
Lehensherrn  ist  nichts  weiter  als  ein  präcisiertes  Lehensverhältnis,  in 
dem  sich  der  Lehensmann  zum  Dienste  gegen  alle,  mit  Ausnahme  seiner 
übrigen  Lehensherrn ,  verbindet,  vgl.  dagegen  die  Ansicht  Kindlingers 
Münst.  Beitr.  IL  144.  Charakteristisch  ist  auch  in  diesen  Verträgen  die 
Auslassung  von  Kaiser  und  Reich.  So  erklärt  Walter  von  Amersfort  dem 
Grafen  von  Geldern  dienen  zu  wollen  tamquam  ligius  homo  contra  quos- 
cunque  dominos  terrarum  preter  ecclesiam  Traiectensem.  Sloet  No.  861. 
Daher  durfte  auch  der  ligius  homo  keine  neuen  Verbindlichkeiten  ein- 
gehen, ohne  ausdrückliche  Genehmigung  seiner  Lehensherrn.  Da  Alard 
von  Buren  dies  versäumt  hatte,  als  er  mit  dem  Grafen  von  Holland  ein 
Bündnis  schloss,  so  wurde  er  von  dem  Grafen  von  Geldern  vor  dem 
Lehengerichte  zur  Verantwortung  gezogen.    Nyhoff  I.  No.  154. 

1)  Sloet  No.  775. 

2)  Nyhoft'  I.  No.  67.    vgl.  auch  Sloet  No.  1080. 

3)  Nyhoff  1.  No.  66.  Die  Dienstleistung  auf  eigene  Kosten  gilt 
jedoch  nur  für  die  von  Geldern  zu  Lehen  genommene  Herrschaft  Geitfort. 
Wenn  im  übrigen  der  Graf  ihn  zur  Heeresfolge  entbietet,  muss  dieser 
für  den  Unterhalt  Sorge  tragen:  nobis  sicut  ceteris  vasallis  et  fidelibus, 
tenebuntur  necessaria  ministrare.    vgl.  damit  Nyhoff  HI.  No.  5,  wo  die 
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IV. 

Die  Entstehung  von  Amtsbezirken. 

Die  erste  Neuerung,  welche  die  Landesherrn  auf  dem  Ge- 
biete der  Organisation  ihres  Landes  eingeführt  haben ,  besteht 
in  der  Plerstellung  von  Amtsbezirken,  die  lediglich  den  Zwecken 
der  Verwaltung  dienten.  Während  die  landesherrliche  Gerichts- 
verfassung sich  im  wesentlichen  in  demselben  Rahmen  wie  früher 
bewegte,  und  die  Gerichtsbezirke  sich  in  der  Regel  an  die 
alte  Einteilung  in  Hundertschaften  anschlössen,  ist  die  Bildung 
von  Verwaltungsbezirken  eine  durchaus  neue  und  selbständige 
Schöpfung  der  Landesherrschaft,  die  nicht  auf  dem  Boden  des 
Reiches,  sondern  auf  dem  der  Territorien  entstanden  ist.  Für 
das  Verhältnis  der  neuen  Ämter  zu  den  Gerichtsbezirken  lassen 
sich  allgemein  gültige  Grundsätze  nicht  aufstellen,  dasselbe 
schwankt  vielmehr  selbst  innerhalb  eines  Territoriums  oft  sehr 
bedeutend;  ebenso  sind  die  Funktionen  der  neuen  Beamten, 
der  Amtsvorsteher,  nicht  überall  die  nämlichen.  Denn  obwohl 
ihre  Hauptthätigkeit  ausnahmslos  auf  administrativem  Gebiete 
liegt,  so  kommen  daneben  häufig  auch  jurisdiktionelle  Befugnisse 
in  grösserem  oder  geringerem  Umfange  hinzu;  der  Amtmann 
erscheint  in  diesem  Fall  als  Rechtsnachfolger  des  Centenars  oder 


Bürger  von  Roermonde  die  Versicherung  erhalten,  dass  wanneer  dat 
sy  ons  buyten  haer  stadt  dienen,  dat  wi  huen  dan  laueren  suUen  geljch 
ritteren  ende  knapen.  Übrigens  verpflichtet  sich  in  der  genannten  Ur- 
kunde Dietrich  Loef  nochmals  speciell  zur  Landesverteidigung  und  zwar 
auf  Kosten  des  Grafen  von  Geldern.  In  einem  Vertrage  mit  Holland 
wird  festgesetzt,  dass  derjenige  die  Kosten  des  Krieges  tragen  soll,  der 
auf  die  Aufforderung  des  anderen  zur  Landesverteidigung  herbeieilt 
Nyhoff  I.  No.  68.  Wie  man  sieht,  fallen  die  Kriegskosten  zum  grössten 
Teil  dem  Landesherrn  zur  Last;  dieser  niusste  ausserdem  für  alle  Ver- 
luste seiner  Vasallen  aufkommen  und  sie  im  gegebenen  Falle  aus  der 
Gefangenschaft  auslösen  vgl.  Nyhoft  J.  No.  23  und  225.  Über  die  Höhe 
der  Entschädigung,  die  den  aufgebotenen  Lehensleuten  gewährt  wurde, 
giebt  eine  Vertragsurkunde  von  1332  den  gewünschten  Aufschluss:  Ii 
quiex  gages  seront  tels,  cest  assauoir,  le  banneret  vint  soulz  Tourn.  par 
jour,  le  bachaler  dix  soulz  Tourn.  Et  quant  aus  gages  des  escuiers,  il 
penroient  hors  du  royaume  de  France  six  soulz  Tourn.  par  jour.  Nyhoff 
L  No.  262. 
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selbst  des  Grafen.  Denn  wenn  auch  die  äussere  Form  der 
fränkischen  Gerichtsbezirke  im  ganzen  dieselbe  geblieben  war, 
so  hatte  sich  doch  das  Wesen  der  Gerichte  von  Grund  aus 
geändert.  Das  Ereignis,  das  hierbei  von  der  grössten  Tragweite 
war,  ist  die  Vernachlässigung  der  königlichen  Bannleihe.  Da- 
durch dass  allmählich  das  Erfordernis  der  königlichen  Bannleilie 
beseitigt  wurde,  und  die  Grafen  als  selbständige  Inhaber  der 
Gerichtsgewalt  zwischen  Königtum  und  Gericht sinsassen  sich 
einschoben,  wurden  die  direkten  Beziehungen  der  Untergerichte 
zum  Reiche  durchbrochen,  und  diese  tauschten  ihren  ursprüng- 
lichen könighchen  Charakter  gegen  einen  landesherrlichen  ein. 
Zugleich  trat  aber  in  der  Kompetenz  der  Gentgerichte  eine 
entscheidende  Änderung  ein.  Während  dieselbe  früher  die 
ganze  Grafschaft  umfasste  und  zwar  selbst  für  causae  maiores, 
sobald  die  Bedingung  des  Grafenvorsitzes  erfüllt  war ,  wird 
dieselbe  jetzt  durchgehend  auf  den  eigenen  Bezirk  und  auf  die 
niedere  Gerichtsbarkeit  beschränkt,  und  der  Charakter  eines 
Grafschaftsgerichtes  auf  die  Gerichte  für  Ritterbürtige  über- 
tragen, die  im  Anschluss  an  die  Entstehung  einer  Ritterschaft 
konstituirt  werden.  Auch  die  Kompetenzen  der  Beamten  werden 
erweitert.  Die  Vorsteher  der  Hundertschaftsgerichte,  die  Schul- 
teisse  oder  Centenare,  früher  ausschliesslich  Gerichtsorgane,  er- 
halten durch  die  Einführung  und  stete  Vermehrung  von  Steuern 
und  Abgaben  ausgedehnte  finanzielle  Befugnisse,  ihr  Wirkungs- 
kreis wird  umso  umfangreicher,  da  sie  oft  zugleich  Organe  der 
Hofverfassung  sind.  In  demselben  Masse  aber,  in  dem  sich  die 
Machtsphäre  der  Landesheirn  durch  Beseitigung  von  Individual- 
rechten über  eine  immer  grössere  Fläche  ausbreitete,  wuchs  die' 
Anzahl  der  Beamten  und  Hebestellen  und  damit  auch  das  Be- 
dürfnis einer  lokalen  Organisation  der  Verwaltung.  Und  diesem 
Bedürfnis  kamen  die  Landesherrn  umso  bereitwilliger  entgegen, 
da  sich  damit  für  sie  die  Aussicht  eröffnete,  nicht  nur  die 
dominierende  Stellung  des  LeherTsvvesens  zu  erschüttern,  sondern 
zugleich  auf  ihre  Unterthanen  überhaupt  einen  direkteren  und 
intensiveren  Einfluss  ausüben  zu  können. 

Die  ersten  Spuren  einer  organisatorischen  Thätigkeit  der 
Landesherrn  reichen  in  Geldern  bis  in  die  Mitte  des  lö.  Jahr- 
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hundert«  zurück;  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  Einflüsse 
der  westlichen  Territorien,  die  wie  überall  so  auch  hier  in  der 
Entwicklung  vorausgeeilt  waren,  dabei  wesentlich  mitgewirkt 
haben  Selbstverständlich  tritt  die  neue  Einteilung  in  Ver- 
waltungsbezirke nicht  mit  einem  Male,  gleichsam  als  ein  Akt 
der  landesherrlichen  Legislative,  in  allen  Teilen  des  Territoriums 
zugleich  in  Kraft;  sie  beginnt  vielmehr  naturgemäss  dort,  wo 
die  Anzahl  der  widerstrebenden  Elemente  am  geringsten  und 
die  Landesherrschaft  am  weitesten  vorgeschritten  ist.  Dieser 
Umstand  erklärt  es,  dass  uns  die  ersten  Nachrichten  über  die 
neue  Organisation  aus  der  Velüwe  überliefert  werden,  wo  die 
Landesherrn  im  Besitz  der  meisten  Hoheitsrechte  waren.  Da 
ausserdem  die  Neuorganisation  sich  möglichst  an  bereits  vor- 
handene Einteilungen  anzulehnen  bestrebt  war,  so  ist  es  er- 
klärlich, dass  der  Umfang  der  neuen  Bezirke  ein  sehr  verschiedener 
war,  und  dass  man  z.  B.  in  Geldern  zu  unterscheiden  hat 
zwischen  den  grösseren  Drostämtern  und  den  kleineren  eigentlichen 
Ämtern.  Die  ersteren  schliessen  sich  zum  teil  an  die  fränkische 
Gaueinteilung  an;  wir  finden  so  die  Gaue  Velüwe  und  Betüwe 
später  als  Drostämter  wieder,  für  sie  kommt  daneben  die  Be- 
zeichnung als  »Lande«  auf'-).  Bei  den  kleineren  Ämtern  mag 
mitunter  die  Einteilung  in  Genten  oder  in  Kirchspiele  zu  Grunde 
gelegen  haben;  regelmässig  aber  bildete  eine  landesherrliche 
Burg  den  Mittelpunkt  und  den  Wohnsitz  des  Vorstehers,  der 
von  hier  aus  die  Erhebung  der  Einkünfte  und  Steuern  leitete, 
die  Dienste  und  Leistungen  der  Unterthanen  beaufsichtigte  und 
in  Kriegszeiten  das  ländliche  Aufgebot  dem  Landesherrn  zu- 
führte.   In   Geldern  kommt  ausser  diesen  Befugnissen  des 


1}  1265  wird  in  ßrabant  der  baiulatus  Geldoniensis  genannt;  Sloet 
No.  Ö79;  es  ist  aber  zweifellos,  dass  ein  Studium  der  brabantischen  Ur- 
kunden weit  frühere  Belege  ergeben  würde. 

2)  Allgemein  im  14.  Jahrhundert;  ihre  Vorsteher  heissen  dem- 
entsprechend Landdroste,  vgl.  van  Spaen,  Inl.  1.  287  und  Iii.  393  Otto 
van  Zoelen  drost  des  lands  van  Zutphen.  Nyhoff  11.  No.  45:  drossaet 
ampt  in  onsen  lande  van  Montfort.  Nach  van  ISpaen  (Inl.  IV.  335)  zer- 
fiel die  Velüwe  später  in  zwei  grosse  und  drei  kleine  Ämter. 


Amtmannes  in  der  Regel  die  Aufsicht  über  das  Deichwesen 
hinzu*). 

Wie  erwähnt  lässt  sich  in  der  Velüwe  zuerst  die  organisa- 
torische Thätigkeit  der  Landesherrn  nachweisen:  seit  1252 
bildete  diese  einen  einheitlichen  Verwaltungsbezirk.  Der  offi- 
cialis  Theoderichus ,  der  in  diesem  Jahre  genannt  wird  und 
später  als  iudex  oder  iusticiarius  Veluae  auftritt^),  war  un- 
streitig zugleich  Organ  der  Administration.  Nach  der  Velüwe 
haben  sich ,  wenn  man  den  Urkunden  folgen  darf,  zunächst 
die  Grafschaft  Zütfen^),  die  Betüwe*)  und  das  Land  zwischen 
Maas^)  und  Waal  der  neuen  Einteilung  zu  erfreuen  gehabt. 
Allgemein  durchgeführt  erscheint  dieselbe  am  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts 

Nachdem  die  Neuorganisation  des  Territoriums  in  allen 
Teilen  desselben  vollendet  war,  trat  an  die  Landesherrn  die 
weitere  Aufgabe  heran ,  die  Kompetenzen  der  neuen  Beamten 
den  Insassen  gegenüber  zu  regeln  und  zugleich  den  neuorgani- 


1)  vgl.  Sloet  No.  978. 1276  dominus  Gerardus  de  Rothem,  miles,  iudex 
doniini  comitis  Ghelrensis  ac  visitator  aggerum. 

2)  Sloet  No.  771  bis;  1265  heisst  derselbe  iudex  Velue;  1266  iusti- 
ciarius domini  Ottouis  —  in  Velua  cf.  No.  881  und  893.  Die  Identität 
von  iudex  und  iustitiarius  wird  damit  be^'iesen.  Die  Einteilung  der 
Velüwe  in  einzelne  Ämter  erscheint  als  vollendete  Thatsache  in  einer 
Urkunde  des  Jahres  1299.  Dem  Hospital  in  Hattem  werden  hier  gewisse 
Einkünfte  zugewiesen,  die  es  erheben  soll  antequam  officiati  nostri  aut 
heredum  —  se  intromittere  valeant  de  eisdem.    Nyhoff  1.  No.  65. 

3)  Sloet  No.  801.  807.  899. 

4)  Sloet  No.  1040— (1281)  coram  iudice  per  Batuam.  No.  1050:  B. 
de  Ecke  iudex  sive  iusticiarius  in  terra  Batua  ab  illustri  viro  E.  comite 
Gelr.  constitutus. 

5)  Nyhoft*  1.  No.  174  iudex  comitis  Gelr,  inter  Mosam  et  Wallum  ac 
terra  imperiali. 

6)  In  einem  Schiedssprüche  zwischen  Geldern  und  Kleve  von  1282 
wird  u.  a.  bestimmt,  dass  kein  Unterthan  des  einen  Landesherrn  im 
Lande  des  anderen  Pfändungen  vornehmen  oder  Personen  festnehmen 
dürfe  iudice  non  requisito,  sab  cuius  officio  iniuria  vel  violentia  fit  Sloet 
No.  1061.  Die  Stelle  ist  zugleich  insofern  von  Interesse,  als  sie  von  dem 
Grundsatze  ausgeht,  dass  der  Vorsteher  des  Amtes  zugleich  Richter  ist. 
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sierten  Bezirken  eine  einheitliche  und  geordnete  Rechtspflege 
angedeihen  zu  lassen.  Es  geschah  dies  durch  die  Aufzeichnung 
und  Verleihung  von  lokalen  Landrechten,  die  im  wesentlichen 
ein  Ausdruck  der  bestehenden  Rechtsverhältnisse  sind  und  nur 
den  Fortschritten  der  Landeshoheit  entsprechend  modificiert 
wurden.  Uns  interessieren  hier  nur  die  Verordnungen  über  die 
Wirksamkeit  der  Beamten,  da  sie  zugleich  über  die  lokale  Ein- 
teilung und  den  inneren  Ausbau  der  Ämter  Aufklärung  geben. 
Der  Träger  der  gesamten  Verwaltung,  der  Amtmann,  ist 
überall  zugleich  der  höchste  Justizbeamte  ^) ;  nach  dem  Urteil 
der  Schöffen,  deren  Zahl  eine  schwankende  isf^),  richtet  er 
zum  teil  auch  über  causae  maiores^).  Einzelne  schwere  Ver- 
brechen ,  sowie  Vergehen  gegen  seine  Beamten ,  behält  sich 
dagegen  der  Landesherr  selbst  zur  Bestrafung  vor^). 


1)  So  im  Bommeler-  und  Tielerwerth,  die  mit  der  Stadt  Zalt-Bommel 
ein  Amt  bilden,  vgl.  den  Landbrief  von  1^27  Nyhotf  I.  No.  215.  Int 
yerste  is  the  Wethen,  so  wie  mit  vuysten  sleet,  ende  ment  onsen  amt- 
man  claghet  —  ende  van  onsen  amtman  der  schepenen  vondenis  hebben 
gedhaen.  Die  Betüwe  zerfällt  in  zwei  Ämter:  Ende  elke  richter  sal 
gheerfft  syn  in  sinen  ampt  tot  dertich  morgen  lants  toe.  Nyhofl;"  L 
No.  2i9. 

2)  Im  Bommlerwerth  nach  dem  Landbriefe  von  1327  im  ganzen  16, 
acht  Stadtgerichtsschöffen  in  Zalt-Bommel  und  ebensoviel  Landgerichts- 
schötfen.  Die  Urteilfindung  ist  zunächst  Sache  der  städtischen  Schöffen, 
erst  wenn  diese  sich  nicht  einigen  können,  sollen  sie  ihre  ländlichen 
Kollegen  zu  Rate  ziehen;  nur  mer  dat  die  schepen  vanBomel  wisen,  dat 
sal  recht  bliuen,  ende  wes  si  niet  wiisen  zin,  daer  thoe  zolen  si  doen 
eyschen  die  schepen  van  ß.  ende  van  T  .  .  .  Die  Zahl  der  Landgerichts- 
schöö'en  ist  später  vermehrt  worden;  nach  dem  Landbrief  von  l'ö'do  giebt 
es  deren  an  jeder  der  vier  Gerichtsbänke  acht.  Auffallend  ist  das  Fehlen 
von  Schöffen  in  der  Betüwe,  die  Personen,  die  hier  ihre  Stelle  vertreten, 
heisseu  iseegher,  svoenlude,  wittaftige  lüde  oder  gherichtslude,  von  denen 
fünf  an  jeder  Bank  sind  (ende  vytt  man  in  elken  ghericht). 

3)  In  der  Betüwe:  Vaert  wil  wi,  dat  moert  ende  moertbrant,  doetslach 
ende  vredebreke  staen  soJen  ter  waerheyt,  an  wittaftigen  luden  te  ver- 
soeken,  die  die  richter  op  sinen  eet  seghet,  dat  ghenen  si  den  en  hauden. 
Im  Bommelerwerth  sind  es  moert  ende  moertbrand. 

4)  Nyhoff'  I.  No.  219.  Voert  is  te  weten,  so  wye  onse  richter, 
amptlude  of  boden  sloge,  dat  steet  tonsen  wille. 
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Jedes  Amt  besteht  aus  mehreren  Gerichtsbezirken  oder 
Untergerichten'),  an  deren  Spitze  besondere  Richter  stehen; 
ürteilfinder  sind  auch  hier  die  Schöffen,  ihre  Kompetenz  er- 
streckt sich  jedoch  nur  auf  untergeordnete  Fälle,  nicht  auf 
Kriminalsachen^). 

Als  Deichgraf  hat  der  Amtmann  eine  Anzahl  von  Deich- 
beamten (heemraden)  unter  sich,  die  von  den  Gemeinden  ge- 
wählt werden,  aber  während  ihrer  Amtsthätigkeit  alle  Rechte 
der  landesherrlichen  Beamten  geniessen 

Werfen  wir  nun  einen  kurzen  Rückblick  auf  das  Wesen 
der  neuen  Organisation,  so  wird  sich  sofort  eine  auffallende 
Analogie  derselben  mit  der  karolingischen  Grafschaftsverfassung 
ergeben.  Eine  durchgreifende  Neuerung  bildet  nur  der  vor- 
herrschend administrative  Charakter  der  Amtsbezirke,  die 
Gerichtsverfassung  weist  überall  .dieselben  Elemente  auf  wie  ihr 
fränkisches  Vorbild.    Der  Amtmann  ist  wie  der  Graf  der  In- 


1)  Das  Amt  Bommelerwerth  aus  4;  die  beideni  Ämter  der  Betüwe 
aus  je  2. 

2)  Der  Maxinialbetrag  ihrer  Gerichtsbussen  ist  auf  3  Schilling  an- 
gesetzt, vgl.  van  Spaen  Inl.  Cod.  dipl.  XXV.  Die  Stellung  dieser 
Unterrichter  ist  nicht  ganz  klar;  jedenfalls  sind  sie  nicht  landesherrliche, 
sondern  kommunale  Beamte  —  denn  in  dem  Landrecht  für  die  Betüwe 
bestimmt  der  Landesherr  u.  a.,  dass  die  »täglichen«  Richter  (iudices 
quotidiani)  das  Recht  behalten  sollen,  das  sie  mit  Recht  hergebracht 
haben.  In  Deutschland  wird  das  Institut  der  »täglichen«  Richter  nur 
an  einer  einzigen  Stelle  und  zwar  im  Stadtrecht  für  Medebach,  vgl. 
Seibertz  1.  No.  55.  v.  1165  §3,  erwähnt,  während  es  in  Feldern  häufiger 
und  im  Gegensatz  zu  jenem  auch  auf  dem  Lande  vorkommt.  So  enthält 
z.  B.  das  Landrecht  v.  1335  füi'  Bommeler-  und  Tielerwerth  (vgl.  Nyhoff  I. 
No.  302)  die  Bestimmung,  dass  die  Gerichtsgefäile  an  den  vier  Gerichts- 
bänken nicht  von  den  »täglichen«  Richtern,  (welche  die  niedere  Gerichts- 
barkeit haben)  sondern  von  den  gräflichen  Beamten  erhoben  werden 
sollen. 

3)  In  der  Betüwe  sind  es  fünf;  Ende  elke  richter  sal  syn  beyde 
richter  ende  dycgr.eve  in  sinen  ampte,  ende  sal  vyf  heemrede  hebben 
onder  hem  in  den  amt.  Diese  .heemrede'  sind  unzweifelhaft  die  alten 
markgenossenschafthchen  Organe,  die  in  Mitteldeutschland  gev/öhnlich 
heimburgen  heissen. 
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haber  der  öffentlichen  Gerichtsbarkeit,  ein  stehendes  Gericht  mit 
unumschränkter  Kompetenz  für  den  ganzen  Bezirk  giebf  es 
ebensowenig  wie  früher,  sondern  diese  kann  auf  jedes  Unter- 
gericht übertragen  werden,  wenn  der  Vorsitz  des  Amtmanns 
hinzukommt.  Vermehrt  ist  nur  die  Anzahl  der  Gerichtstage; 
an  Stelle  des  alten  dreimal  jährlich  abgehaltenen  karolingischen 
Ding  werden  beispielsweise  in  der  Betüwe  die  Gerichts- 
sitzungen unter  dem  Vorsitz  des  Amtmannes  alle  14  Tage  ab-' 
gehalten 

Eine  Frage  von  hoher  Bedeutung  bleibt  noch  zu  erledigen : 
wie  standen  die  Städte  der  neuen  Organisation  gegenüber, 
wurden  sie  als  besondere  Bezirke  eximiert,  oder  waren  sie  mit 
eingefügt  in  den  Rahmen  der  neuen  Organisation  und  den 
ländlichen  Amtsbezirken  untergeordnet?  Ehe  wir  zur  Beant- 
w^ortung  dieser  Frage  übergehen,  muss  ein  kurzer  Überblick 
über  die  Verfassung  der  Gelderschen  Städte  vorausgeschickt 
werden.  Vor  der  Konstituirung  der  Stadt  als  ein  eigener 
Gerichtsbezirk  standen  die  Einwohner  unter  der  Gerichtsbarkeit 
des  nächsten  Landgerichts  und  seiner  Schöffen.  Mit  der  Er- 
hebung zur  Stadt  war  in  der  Regel  die  Exemtion  aus  dem 
ländlichen  Jurisdiktionsbezirk  verbunden ,  die  Stadt  erhielt  also 
eigene  Gerichtsbarkeit  und  Verwaltung,  ihre  Organe,  Richter 
Schöffen  blieben  jedoch  landesherrliche  Beamte"^).  In  der  ersten 
Zeit  vereinigten  die  Schöffen  ausnahmslos  jurisdiktioneile  und 
administrative  Befugnisse  •'^) ;  ihre  Zahl  schwankt  zwischen  acht 

1)  Voert  salen  dese  vorgenaemde  richter  haer  heimstede  besitten 
elken  in  sinen  ampt  tot  elken  vertinnachten  als  lantrecht  wyst,  op  dese 
vorscreve  dagen ,  ende  anders  niet. 

2)  vgl.  Sloet  No.  698:  coram  iudice  domini  comitis  in  Sutphania ; 
No.  899:  iudex  domini  comitis,  No.  677:  scabini  nostri ;  Nyhotf  i.  No.  85 
scabini  nostri  Arnhemienses.  No.  200:  mit  onsen  scepen,  raet  ende  der 
ghemeinre  stad  van  Arnheym.    vgl.  auch  No.  188. 

8)  vgl.  die  Erhebungsurkunde  von  Sloet  No.  376:  institui  in  ea  etiam 
duodecim  scabinos  quorum  consilio  eadem  civitas  regatur,  ut,  si  que  in- 
ordinata  in  ea  fuerint,  maturiori  consilio  pertractent  et  ad  integrum 
statum  reforraent.  vgl.  die  nämliche  Bestimmung  bei  Emmerich,  Arn- 
heim  und  Wageningen.  Sloet  No.  568.  564.  862.  Bemerkenswert  ist> 
dass  man  dieselbe  Bestimmung  auch  in  der  Gründungsurkunde  von  Zalt- 
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und  zwölf  0-  Ihre  Wahl  wird  entweder  der  Stadt  überlassen, 
oder  der  Landesherr  behält  sich  dieselbe  ganz  oder  teil- 
weise vor^). 

In  den  Besitz  der  hohen  Gerichtsbarkeit  ist  in  unserer 
Periode  noch  keine  Stadt  gekommen,  die  Ansprüche,  die 
Zütfen  im  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  darauf  erhob,  wurden 
mit  Erfolg  von  dem  Landesherrn  zurückgewiesen;  in  Staveren 
behält  sich  dieser  selbst  die  niedere  Gerichtsbarkeit  vor^}.  Eine 


Bommel  wiederfindet,  wo  man  der  Zeit  nach  (1316)  entschieden  einen 
Rat  als  Vertreter  der  Administration  erwarten  sollte,  vgl.  Nyhoff  1. 
No.  167:  ut  octo  scabinorum  consilio  regatur. 

1)  In  Zütfen,  Arnheim  u.a.  zwölf,  in  Venlo  neun  und  in  Zalt- Bommel 
acht.    cf.  Sloet  No.  376.  564.    Nyhoff  L  404.  167.  .  . 

2)  In  Zütfen  und  den  mit  voUe^  Zütfenschen  Rechte  bewidmeten 
Städten  erhält  die  Stadt  das  Wahlrecht;  der  Wahlmodus  der  früheren 
Zeit  ist  nicht  bekannt,  im  Anfang  des  14.  .Jahrhunderts  fand  die  Wahl 
in  Z.  durch  Kooptation  statt.  Wie  überall  hat  auch  hier  das  Streben 
nach  städtischer  Autonomie  zu  einem  Konflikt  mit  der  Landesherrschaft 
geführt,  und  einen  der  vornehmsten  Streitpunkte  bildete  grade  die 
Schöffenwahl;  das  Resultat  war,  dass  sie  in  Zukunft  im  Einverständnis 
mit  dem  Landesherrn  durch  Kooptation  zu  erfolgen  habe,  dass  ferner 
die  sechs  Schöffen ,  die  nicht  wieder  gewählt  wurden ,  in  den  Stadtrat 
eintreten  sollten,  vgl.  Tadama,  Geschiedenis  der  stad  Z.  p.  88.  Nyhoff 
1.  No.  228.  232.  236.  van  Spaen,  Hist.  I.  462;  de  xMeester,  Ned.  Jaarb. 
Vlll.  No.  2. 

Wie  Zütfen  so  erhielten  auch  Emmerich  und  Arnheim  in  den  Grün- 
dungsurkunden das  Wahlrecht  der  Schöffen  (qui  ibidem  eligentur).  In 
Groenlo  dagegen  werden  sämtliche  Schöffen  vom  Landesherrn  ernannt. 
Sloet  No.  991  sed  nos  iudicem  et  scabinos  pro  nostra  voiuntate  institue- 
mus.  Dasselbe  ist  in  Stavern  der  Fall.  Nyhoff  I.  No.  53.  In  Zalt- 
Bommel  setzt  der  Landesherr  jährlich  vier  von  den  Schöffen  ab  und  vier 
neue  ein.  Dagegen  wird  nach  dem  Landbrief  von  1327  die  Wahl  von 
den  vereinigten  Stadt-  und  Landgerichtschötten  vollzogen;  diese  sollen 
auf  ihren  Eid  acht  Schöffen  wählen,  die  ons ,  der  stad  van  Zautbomei, 
den  lande  van  Bomelrewert  ende  van  Tyelrewert,  nutte  ende  orbarlic  sin. 
Nyhoff  1.  No.  215.  Das  Bestätigungsrecht  bleibt  also  immerhin  dem 
Landesherrn. 

3)  ludicium  etiam  altum  et  cotidianum  in  ipso  oppido  nobis  —  re- 
servamus. 
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verschiedene  Praxis  wurde  in  Bezug  auf  die  Gerichtsgefälle 
beobachtet;  in  Zütfen  wurden  sie  bei  der  Gründung  der  Stadt 
überwiesen,  die  sie  zur  Befestigung  verwenden  soll').  ]n  Arn- 
heim ,  das  im  übrigen  die  volle  Freiheit  von  Zütfen  erhält, 
fallen  dagegen  die  gesamten  Gerichtsbusen  dem  landesherrlichen 
Richter  zu. 

Wie  erwähnt,  waren  in  älterer  Zeit  die  Schöffen  sowohl 
Organe  der  Justiz  wie  der  Verwaltung,  ein  unwiderleglicher 
Beweis,  dass  ein  Rat  damals  noch  nicht  vorhanden  war;  seit 
der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  aber  begegnen  wir 
einen  solchen  als  einem  Organe  der  Verwaltung^).  Woran  sich 
das  Auftreten  dieser  neuen  städtischen  Behörde  knüpft,  bleibt 
dahingestellt,  sicher  ist  nur,  dass  dieselbe  bei  der  Erhebung  zur 
Stadt,  wenn  sie  überhaupt  schon  unter  irgend  einer  Form 
existierte,  nicht  ihre  spätere  Rolle  als  Repräsentativkollegium 
der  Stadt  gespielt  hat;  denn  sonst  würden  wir  unbedingt  über 
ihre  damalige  Existenz  unterrichtet  sein.  Ebenso  unbestreitbar 
ist  es,  dass  der  Rat,  wenn  auch  nicht  im  bewussten  Gegensatz 
zum  Schöffenkollegium  entstanden,  sich  doch  mit  Notwendigkeit 
als  Vertreter  der  bürgerlichen  Interessen  gegen  etwaige  Über- 
griffe der  Landesherrschaft,  in  einem  gewissen  Gegensatz  zu 
jener  landesherrlichen  Behörde  entwickeln  musste,  zumal  da 
beide  in  der  Führung  des  Stadtregiments  vielfach  rivalisierten. 
Unbestimmt  wie  die  Zeit  und  Art  der  Entstehung  ist  auch  die 
Art  und  Weise  der  Wahl  der  Ratsherrn.  Man  darf  Jedoch  mit 
gutem  Grunde  annehmen,  dass  dieselbe  dem  genossenschaft- 
lichen Charakter  dieser  Behörde  zufolge,  auch  ein  Recht  der 


1)  ad  augendam  rem  publicam  ipsorum  es  in  emphiteosim  reservetur. 

2)  Ratsherrn  lassen  sich  nachweisen  am  frühsten  in  Arnheim  (1271) 
iudex  et  consules  totaque  universitas  in  Arnem  (in  Deventer  kommen 

sie  bereits  1241  vor  Sloet  No.  624)  Sloet  No.  929   in  Harderwyk 

seit  1280  sed  tres  de  scabinis  et  totidem  de  consulibns  de  Harderwihe 
Sloet  No.  1050.  in  Zütfen  seit  1315.  vgl.  Nyhoff  1.  No.  135.  in  Nym- 
wegen  seit  1308  Nyhoff  I.  No.  100.  Allgemein  angenommen  werden  sie 
in  einer  Urkunde  von  1382:  ac  cum  consulibus  et  communitatibus  villa- 
rum ,  seu  oppidorum  nostrorum.  van  Mieris ,  Charterb.  II.  537.  Nyhofl' 
I.  No.  252  a. 
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durch  sie  vertretenen  Bürger  war;  der  Einfluss  des  Landesherrn 
war  aber  kaum  dabei  ganz  ausgeschlossen.  Die  Thätigkeit  des 
Rates  erstreckte  sich  nach  und  nach  auf  alle  Zweige  der  Ver- 
waltung, er  erscheint  überall  als  der  eigentliche  Vertreter  der 
städtischen  Autonomie. 

Die  städtische  Selbständigkeit  hatte  also  einen  verhältnis- 
mässig hohen  Grad  erreicht,  als  die  Landesherrschaft  jene 
durchgreifende  Neuerung  auf  dem  Gebiete  der  lokalen  Verwal- 
tung einführte.  Es  fragt  sich  nun,  ob  und  inwiefern  die  Städte 
davon  betroffen  wurden.  Zu  einer  endgültigen  Beantwortung 
dieser  Frage  reicht  das  uns  vorliegende  Materiai  nicht  aus,  so- 
viel lässt  sich  aber  immerhin  mit  Bestimmtheit  behaupten,  dass 
ein  Teil  der  Städte  in  den  Rahmen  der  neuen  Organisation 
hineingezogen  wwde.  Unstreitig  gilt  dies  beispielsweise  von 
Zalt-Bommel.  Die  Stadt  bildete.,  wie  oben  bereits  ausgeführt 
wurde,  einen  integrierenden  Bestandteil  des  sie  umgebenden 
Amtsbezirkes;  die  Zugehörigkeit  war  jedoch  eine  einseitige,  sie 
erstreckte  sich  nur  auf  die  Jurisdiktion.  Nur  als  Inhaber  der 
Gerichtsbarkeit  und  als  Vorsitzender  des  städtischen  Schöffen- 
kollegs konnte  der  Amtmann  gewisse  Rechte  auf  die  Bürger 
geltend  machen ;  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  und 
Polizei  erlitt  die  Autonomie  der  Stadt  keine  Einbusse.  In  dem 
Landbrief  von  1327  wird  ausdrücklich  den  Schöffen  der  Stadt 
das  Recht  erteilt,  Accise  und  Küren  zu  erlassen  und  den  Stadt- 
boten ein-  und  abzusetzen;  die  Bürger  selbst  erhalten  die 
Vollmacht,  mit  zwei  oder  mehr  Schöffen  neue  Bürger  aufzu- 
nehmen; von  einem  Rechte  des  Amtsmanns  auf  diesen  Gebieten 
findet  sich  keine  Andeutung.  Und  wie  in  Zalt-Bommel  wird 
das  Verhältnis  auch  in  den  übrigen  Städten,  zum  mindesten 
in  den  kleineren,  gewesen  sein;  für  die  Stadt  Venlo  wird  dies 
durch  die  Gründungsurkunde  bezeugt.  Wenn  nämlich,  heisst 
es  dort ,  sieben  von  den  Schöffen"  anwesend  sind ,  so  sollen  sie 
kompetent  sein  de  vondenis,  recht  ende  oordeel  wyzen  zullen 
haer  sacken  verrichten  mit  onsen  amptman,  die  nu  is,  of  in 
den  tydt  daer  wesen  sal  0- 

1)  vgl.  Pontanus  214.  1343.  Dasselbe  wird  allgemein  in  einer 
späteren  Urkunde  ausgesprochen,    vgl.  Nyhoff  II.  No.  87.  1358  Veert 
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Ganz  ausgeschlossen  war  die  amtliche  Wirksamkeit  des 
Amtmannes  in  der  Stadt  nur  dann,  wenn  diese  selbst  hihaberin 
der  hohen  Gerichtsbarkeit  geworden  war,  ein  Fall,  der  in 
unserer  Periode  sich  )n  keiner  der  Gelderschen  Städte  nach- 
weisen lässt. 


Seggen  wy,  dat  elck  amptmari  in  synen  ampt  elcke  manne  recht  vonnisse 
ende  bescheyt  daen  sal,  nae  dat  lantrecht  ende  statrecht  daer  ge- 
legen is. 


ÄJarburg.    Üniv.-Buclidruckerei  (R.  Friedrich). 


